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Vorwort 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen legt mit dem Sondergutachten 
„Allgemeine ökologische Umweltbeobachtung" ein weiteres Gutachten vor, das 
einem speziellen Problem der Umweltpolitik gewidmet ist. Grundlage dieses Gut-
achtens ist der im Einrichtungserlaß festgelegte Auftrag, die Situation der Umwelt 
darzustellen und auf Fehlentwicklungen und Möglichkeiten zu deren Vermeidung 
hinzuweisen. 

Zentrales Anliegen des vorliegenden Gutachtens ist es, die bestehenden fast aus-
schließlich sektoral orientierten Ansätze der Umweltbeobachtung, die sich auf ein-
zelne Umweltsektoren oder Umweltmedien beschränken, zur integrierenden Um-
weltbeobachtung weiterzuentwickeln, die das gesamte System Umwelt als Ganzes 
umfaßt. Schwerpunkt der integrierenden Umweltbeobachtung sollte dabei das alle 
Umweltbereiche durchdringende „Öko-Monitoring" sein, mit dessen Hilfe die 
schleichenden, manchmal kaum auffallenden Wirkungen von Chemikalien oder 
Flächennutzungen auf Lebewesen, Lebensgemeinschaften, Ökosysteme und die 
Biosphäre rechtzeitig nachzuweisen sind. Die Daten der integrierenden Umwelt-
beobachtung ergeben die Möglichkeit, Umweltschutz noch stärker wirkungsorien-
tiert zu praktizieren als bisher. Damit lassen sich die Mängel der bisherigen, vor-
wiegend immissionsorientierten Umweltschutzpraxis vermeiden, die gezeigt hat, 
daß die Überwachung einer ständig ansteigenden Zahl von Umweltschadstoffen an 
Grenzen stößt. 

Besonderen Wert legt der Rat auf die Berücksichtigung unterschiedlicher Beobach-
tungsebenen im lokalen, regionalen, nationalen und übernationalen bis globalen 
Bereich. Die Datenerfassungen in diesen Bereichen sollten aufeinander abgestimmt 
sein. Auf diese Weise kann die Nutzungsmöglichkeit der Daten für unterschiedliche 
Zwecke sichergestellt werden, wie für Auswirkungsprognosen bei standortbezoge-
nen Genehmigungsverfahren, für Analysen überregionaler Beeinflussung durch 
weiträumigen Schadstofftransport und schließlich zur Beweissicherung für langsam 
ablaufende Veränderungen im regionalen und globalen Bereich. 

Bei der Arbeit an diesem Gutachten ist der Rat von mehreren Personen und Insti-
tutionen unterstützt worden; ihnen möchte er danken. Der Dank gilt den Vertretern 
der Ministerien und der Ämter des Bundes und der Länder, so vor allem der Leitung 
und den Mitarbeitern des Umweltbundesamtes (UBA), der Bundesforschungsanstalt 
für Naturschutz und Landschaftsökologie (BFANL) und des Statistischen Bundes-
amtes (StBA), die mit fachlichem Rat, bei Verwaltungsfragen sowie durch technische 
Hilfe bei diesem Gutachten geholfen haben. 

Besonderer Dank gebührt Herrn Dipl.-Ing. Werner Gertberg, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter des Rates, der durch eigene Ausarbeitungen, Materialsammlungen und 
die Erstellung einer Vielzahl graphischer Darstellungen wesentlichen Anteil am 
Gelingen dieses Gutachtens hat. Als Mitarbeiter des wissenschaftlichen Stabs der 
Geschäftsstelle des Rates haben Frau Dr. Helga Dieffenbach-Fries und Herr 
Dr. Stephan Krieger ebenfalls zum erfolgreichen Abschluß der Gutachtenarbeit bei-
getragen. Besonderer Dank gebührt auch der externen Mitarbeiterin Frau Dipl.-Ing. 
Annette Nietfeld, die durch das im Auftrag des Rates erstellte Gutachten zum Thema 
„Umweltinformationssysteme und Biotopmanagement im Rahmen der Umweltüber-
wachung" wichtige grundlegende Informationen für das vorliegende Gutachten lie-
ferte. Weiterhin unterstützte Herr Dr. Lutz Spandau, Lehrstuhl für Landschaftsöko-
logie der TU München in Weihenstephan, die Arbeiten zu diesem Gutachten. 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen schuldet allen, die an diesem Gut-
achten auf vielfältige Weise mitgewirkt haben, auch den nicht namentlich genann-
ten, Dank für ihre unentbehrliche Hilfe. Für Fehler und Mängel, die das Sondergut-
achten „Allgemeine ökologische Umweltbeobachtung" enthält, tragen die Mitglie-
der des Rates die Verantwortung. 

Wiesbaden, im Oktober 1990 

Wolfgang Haber 

Vorsitzender 
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1 Einführung 

1. Die Umwelt des Menschen ist ein verwickelt auf-
gebautes System aus Luft, Wasser, Gestein und Bo-
den, aus zahlreichen Arten von Pflanzen, Tieren und 
Mikroorganismen sowie den von ihnen gebildeten 
Gemeinschaften und ihren vielfältigen gegenseitigen 
Abhängigkeiten. Es werden unbelebte (abiotische) 
und lebende (biotische) Umweltbestandteile unter-
schieden. Darüber hinaus hat sich eingebürgert, die 
Umwelt in eine natürliche und eine vom Menschen 
veränderte (anthropogene) Umwelt zu gliedern. Die 
natürliche Umwelt erfüllt die sogenannten Elementar-
bedürfnisse des Menschen, die er mit praktisch allen 
anderen Lebewesen teilt, wie z. B. Versorgung mit 
Luft, Wasser, Nahrung und Raum; die anthropogene 
Umwelt befriedigt die kulturellen und zivilisatori-
schen Bedürfnisse des Menschen. 

2. Umwelt, wie immer man sie definiert, unterliegt 
ständigen Veränderungen, die für alle Lebewesen 
einschließlich des Menschen immer neue Herausfor-
derungen darstellen. In der natürlichen Umwelt gibt 
es neben langsamen, oft kaum merkbaren Verände-
rungen gelegentlich auch plötzliche, tiefgreifende 
Änderungen infolge von Erdbeben, Vulkanausbrü-
chen, Wirbelstürmen, Hochwasser usw., die sich auf 
die Lebewesen zum Teil katastrophal auswirken und 
die Entwicklung der Lebensgemeinschaften in neue 
Richtungen lenken können. Da auch die Menschen 
solche Naturkatastrophen zu fürchten haben, sind in 
den dafür besonders prädestinierten Gebieten zahl-
reiche Beobachtungs-, und Meßeinrichtungen ge-
schaffen worden, um natürliche Umweltkatastrophen 
soweit möglich voraussagen zu können, aber auch um 
die dadurch bedingten Veränderungen und ihre Fol-
gen zu erfassen. Erwähnt seien die Systeme zur Beob-
achtung und Messung tektonischer Veränderungen 
zur Erdbebenvoraussage und -beurteilung in Kalifor-
nien oder zur Beobachtung vulkanischer Aktivitäten 
in Japan. 

3. Die Existenz des Menschen ist an ständige Ein-
griffe in die Umwelt gebunden, deren Folgen bis zu 
einer völligen Umgestaltung gehen können, wie sie 
zum Beispiel die städtisch-industrielle Umwelt ver-
körpert. Infolgedessen ist die heutige Umweltsituation 
überwiegend durch menschlich bedingte Verände-
rungen akuter oder schleichender Art gekennzeich-
net, die teils direkt wirksam sind, teils natürliche Um-
weltveränderungen auslösen oder verstärken. Die 
menschlichen Eingriffe (impacts) haben sich in den 
letzten Jahrzehnten vervielfacht und verstärkt. Die 
nachteiligen Folgen für die natürliche und die anthro-
pogene Umwelt sind unübersehbar geworden und 
zeigen sich unter anderem in den neuartigen Wald-
schäden in Europa und im östlichen Nordamerika, im 
verstärkten Treibhauseffekt, im Abbau des strato-
sphärischen Ozonschildes, in weltweiter starker Ver-
schmutzung der Flüsse, Seen und küstennahen 
Meere, in zunehmender Erosion der Kulturböden und 

zahlreichen anderen lokalen und regionalen Beein-
trächtigungen und Schäden. 

4. Die Umwelt reagiert auf Eingriffe meist in ihrer 
Gesamtheit, das heißt als System. Die Reaktionen ge-
schehen oft schleichend und nicht selten in unvorher-
sehbarer Weise. Viele Umweltveränderungen sind 
auf indirekte Wirkungen zurückzuführen und daher 
schwieriger zu erkennen als direkte Wirkungen von 
Chemikalien auf Menschen, Tiere oder Pflanzen. 

5. Die in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts als 
neues Politikfeld geschaffene Umweltpolitik versucht 
durch Maßnahmen der Gefahrenabwehr und Vor-
sorge der nachteiligen Umweltveränderungen Herr 
zu werden. Dazu bedarf sie zuverlässiger Informatio-
nen über Zustand und mögliche Entwicklung der Um-
welt einschließlich aller Anzeichen von Veränderun-
gen, um umweltschützende Maßnahmen rechtzeitig 
ergreifen und andere Politikbereiche zu umweltver-
träglichem Handeln veranlassen zu können. Der Zu-
griff auf Informationen über Eintritt oder Ausbleiben 
von Veränderungen der Umwelt entbindet indessen 
die verschiedenen Politikbereiche nicht von einer vor-
ausschauenden Beachtung des Schutzes der Umwelt 
bei ihrem gesamten Handeln. 

6. Seitdem sich ein allgemeines Umweltbewußtsein 
herausgebildet und immer mehr geschärft hat, wird 
die Umwelt in ihren vielfältigen Erscheinungsformen 
und Abläufen genauer beobachtet und überprüft. 
Eine wachsende Zahl öffentlicher und privater Institu-
tionen, ergänzt durch Aktivitäten von Umweltverbän-
den und besonders umweltsensiblen Personen, wid-
met sich dieser Aufgabe, und beinahe täglich wird in 
Presse, Rundfunk und Fernsehen über die Ergebnisse 
berichtet. In der Fülle einzelner Ergebnisse und Be-
richte droht jedoch das allgemeine, zusammenhän-
gende Bild der Umweltsituation verschleiert zu wer-
den, das für eine in sich geschlossene, allseitig abge-
stimmte Umweltpolitik unentbehrlich ist. Es ist daher 
dringend erforderlich, die zahlreichen Aktivitäten der 
Umweltbeobachtung zusammenzuführen und soweit 
wie möglich zu integrieren, um ein System allgemei-
ner ökologischer Umweltbeobachtung zu schaffen. Es 
muß auf vergleichbaren Informationsgrundlagen, Me-
thoden und Auswertungen beruhen und von der loka-
len bis zur nationalen Ebene und darüber hinaus auch 
global gültig und akzeptiert sein. Ein solches inte-
griertes flächendeckendes Umweltbeobachtungssy-
stem ist als Instrument wirksamer Umweltvorsorge 
dringender denn je zuvor. Erste Aufforderungen dazu 
wurden schon in den 1970er Jahren veröffentlicht 
(vgl. ELLENBERG et al., 1978). Zu dieser Zeit ist in 
Japan, zumindest in Teilbereichen, bereits eine vor-
bildliche Umweltbeobachtung eingerichtet worden 
(WEIDNER, 1987 und 1990). 

Dennoch entwickelte sich die Umweltbeobachtung in 
der Bundesrepublik Deutschland weitgehend sektoral 
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und zum Teil unkoordiniert. So traten und treten trotz 
erheblicher Umweltschutzaufwendungen in vermehr-
tem Umfang Umweltschäden auf, wie z. B. die neuar-
tigen Waldschäden, die Algenblüten der Küsten-
meere oder die troposphärische Ozonbelastung, die 
auf eine fehlende Früherkennung, das heißt eine feh-
lende oder die ersten Symptome übersehende oder 
nicht richtig deutende Umweltbeobachtung zurück-
zuführen sind. Ein solches Beobachtungssystem dient 
gleichzeitig auch als ökologisches Warnsystem. Die 
Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen 
und die ökologische Beweissicherung für langfristige 
Folgen von Eingriffen setzen ihrerseits ein umfassen-
des Umweltbeobachtungssystem voraus. Maßnah-
men zur Begrenzung oder Beseitigung bereits einge-
tretener Umweltschäden werden immer kostenauf-
wendiger. Sie können stark vereinfacht und verbilligt 
werden, wenn Umweltbeeinträchtigungen frühzeitig 
erkannt werden. 

7. Mit dem vorliegenden Gutachten unterbreitet der 
Rat einen Vorschlag für ein solches allgemeines öko-
logisches Umweltbeobachtungssystem. Er knüpft da-
bei an das Umweltgutachten 1987 und die darin gege-
bene Umweltdefinition (SRU, 1987, Abschnitt 1. i.1) 
sowie die dort niedergelegten ersten Ausführungen 
zur Überwachung der Umweltqualität (SRU, 1987, 
Abschnitt 1.3.5) an. Unter „Umwelt" versteht der Rat 
in erster Linie die Umwelt der Menschen, auch wenn 
die Umweltwirkungen auf die Menschen selbst im 
vorliegenden Gutachten nicht behandelt werden; 
dazu sei wiederum auf das Umweltgutachten 1987 
und dessen Kapitel 3.1 „Umwelt und Gesundheit" 
verwiesen. Zur menschlichen Umwelt gehören aber 
auch alle anderen Lebewesen, seien es Nutzpflanzen 
und Nutztiere, sei es die Fülle der wildlebenden Pflan-
zen- und Tierarten, die alle ihre eigenen Umweltan-
sprüche haben und zum Teil als wichtige Anzeiger 
von Umweltzuständen (Bioindikatoren) dienen. Inso-
fern kann Umweltbeobachtung nicht auf die mensch-
liche Umwelt allein beschränkt bleiben; aus diesem 
Grunde wählt der Rat die Bezeichnung „allgemeine" 
Umweltbeobachtung. Er verwendet außerdem den 
Begriff Umweltbeobachtung als Oberbegriff für ver-
schiedene ähnlich klingende Beg riffe wie Umwelt-
überwachung, Umweltkontrolle, Umwelt-Monito ring, 
Umweltüberprüfung u. a. m. 

8. Unter „ökologischer" Umweltbeobachtung ver-
steht der Rat eine Aktivität, die das System Umwelt als 
Ganzes erfassen und die einzelnen Umweltsektoren 
oder Umweltmedien, wie Luft, Wasser, Böden, Pflan-
zen- und Tierwelt, die zum Teil schon seit langem 
intensiv beobachtet und untersucht werden, übergrei-
fen muß. Es handelt sich also um eine integ rierende 
Umweltbeobachtung auf systemarer oder ökosyste-
marer Grundlage, weil sie wesentlich auf der Eintei-
lung der Umwelt in Ökosysteme (SRU, 1987, Tz. 7) 
beruht und daher auch mit der sich zur Zeit intensiv 
entwickelnden Ökosystemforschung verbunden wer-
den sollte. Der Rat hebt hervor, daß es bereits erfolg-
versprechende Ansätze einer solchen integrierenden 
Umweltbeobachtung gibt, die nicht nur weiter ausge-
baut werden müssen, sondern auch einer sie tragen-
den Institutionalisierung bedürfen. Damit werden die 
sektoralen Umweltbeobachtungen keineswegs in ih-
rer Bedeutung herabgesetzt oder gar überflüssig, son

-

dern sie bedürfen ebenfalls einer abgestimmten Wei-
terentwicklung und Verknüpfung mit der integrieren-
den sektorübergreifenden Beobachtung. 

9. Die Ergebnisse einer allgemeinen ökologischen 
Umweltbeobachtung, wie sie der Rat vorschlägt, blei-
ben infolge der hohen Komplexität der Umwelt un-
übersichtlich oder gar unverständlich, wenn sie nicht 
in ein allgemeines Umweltinformationssystem mün-
den. Da bereits die ökologische Umweltüberwachung 
(öko-)systemar organisiert ist oder sein wird, kann mit 
einem Umweltbeobachtungssystem ein Umweltinfor-
mationssystem verbunden oder direkt daraus entwik-
kelt werden. Aufbau und Anwendung eines Umwelt-
informationssystems können andererseits auch auf 
das Umweltbeobachtungssystem zurückwirken, in-
dem zum Beispiel Beobachtungsmängel oder -lücken 
aufgedeckt und beseitigt werden. Beg rifflich werden 
Umweltbeobachtung und Umweltinformation nicht 
immer klar unterschieden; daher ist festzuhalten, daß 
die Beobachtung der Umwelt erst Umweltinformatio-
nen erzeugt. 

10. Der Rat unterscheidet ferner zwischen Umwelt-
information bzw. Umweltinformationssystem als ei-
nem fachlichen Instrument und der Umweltberichter-
stattung, die der ständigen Unterrichtung der Öffent-
lichkeit über die Umweltsituation dient (vgl. ZIE-
SCHANK, 1989). Auf diese geht der Rat jedoch nicht 
näher ein. Er ist sich allerdings bewußt, daß die Um-
weltinformation und die daraus von Bund, Ländern 
und Kommunen abgeleiteten Umweltberichte über-
wiegend aus naturwissenschaftlichen Beschreibun-
gen und Ursachen-Wirkungs-Darstellungen beste-
hen. Umweltberichte sollten jedoch berücksichtigen, 
daß die heutige Umwelt auch ein soziales Produkt ist 
— sowohl hinsichtlich der tatsächlichen Veränderun-
gen durch den Menschen als auch des Bedeutungsge-
haltes. Umweltberichterstattung darf kein Selbst-
zweck sein, sondern bedarf der Einordnung zwischen 
Schutz- und Nutzungskriterien, das heißt eines nor-
mativen Bezugsrahmens. 

Schließlich weist der Rat nachdrücklich darauf hin, 
daß Umweltbeobachtung, -information und -berich-
terstattung auch ständig in umweltpolitische Maßnah-
men und Handlungen münden müssen und diese kei-
neswegs ersetzen dürfen. 

Zum Stand der Umweltbeobachtung in der 
Bundesrepublik Deutschland 

11. Wie schon erwähnt, wird Umweltbeobachtung in 
der Bundesrepublik Deutschland überwiegend sekto-
ral betrieben, das heißt sie widmet sich den einzelnen 
Umweltsektoren, wie Luft, Wasser, Boden, Radioakti-
vität, Lärm usw. Hier gibt es eine Vielzahl von Aktivi-
täten, wie Messungen von Immissionen, Depositio-
nen, Witterungserscheinungen, Wasserständen, Ge-
wässergüte-Parametern, Chemikaliengehalten in Bö-
den, Kartierungen von Flora, Fauna und Biotopen, 
Bioindikatoren usw., doch sind diese Aktivitäten meist 
unkoordiniert. Nicht selten wird der gleiche Umwelt-
sektor von verschiedenen Institutionen mit unter-
schiedlichen Instrumenten und Methoden — und 
selbst dann ohne Koordination — beobachtet. Daher 
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hat der Rat schon in seinem letzten Umweltgutachten 
1987 gefordert, daß „eine Vergleichmäßigung der Be-
obachtungstechnik, zentrale Auswertungen, Fort-
schreibungen sowie eine aussagekräftige Beschrei-
bung der Umweltqualität und ihrer möglichen Ge-
fährdung anzustreben" sind (SRU, 1987, Tz. 182). 

12. Administrativ gesehen wird Umweltbeobach-
tung in der Bundesrepublik Deutschland primär von 
den Ländern betrieben. Doch auch der Bund nimmt 
Umweltbeobachtungsaufgaben wahr, die ihm entwe-
der zugewachsen oder von den Ländern überlassen 
worden sind. Der Bedarf des Bundes dazu ergibt sich 
vor allem aus folgenden Gründen (vgl. KNAUER, 
1988): 

— internationale Verpflichtungen im Umweltschutz 

— grenzüberschreitender Schadstofftransport 

— Notwendigkeit der Erfolgskontrolle für die Bun-
desgesetze 

— Umweltberichterstattung und ökologische Pla-
nung auf Bundesebene (Daten zur Umwelt, Infor-
mationssystem Ökologie, Landschaftsinforma-
tionssystem) 

— Übernahme von Aufgaben, die die Länder aus 
Gründen der Arbeitsteilung nicht wahrnehmen 
(z. B. Hintergrundmeßnetz des UBA). 

2 Sektorale Umweltbeobachtung 

13. Auf die Umweltsektoren ist der Rat im Umwelt-
gutachten 1987 (SRU, 1987, Teil 2) ausführlich einge-
gangen, so daß sie hier nur ergänzend, anhand von 
Beispielen unterschiedlicher administrativer Ebenen, 
besonders der des Bundes und auch der EG, bezüglich 
der Umweltbeobachtung behandelt werden. Lärm, 
Abfälle (vgl. SRU, 1990), ionisierende Strahlung und 
der Bereich der Meere bleiben bei diesen Betrachtun-
gen unberücksichtigt. 

2.1 Beobachtung der Luft 

2.1.1 Ebene Bund/Länder 

14. Nach §§ 44 bis 47 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) haben die Länder, soweit sie 
„Untersuchungsgebiete" (vor der 3. BImSchG-No-
velle 1990: „Belastungsgebiete") ausgewiesen haben, 
in diesen Gebieten bestimmte Luftverunreinigungen 
in der Atmosphäre durch Immissionsmessungen zu 
überwachen sowie Immissionskataster und Emis-
sionskataster aufzustellen (vgl. DREYHAUPT, 1986). 
Sechs Bundesländer (Bayern, Berlin, Hessen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland) ha-
ben Belastungsgebiete (Untersuchungsgebiete) aus-
gewiesen, und in einigen Bundesländern liegen Luft-
reinhaltepläne vor. Die Immissionen werden überwie-
gend durch vollautomatische Meßstationen, die 
schwerpunktmäßig in den Belastungsgebieten (Un-
tersuchungsgebieten) angeordnet sind, registriert. 
Mit den gewonnenen Daten werden die Immissions-
kataster erstellt. Die Emissionskataster basieren für 
den Bereich der Indust rie auf der Auswertung von 
Emissionserklärungen der Anlagenbetreiber (§ 27 
BImSchG, Emissionserklärungsverordnung); sie sind 
in den Luftreinhalteplänen hoch aggregiert. 

Die Immissionsmeßstationen dienen in den meisten 
Fällen auch dem von den Bundesländern eingerichte-
ten Smogwarnsystem (Smogverordnungen sind in al-
len Bundesländern in Kraft). Neben diesen Länder-
meßnetzen gibt es auf Bundesebene das Reinluftmeß-
netz des Umweltbundesamtes, das vor allem der Mes

-

sung großräumiger Luftbelastungen, der Feststellung 
grenzüberschreitender Schadstofftransporte sowie 
der Beobachtung von Episoden besonderer Belastung 
dient. Zur Zeit arbeiten auf allen Ebenen insgesamt 
etwa 385 Meßstationen, die allerdings unterschiedlich 
ausgerüstet sind und nicht das gleiche Spektrum von 
Substanzen erfassen. 

2.1.1.1 Emissionsursachenkataster EMUKAT 

15. Umweltprobleme der jüngsten Vergangenheit, 
z. B. die neuartigen Waldschäden oder der Ozon-
schwund, haben deutlich gemacht, daß Probleme der 
Luftreinhaltung nicht örtlich oder regional begrenzt 
behandelt werden können. Hier sind länderübergrei-
fende, bundesweite wie auch staatenübergreifende 
Regelungen nötig, die auf fachlich fundierten Infor-
mationen beruhen. Aus diesen Überlegungen heraus 
sollten die wesentlichen Emissionsquellen bestimmter 
Schadstoffkomponenten flächendeckend für die Bun-
desrepublik Deutschland bekannt sein. Beim Umwelt-
bundesamt wurde für diesen Zweck innerhalb des 
Umweltplanungs- und -informationssystems UMPLIS 
(vgl. Abschnitt 4.2.1) das Emissionsursachenkataster 
EMUKAT eingerichtet, das Aussagen zur Menge und 
räumlichen Verteilung der Emissionen bestimmter 
Luftschadstoffe und deren Entwicklung in Abhängig-
keit von ergriffenen bzw. beabsichtigten Maßnahmen 
erlauben soll. 

Beim Umweltbundesamt werden die Gesamtemissio-
nen bestimmter Luftschadstoffe sowie die Anteile der 
Verursachergruppen an der Gesamtemission durch 
Berechnungen und Abschätzungen ermittelt. Dazu 
werden Daten aus der Wirtschaftsstatistik, wie Ener-
gieverbrauch und Industrieproduktion, unter Zugrun-
delegung bestimmter Emissionsfaktoren, die den 
Stand der Luftreinhaltetechnik berücksichtigen, her-
angezogen. Als ergänzende Daten werden Verkehrs-
mengenzählungen, Energiebilanzen, Verkaufszahlen 
von Heizöl, Verbandsdaten einzelner Industriespar-
ten und die Emissionskataster der Länder verwendet. 
Die Berechnungen liefern Jahresdaten der Schwefel- 
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dioxid und Stickstoffoxid-Emissionen, die rasterbe-
zogen  (10 x 10 km-Netz) und flächendeckend für die 
Bundesrepublik Deutschland als Karte dargestellt 
werden können (UBA, 1987 a). 

2.1.1.2 Luftimmissionsdatenbank LIMBA 

16. LIMBA ist ebenfalls eine Datenbank innerhalb 
des Umweltplanungs- und -informationssystems UM

-

PLIS, in der Immissionsdaten gespeichert sind: Stick-
stoffdioxid, Schwefeldioxid und Schwebstaub seit 
1968, Kohlendioxid seit 1972, Methan, Kohlenmon-
oxid, Stickstoffmonoxid und Ozon seit 1977, Schwefel 
in Schwebstaub seit 1980, Kohlenwasserstoffe seit 
1983 und Stickstoffoxide sowie Blei und Cadmium in 
Schwebstaub seit 1984 (vgl. UBA, 1988). Die Daten 
stammen bis 1983 allein aus dem UBA-Meßnetz. Ab 
1983 kamen sukzessive Daten der Länder hinzu. Die 
Datenbestände sind allerdings weder vollständig 
noch homogen. So liegen für Schwermetalle nur Mes-
sungen aus Niedersachsen (als Monatswert) und 
Nordrhein-Westfalen (als Tageswert) vor. Ähnlich 
sieht es bei den Kohlenwasserstoffen aus. Die LIMBA-
Daten dienen vor allem für länderübergreifende Aus-
wertungen und Darstellungen zur Immissionssitua-
tion und zum weiträumigen Transport von Luftverun-
reinigungen, für den Datenaustausch mit der EG und 
für den Immissionsschutzbericht der Bundesregie-
rung. 

2.1.1.3 Frühwarnsystem für Fälle des ferntransportierten 
Smogs SMOG 

17. Um bei großräumigen grenzüberschreitenden 
Schadstoffströmen die Bevölkerung vorwarnen und 
frühzeitig Maßnahmen zur Verminderung örtlicher 
Emissionen veranlassen zu können, wurde SMOG 
beim Umweltbundesamt zunächst auf Probe einge-
richtet. 

Dazu werden von etwa 150 Meßstationen der Meß-
netze der Länder und des Bundes jeweils für den Zeit-
raum 1. Oktober bis 31. März Meßwerte von Schwe-
feldioxid und Staub an das Umweltbundesamt über-
mittelt. Zur Charakterisierung der bestehenden Situa-
tion wird im Umweltbundesamt mit diesen Daten eine 
Isoliniendarstellung der Ist-Situation konstruiert so-
wie unter Zuhilfenahme von Daten des Deutschen 
Wetterdienstes die weitere Entwicklung prognosti-
ziert. Durch flankierende Flugzeugmessungen wer-
den grenzüberschreitende Schadstofftransporte sowie 
Umfang und Ausdehnung der „Smogwolken" festge-
stellt. 

2.1.1.4 Wetterbeobachtungen 

18. Wetterbeobachtungen bzw. -aufzeichnungen 
reichen bis ins 18. Jahrhundert zurück, so z. B. in Ber-
lin und auf dem Hohenpeißenberg in Oberbayern. Zur 
Zeit betreibt der Deutsche Wetterdienst routinemäßig 
2 889 Niederschlags-, 226 Wind-, 191 Sonnenschein-, 
etwa 100 Temperatur- und Feuchtemeßstationen so

-

wie etwa 60 Stationen zur  Messung  der Erdboden-
temperatur (SAG, 1988). 

2.1.2 Ebene der Europäischen Gemeinschaft (EG) 

19. 1975 wurde in der EG beschlossen, ein gemein-
schaftliches Informationssystem für den Bereich Luft-
verschmutzung aufzubauen, mit dem zunächst 
Schwefeldioxid und Schwebstaub gemessen werden 
sollen. 1976 wurden nahezu 350 Meßstationen in 
95 Gebieten ausgewählt. Verbesserungen sind hier 
durch Vereinheitlichung der Meßmethoden, da lokal 
immer noch recht unterschiedliche Meß- und Stich-
probenmethoden angewandt werden, durch Erweite-
rung des Meßnetzes in räumlicher sowie stofflicher 
Hinsicht, das heißt durch mehr Meßstationen im länd-
lichen Raum und Messung weiterer Schadstoffe, an-
zustreben (KEG, 1987). 

2.1.3 Empfehlungen zur Beobachtung der Luft 

20. Ausführliche Bewertungen und Empfehlungen 
hat der Rat im Umweltgutachten 1987 (SRU, 1987, 
Abschnitt 2.3.3 und 2.3.4) gegeben, die nach wie vor 
Gültigkeit besitzen, so daß die wesentlichen bezüg-
lich der Umweltbeobachtung wiederholt werden. Für 
die Immissionsüberwachung auf überregionaler 
Ebene fehlt zur Zeit ein angemessenes Instrument. 
Hier sollten auch Verfahren der Fernerkundung ein-
gesetzt werden, und zwar für die Erfassung 

— der Zusammensetzung und von langfristigen Ver-
änderungen der Atmosphäre, 

— weiträumiger Schadstofftransporte, 

— physikalischer und chemischer Stoffumwandlun-
gen, 

— von Wärmeemissionen. 

Der Rat bemängelt ferner, daß es keine zentrale Stelle 
gibt, die die Ergebnisse aus den verschiedenen Meß-
stellen und Meßprogrammen sammelt, nach einheitli-
chen Kriterien aufbereitet, für weitere Auswertungen 
speichert und in einheitlicher Form veröffentlicht (vgl. 
SRU, 1987, Tz. 655 und 805). Er empfiehlt, „bei der 
großen Zahl organischer Komponenten für die Über-
wachungspraxis geeignete Leitkomponenten anzuge-
ben, damit statt umfangreicher Vielkomponenten-Un-
tersuchungen Übersichtsanalysen genügen" (SRU, 
1987, Tz. 809). Die chemisch-analytische Überwa-
chung ist zudem durch Biomonitoring und Nahrungs-
netzanalysen zu ergänzen. Bezüglich der Messungen 
in emittentenfernen Gebieten fordert der Rat Zeitrei-
hen, die Trendaussagen erlauben, für Schwefeldioxid, 
Stickstoffdioxid, Staub und einige Niederschlagskom-
ponenten, wie pH-Wert, Sulfat, Nitrat und Ammo-
nium. Zur Zeit sind sie nur in begrenztem Umfang 
verfügbar (SRU, 1987, Tz. 653). 

21. Im Bereich Wetterbeobachtungen sollten zu den 
Einzelmeßaufzeichnungen vermehrt und aktualisiert 
koordinierte Datenauswertungen und -darstellungen 
vorgenommen werden, wie es zum Beispiel im Projekt 
KOSTRA 87 geschieht. Hier wird vom Deutschen 
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Wetterdienst (DWD) unter Beteiligung des Deutschen 
Verbandes für Wasserwirtschaft und Kulturbau 
(DVWK), der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser 
(LAWA) und der Abwassertechnischen Vereinigung 
(ATV) nach statistischen Verfahren aus „Punkt"-Auf-
zeichnungen eine flächendeckende Starknieder-
schlagsauswertung unter Einbeziehung auch von 
Niederschlagsdaten der Länder und wasserwirt-
schaftlicher Verbände für das Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland durchgeführt (DVWK, 1989). 

2.2 Beobachtung der Oberflächengewässer 
und des Grundwassers 

2.2.1 Ebene Bund/Länder 

22. Anders als im Luftbereich werden in den aquati-
schen Ökosystemen lediglich die Immissionen erfaßt 
und dies auch nur in den großen Fließgewässern. Eine 
Überwachung der Stoffeinträge an der Emissions-
quelle, unterteilt nach Direkt- und Indirekteinleitern, 
wie sie der Rat vorschlägt, findet nicht statt. Beobach-
tet werden die Fließgewässer hinsichtlich der Wasser-
führung und der Wasserqualität. Abflußmeßpegel las-
sen sich bezüglich Extremhochwässern in einigen 
Städten Jahrhunderte zurückverfolgen. In der Bun-
desrepublik Deutschland besteht ähnlich wie bei der 
Wetterbeobachtung inzwischen ein dichtes Netz von 
Meßstellen. „Daten zu den Oberflächengewässern 
werden von den Bundesländern an verschiedenen 
Meßstationen ermittelt und von der Bundesanstalt für 
Gewässerkunde im Rahmen der hydrologischen Da-
tenbank HYDABA gesammelt und ausgewertet. Die 
Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) gibt in 
regelmäßigen Abständen eine Karte zur Bewertung 
der biologischen Gewässergüte der Fließgewässer 
heraus" (UBA, 1989). Im Jahr 1989 hat die LAWA mit 
Unterstützung des Umweltbundesamtes zudem erst-
mals eine zusammenfassende Darstellung der an den 
einzelnen Meßstationen ermittelten physikalischen 
und chemischen Kenngrößen der Beschaffenheit der 
Fließgewässer veröffentlicht. 

23. Die Belastung des Grundwassers mit Schadstof-
fen, insbesondere Pflanzenschutzmittelrückständen 
und Nitrat, bereitet zunehmend Probleme. Zwar lau-
fen Grundwasserüberwachungsprogramme in einzel-
nen Ländern, eine generelle Überwachung der 
Grundwasserbeschaffenheit ist jedoch bislang in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht eingerichtet wor-
den. Daher sind auch eine Beschreibung der Grund-
wassersituation sowie Trendaussagen derzeit noch 
nicht möglich. Die LAWA hat zwar ein „Rahmenkon-
zept zur Erfassung und Überwachung der Grundwas-
serbeschaffenheit" erarbeitet und den Ländern be-
reits Ende 1983 zur Einführung empfohlen. Einige 
Länder sind inzwischen dabei, die Grundwasserüber-
wachung zu institutionalisieren. Bisher konnten je-
doch noch keine flächendeckenden Ergebnisse für die 
Bundesrepublik Deutschland vorgelegt werden (UBA, 
1989; UPPENBRINK und KNAUER, 1987). 

Hydrologische Datenbank HYDABA 

24. Diese Datenbank wird seit 1978 von der Bundes-
anstalt für Gewässerkunde in Koblenz und der Bun-
desanstalt für Wasserbau in Karlsruhe betrieben. Sie 
ist in zwei Bereiche aufgeteilt: HYDABA I und HY-
DABA II. In HYDABA I sind quantitative Daten ge-
speichert, wie langjährige Reihen der täglichen Ab-
flüsse und Wasserstände, Pegelstammdaten und in 
geringerem Umfang Tidedaten. Insgesamt stehen Da-
ten von über 300 Pegeln der Wasser- und Schiffahrts-
verwaltung des Bundes sowie der Länder und des 
benachbarten Auslandes zur Verfügung. HYDABA II 
enthält umweltrelevante gewässerkundliche Daten, 
die aber nicht als genormter Schlüssel gespeichert 
sind. Die Mehrzahl der Daten stammt aus folgenden 
Institutionen: 

— Internationale Kommission zum Schutz des Rheins 
gegen Verunreinigung 

— Internationale Kommission zum Schutz der Saar 
gegen Verunreinigung 

— Internationale Kommission zum Schutz der Mosel 
gegen Verunreinigung 

— Deutsches Meßprogramm Rhein 

— Arbeitsgemeinschaft Rheinwasserwerke 

— Internationale Arbeitsgemeinschaft Rheinwasser-
werke 

— Arbeitsgemeinschaft Wasserwerke Bodensee und 
Rhein 

— Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) 

— Landesanstalt für Wasser und Abfall Nordrhein-
Westfalen 

— Laborschiff „Max Pruess" der LAWA 

— Rijncommissie waterleidingbedrijven (Nieder-
lande). 

Die Programme sind untereinander nicht abgestimmt. 
Daten aus Ländermeßprogrammen sind nur in gerin-
gem Umfang vertreten. HYDABA II ist auch Bestand-
teil des Umweltplanungs- und -informationssystems 
UMPLIS. Die Daten stehen dem Bund, den Ländern, 
den Gemeinden sowie wissenschaftlichen Institutio-
nen des In- und Auslandes zur Verfügung (HER

-

LITZE, 1985; SAUER, 1983). 

2.2.2 Ebene der Europäischen Gemeinschaft (EG) 

25. Bereits im Dezember 1977 wurde für die Euro-
päische Gemeinschaft die Einrichtung eines Systems 
für den Austausch von Informationen über die Quali-
tät der Binnengewässer beschlossen. Ziel war die 
Feststellung der Gewässerverschmutzung, um da-
nach die EG-Politik auf Vorbeugung gegen Wasser-
verschmutzung ausrichten zu können. Darüber hin-
aus soll der Informationsaustausch als Instrument ei-
ner besseren Vergleichbarkeit der Meßergebnisse 
zwischen den Meßstationen dienen. Zu diesem Zweck 
bestimmten die Mitgliedstaaten einige Rahmenkrite-
rien und 92 Meßstationen. In jeder Station sollen ver- 
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einbarungsgemäß Informationen über 15 bis 18 Was-
serqualitätsparameter erhoben werden. Die Meßtech-
niken unterliegen allerdings keinerlei Vorschrift, 
doch wurden Leitlinien für die Mitteilung der Ergeb-
nisse, einschließlich der Beschreibung der Probe-
nahme- und Meßverfahren festgesetzt (KEG, 1987). 

Seit 1976 stehen Daten zur Verfügung, wurden bisher 
aber nur bis 1981 ausgewertet. In einigen Fällen sind 
die Daten noch unvollständig, bedingt durch Pro-
bleme bei der Administration, durch Verzögerung der 
Installation sowie durch Versagen der Meßinstru-
mente. Probleme bereiten auch die in den Mitglieds-
ländern unterschiedlichen Meß- und Probenahmeme-
thoden. So ist die Häufigkeit der Probenahme nicht 
einheitlich, oder die Standorte liegen teils flußauf-
wärts, teils flußabwärts von städtischen Gebieten. Die 
Bewertung des Zustandes der Binnengewässer wird 
durch die in den Mitgliedstaaten unterschiedlichen 
oder nicht vorhandenen Systeme zur Klassifizierung 
der Gewässergüte erschwert (KEG, 1987). 

2.2.3 Empfehlungen zur Beobachtung der 
Oberflächengewässer und des Grundwassers 

26. Generell sollte bei Gewässern vorrangig die 
Überwachung der Einleitungen und der Abwasseran-
lagen erfolgen, um den Zusammenhang zwischen 
Emissionen und Immissionen erfassen und bewerten 
zu können. Bisher wird erst nach dem Auftreten von 
Gewässerverschmutzungen, wie sie sich zum Beispiel 
in Fischsterben äußern, nach dem Verursacher ge-
sucht — oft vergeblich, zumal die Suche mit zuneh-
mender Verdünnung der Verschmutzungsstoffe 
schwieriger wird (SRU, 1987). Zudem ist die Beobach-
tung der Gewässer in der Bundesrepublik Deutsch-
land noch nicht in ein allgemeines Überwachungssy-
stem eingebunden, sondern beschränkt sich haupt-
sächlich auf Qualitätskontrollen. Dieser Zustand ist 
unbefriedigend. Es fehlen flächendeckende, kontinu-
ierliche Messungen zur Erfassung zusammenwirken-
der Vorgänge; daher ist die Zeitverzögerung zwi-
schen Störfall, Analyse des Schadstoffs und Maßnah-
men zu groß (SUKOPP et al., 1986; TRAUBOTH, 
1987). Es muß deshalb ein in sich geschlossenes Über-
wachungskonzept angestrebt werden, das von der 
Gewässerzustandserfassung bis zur Kontrolle von Sa-
nierungsmaßnahmen reicht. Als Vorsorge zur Siche-
rung und Erhaltung der Gewässerökosysteme müssen 
die natürlichen Funktionen eines Gewässers, z. B. 
Auf- und Abbau organischer Substanz, als eigenstän-
dige, übergeordnete Komponenten angesehen und 
die Nutzungen diesen untergeordnet werden. Zur 
Ordnung des Wasserhaushaltes gehört deshalb nicht 
nur eine nutzungsbezogene, sondern auch eine funk-
tionsbezogene Betrachtung der Gewässer, in die auch 
die kleineren Gewässer integ riert werden müssen. 

27. Für umfassendere Aussagen zum Gewässerzu-
stand reicht die klassische Gewässergüte, die haupt-
sächlich Merkmale für die durch organische Belastun-
gen bedingte Verschmutzung des Wassers (Sauer-
stoffgehalt sowie einige biologische Faktoren) be-
rücksichtigt, allein nicht aus. Zusätzlich sind Salzge-
halt, Gehalt an Halogenkohlenwasserstoffen, Schwe-
fel-, Stickstoff-, Phosphorverbindungen, Pestiziden 

und Schwermetallen zu messen sowie der ökologische 
Zustand des Gewässers, das heißt Wasserkörper, Ge-
wässerbett und Uferzone als Lebensraum für Flora 
und Fauna, zu erfassen (SRU, 1987) und zu kartieren. 
Ökologische Bewertungsverfahren sind beispiels-
weise vom Bayerischen Landesamt für Wasserwirt-
schaft und der Landesanstalt für Ökologie, Land-
schaftsentwicklung und Forstplanung mit dem Lan-
desamt für Wasser und Abfall Nordrhein-Westfalen 
(LÖLF/LWA, 1985) aufgestellt worden. Bisher steht 
allerdings die Bewertung der Strukturmerkmale des 
Biotops im Vordergrund. Hier sollte verstärkt die Er-
fassung der spezifischen, die biologisch-ökologische 
Güte eines Fließgewässers bestimmenden Biozönosen 
mit den in ihrer Existenz bedrohten rheotypischen 
Arten eingeführt werden (BÖTTGER, 1986). Die Ge-
wässerbeurteilung mittels biologischer Indikatoren 
hat den Vorteil, daß meistens schon eine einmalige 
Untersuchung ein Zustandsbild der durchschnittli-
chen Verhältnisse für einen längeren Zeitraum ergibt. 
Dagegen sind Wasseranalysen zunächst nur Stichpro-
ben, die erst bei genügender Anzahl und über einen 
längeren Zeitraum Schlußfolgerungen zulassen (SRU, 
1987). 

28. Neue toxikologische Erkenntnisse und eine we-
sentlich verbesserte Schadstoffanalytik haben weitere 
Gewässerbelastungen durch naturfremde, schwer ab-
baubare, sich in Organismen und Sedimenten anrei-
chernde, besonders giftige oder krebserregende 
Stoffe bewußt werden lassen. Da die Zuordnung von 
Untersuchungspflichten in den Bundesländern unein-
heitlich ist, wird dringend empfohlen, eine unmittel-
bare Zusammenarbeit von Wasserwirtschafts- und 
Gesundheitsverwaltung, chemischen Untersuchungs-
ämtern, Wasserversorgungsunternehmen, betroffener 
Industrie und Landwirtschaft herbeizuführen (SRU, 
1987). 

29. Für den Bereich Grundwasser wäre es erforder-
lich, bundeseinheitlich ein repräsentatives Standard-
meßprogramm aufzustellen, das eine synoptische Be-
urteilung der Belastungssituation und die Erfassung 
von Trends unter ausreichender Berücksichtigung 
saisonaler Variabilitäten ermöglicht. Dieses Standard-
meßprogramm muß an besonders belasteten oder ge-
fährdeten Standorten, an denen zum Beispiel ein 
punktförmiger Eintrag von Problemstoffen zu be-
fürchten ist, durch Sondermeßprogramme ergänzt 
werden (UPPENBRINK und KNAUER, 1987). Nach 
Aussagen des Deutschen Verbandes für Wasserwirt-
schaft und Kulturbau (DVWK, 1990) vermehren sich in 
letzter Zeit Aktivitäten, den unterschiedlichen Bela-
stungen des Grundwassers dadurch Rechnung zu tra-
gen, daß Grundwassergüteklassen für unterschiedli-
che Nutzungen und Interessen formuliert werden. 
Dies würde die Grundwasserbelastungen nachträg-
lich durch Festschreibungen sanktionieren. Mit dem 
DVGW/DVWK-Arbeitskreis „Zustandsbeschreibung 
des Grundwassers" betont der Rat jedoch ausdrück-
lich, daß eine Einstufung des Grundwassers nach sei-
ner Beschaffenheit nur zulässig ist, wenn dies nicht in 
Form von Güteklassen, sondern von Belastungsstufen 
erfolgt, damit aufgezeigt werden kann, wo durch ent-
sprechende Sanierungsmaßnahmen die Stufe „natür-
liches , anthropogen unbeeinflußtes Grundwasser" 
wieder herzustellen ist. 
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30. Im Zuge der EG-Vereinheitlichungen und be-
sonders hinsichtlich der Umweltfunktionen sollte dar-
auf hingearbeitet werden, daß die Gewässerkontrolle 
wassereinzugsgebietsbezogen erfolgt, wie es bei-
spielhaft für das Saar-Rossel-Becken durchgeführt 
wird, und nicht an derzeitigen Ländergrenzen endet. 
Dieser Informationsaustausch sollte in ein einheitli-
ches EG-Meßnetz übergeführt und in das EG-Infor-
mationssystem CORINE (Kapitel 4.3) eingebunden 
werden, da bisher noch erhebliche Diskrepanzen in 
Meßmethoden, Gewässergüte-Klassifizierungen usw. 
auftreten. 

2.3 Beobachtung des Bodens 

31. Unter den Belastungen der Böden sind gegen-
wärtig neben jenen der Luftschadstoffe die von der 
Landwirtschaft ausgehenden am größten. Der Rat hat 
diese im Sondergutachten „Umweltprobleme der 
Landwirtschaft" (SRU, 1985) ausführlich behandelt. 
Der Boden ist neben Luft und Wasser eine der unver-
zichtbaren Grundlagen für das Leben auf der Erde. 
Die meisten menschlichen Aktivitäten sind untrenn-
bar mit der Nutzung der Böden verbunden, führen 
jedoch zu Belastungen und Veränderungen der Bö-
den und zum Verlust von Bodenmaterial, was Auswir-
kungen auch auf Grundwasser, Oberflächengewässer 
sowie auf Fauna und Flora hat. Böden sind leicht zer-
störbar und praktisch nicht vermehrbar, ihre Neubil-
dung und Regeneration vollziehen sich in außeror-
dentlich langen Zeiträumen. Die Kenntnis der Böden, 
ihres Aufbaus und Stoffbestands sowie ihrer Standorte 
und Umwelteigenschaften ist Voraussetzung für fun-
dierte Entscheidungen und Maßnahmen im Boden-
schutz. Da über die flächendeckende Verbreitung der 
Böden, ihre Eigenschaften und Belastbarkeit nur un-
vollständige und teils schwer zugängliche Informatio-
nen vorliegen, muß möglichst rasch eine flächendek-
kende und die Böden umfassend kennzeichnende In-
ventur erfolgen (HEINEKE und BOESS, 1988). Hierzu 
sind Bodeninformationssysteme auf Landesebene und 
länderübergreifend unerläßlich. 

2.3.1 Ebene Bund/Länder 

Bodeninformationssystem BIS 

32. Seit Anfang der achtziger Jahre sind auf Bund/ 
Länder-Ebene verschiedene Aktivitäten entwickelt 
worden, unter anderem in der Interministeriellen Ar-
beitsgruppe Bodenschutz „IMAB" 1983, der Boden-
schutzkonzeption der Bundesregierung 1985 und im 
Bund/Länder-Ausschuß für Bodenforschung mit der 
Arbeitsgemeinschaft Bodenkataster, in der die Geolo-
gischen Landesämter mitwirken. Die in der Boden-
schutzkonzeption von 1985 geforderte Verbesserung 
der Informationsgrundlagen zum Bodenschutz führte 
zur Bildung der Bund/Länder-Sonderarbeitsgruppe 
„Informationsgrundlagen Bodenschutz". Diese erar-
beitete ein „Konzept zur Erstellung eines Bodeninfor-
mationssystems", das 1987 vorgelegt und von der 
28. Umweltministerkonferenz im gleichen Jahr den 
Ländern zum Aufbau empfohlen wurde (BLAK, 1989; 

SAG, 1988). Im März 1989 hat die Sonderarbeits-
gruppe dazu einen „Vorschlag für die Einrichtung 
eines länderübergreifenden Bodeninformationssy-
stems" vorgelegt (SAG, 1989). Ziele dieses Informa-
tionssystems sind die Verbesserung der Grundlagen-
daten über Zustand und Aufbau der Böden, über ihre 
Umwelteigenschaften und Belastbarkeit, eine Harmo-
nisierung der Methodik, Erhebung, Bodendauerbe-
obachtung, Analytik sowie Auswertung von Bodenda-
ten unter verstärkter interdisziplinärer Zusammenar-
beit mit anderen Fachbereichen. Das Konzept folgte 
einem Ansatz, in dem Bund und Länder zunächst die 
für wünschenswert gehaltenen Daten und Methoden 
zusammengeführt haben. Desweiteren ist es als ein 
Rahmen gedacht, der von den Ländern nach deren 
Prioritäten sukzessiv ausgefüllt werden kann und der 
letztlich zu einer länderübergreifend kompatiblen Da-
tenauswertung führen soll (BLAK, 1989; SAG, 1988 
und 1989). 

Strukturell besteht das Bodeninformationssystem aus 
einem Kernsystem, das zentral geführt wird, und aus 
Fachinformationssystemen, die von den zuständigen 
Fachbehörden betreut werden. Das Kern- oder Füh-
rungssystem enthält Datenbankregister, Thesaurus, 
übergeordnete Datenbasis und einen Datenkatalog. 
Die Fachinformationssysteme gliedern sich in die Be-
reiche der geowissenschaftlichen Grundlagen (Bo-
denkunde, Geologie, Topographie, Geomorphologie 
usw.), anthropogenen Einwirkungen auf den Boden 
einschließlich bestimmter Auswirkungen (Immissio-
nen und Depositionen, Emissionen, Altlasten, Wald-
schadenserfassung usw.) sowie in den Bereich Natur-
schutz/Landschaftspflege. Die Anzahl der eingebun-
denen Fachinformationssysteme ist nicht endgültig 
festgelegt; ihr Aufbau und ihr Einsatz sind von den 
aktuellen Erfordernissen abhängig. Die einzelnen Sy-
steme sind auch nicht geschlossen, sondern weiter-
entwickelbar. Sie sind nach einheitlichen Vorgaben 
strukturiert und umfassen jeweils einen Daten- und 
einen Methodenbereich. Der Datenbereich enthält 
die Sachdaten und raumbezogenen Daten. Der Me-
thodenbereich umfaßt dagegen Werkzeuge zur Auf-
bereitung, Verwaltung und fachlichen Auswertung 
der Daten, wie Daten- und Symbolschlüssel, DIN-
Normen sowie Modelle zur Abschätzung des Stoffein-
trags, zur Beschreibung des Verhaltens bestimmter 
Stoffe in Böden, zum Bodenabtrag durch Wasser oder 
zur Bodenbildung (BLAK, 1989). 

Durch die Fachinformationssysteme wird gewährlei-
stet, daß die Sammlung und Fortführung der Daten-
bestände und deren Interpretation und Auswertung in 
fachlich einwandfreier Weise zeitgerecht und kosten-
günstig erfolgt. Der Aufbau und die Konfiguration er-
lauben eine disziplinübergreifende Auswertung auch 
über mehrere Fachinformationssysteme, das heißt, die 
für den Bereich Bodenschutz erforderliche fach- und 
themenübergreifende interdisziplinäre Nutzung von 
Daten ist möglich. Die in den Methodenbanken des 
Kernsystems und der Fachinformationssysteme ge-
haltenen Werkzeuge können unabhängig vom Stand-
ort der Daten zu deren Auswertung eingesetzt wer-
den. Ein Bodeninformationssystem ist in diesem Sinne 
als Teil eines umfassenden Umweltinformationssy-
stems anzusehen (SAG, 1989). Der Aufbau dieses Bo-
deninformationssystems vollzieht sich in einzelnen 
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methodischen Fragen recht unterschiedlich, als Ge-
samtprozeß über einen noch nicht absehbar langen 
Zeitraum und erfordert einen gemeinsamen EDV-
Verbund (BLAK, 1989). 

33. Ein wichtiger Teil der Bodenbeobachtung ist die 
in Kooperation zwischen dem Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und den 
Forstverwaltungen der Länder geplante Bodenzu-
standserhebung im Wald, die an einer Unterstich-
probe der Waldschadensbeobachtungsflächen er-
folgt. Diesem Vorhaben kommt erhebliche Bedeutung 
zu, weil die weitgehend auf Selbstregulation ange-
wiesenen Waldböden viel empfindlicher als die land-
wirtschaftlich genutzten Böden sind und hier eine 
Stichprobe entsteht, die als wesentliche Ergänzung zu 
den Dauerbeobachtungsflächen angesehen werden 
kann. 

2.3.2 Ebene der Europäischen Gemeinschaft (EG) 

34. Auf EG-Ebene wurde eine Bodenklassifikation 
zur Erstellung der EG-Bodenkarte 1 : 1 000 000 erar-
beitet und die Karte 1985 veröffentlicht. Aufgrund der 
unterschiedlichen Ausgangsdaten und Erhebungs-
methoden weichen die Informationen allerdings von 
einem Land zum anderen ab (KEG, 1987). Dennoch 
wurde die EG-Bodenkarte als erste Karte für das Pro-
gramm CORINE (s. Kapitel 4.3) digitalisiert und wird 
bereits für Überlagerungen mit anderen Daten und 
Auswertungen genutzt. Im Zusammenhang mit den 
fertiggestellten Karten im Maßstab 1 : 1 000 000 „Ero-
sivität des Klimas", „Hänge", „Vegetationsdecke", 
„bewässerte Gebiete", „Bodenqualität" soll ein Kar-
tenwerk und eine Datenbank zum „Erosionsrisiko 
und zur Qualität der Boden- und Landressourcen im 
südlichen Raum der Gemeinschaft" geschaffen wer-
den (KEG, 1988). 

2.3.3 Empfehlungen zur Beobachtung der Böden 

35. Das Konzept zum Aufbau eines Bodeninforma-
tionssystems entspricht der Forderung des Rates nach 
einer Vergleichmäßigung der Beobachtungstechnik, 
der Fortschreibung sowie der aussagefähigen Be-
schreibung der Umweltqualität und ihrer möglichen 
Gefährdung (SRU, 1987, Tz. 182). Entscheidend hier-
bei ist die Zweigleisigkeit des Vorgehens, der Aufbau 
des Bodeninformationssystems und die konsequente 
Weiterführung der Landesbodenaufnahmen sowie 
die Anlage von Dauerbeobachtungsflächen. Der Rat 
betont die Dringlichkeit dieser Aufgabe ganz beson-
ders, zumal die Länder sie mit unterschiedlicher In-
tensität angehen. 

2.4 Beobachtung der Pflanzen- und Tierwelt 

36. Erheblicher Nachholbedarf besteht im Bioti-
schen Bereich sowohl bei der Artenerfassung als auch 
bei der Ermittlung von Schadstoffbelastungen der Le-
bewesen. In der Bundesrepublik gibt es rund 2 700 
höhere Pflanzenarten und 45 000 Tierarten. Bei den 
Tierarten sind davon etwa 5 000 Einzeller, 29 500 In

-

sekten und 600 Wirbeltiere (UBA, 1989). Feststellun-
gen, die für den Bereich Boden gemacht wurden, gel-
ten analog auch für diesen Bereich. Viele menschliche 
Aktivitäten sind direkt mit Wirkungen auf Lebewesen 
verbunden, was im Extremfall zum Aussterben einer 
Art führt. Von 2 728 im Bundesgebiet einheimischen 
Farn- und Blütenpflanzen sind 63 ausgestorben oder 
verschollen, 102 vom Aussterben bedroht, 257 stark 
gefährdet, 305 gefährdet, 146 potentiell gefährdet, das 
sind insgesamt 873 (32 %) aller Taxa (BÜRGER et al., 
1988). Im Bereich der Biota ist die Zusammenführung 
von Umweltbeobachtungsdaten neben den Schutz-
maßnahmen sehr dringlich. Zwar wurden bereits 1963 
erste Bio-Kataster erarbeitet, deren Ergebnisse in den 
Roten Listen enthalten sind, und es liegen über die 
flächendeckende Verbreitung von Pflanzen- und 
Tierarten, ihre Eigenschaften und Belastbarkeiten 
partiell vielfältige Daten vor, wie eine Übersicht der 
Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Land-
schaftsökologie (BFANL, 1983) zeigt; diese sind aber 
aufgrund sehr unterschiedlicher Erhebungsmethodik 
nur bedingt vergleichbar. Seither sind in Teilberei-
chen Weiterentwicklungen und Fortführungen er-
folgt, eine Harmonisierung der Methodik wurde aber 
noch nicht durchgeführt, und nur für wenige Arten 
sind bisher vollständige Erhebungen vorhanden 
(UBA, 1989). Exemplarisch sollen dazu die Aktivitäten 
zweier Bundesländer angeführt werden (Ab-
schnitt 2.4.1) . 

2.4.1 Ebene der Länder 

37. In Bayern wird beispielsweise, speziell für Natur-
schutz- und Planungszwecke, im Rahmen des Arten- 
und Biotopschutzprogramms aus der Kartierung 
schutzwürdiger Biotope, der Artenschutzkartierung, 
der floristischen Kartierung, der Brutvogelkartierung, 
der Amphibienkartierung, der Seeuferkartierung 
usw. ein umfassendes Informationssystem der Pflan-
zen- und Tierwelt in Form einer Loseblattsammlung 
erarbeitet, das regelmäßig aktualisiert werden soll. 
Ein wesentlicher Teil dieses Programmes ist das Da-
tenbanksystem „Artenschutzkartierung", in dem die 
Nachweise punktgenau in Gauss-Krüger-Koordina-
ten gespeichert sind. Für ausgewählte Tier- und Pflan-
zenarten werden deren Lebensräume abgegrenzt und 
in einer graphischen Datenbank digital gespeichert. 
Zu jedem Lebensraum ist eine kurze, standardisierte 
Biotopbeschreibung mit habituellen und strukturellen 
Angaben vorgesehen. Ziel des Datenbanksystems ist 
die möglichst vollständige Sammlung bereits vorhan-
dener Informationen. Kartenbasis ist die topographi-
sche Karte 1 : 25 000 (PLACHTER, 1986; StMLU, 
1988). 

In Rheinland-Pfalz wird die Zahl der wildlebenden 
Pflanzen- und Tierarten auf etwa 45 000 geschätzt. 
Ein Gesamtüberblick über Verbreitung und Gefähr-
dung liegt nicht vor, jedoch ist für eine Reihe gut 
untersuchter Pflanzen- und Tiergruppen ein Über-
blick weitgehend vorhanden und es werden Ver-
zeichnisse, das heißt Floren- und Faunenlisten, er-
stellt. Schwerpunkte für solche Untersuchungen lie-
gen bei den taxonomischen Gruppen Blütenpflanzen, 
Farne, Moose, Flechten, Fledermäuse, Vögel, Kriech- 
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tiere, Lurche, Fische, Libellen, Zweiflügler, Gerad-
flügler, Hautflügler, Schmetterlinge und Käfer. Des-
weiteren wird die potentielle natürliche Vegetation 
kartiert. Bisher sind 20 % der Landesfläche erfaßt 
(MUG, 1987). 

2.4.2 Ebene des Bundes 

2.4.2.1 Floristische Kartierung 

38. Auf Bundesebene wurde bei der Bundesfor-
schungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsöko-
logie die Datenbank FLORKART im Rahmen der An-
lage von Datenbanken für den Biotop- und Arten-
schutz aufgebaut. In Zusammenarbeit mit der Zentral-
stelle für die floristische Kartierung der Bundesrepu-
blik Deutschland wurden die Daten dieser Kartierung 
in ein modernes Datenbanksystem übergeführt. Da-
mit stehen sie für Auswertungen zur Verfügung und 
bieten auch das technische Instrument für die Weiter-
führung der zentralen Erfassung der Pflanzenartenbe-
stände. Durch Datenabgleich mit dem „Atlas der 
Farn- und Blütenpflanzen der Bundesrepublik 
Deutschland", der Ende 1988 fertiggestellt wurde, soll 
der Datenbestand aktualisiert werden (BLAB et al., 
1989; BÜRGER et al., 1988; FINK, 1989). 

2.4.2.2 Phänologische Erhebungen 

39. Phänologie ist, wörtlich übersetzt, die Lehre von 
den Erscheinungen in der belebten Natur und widmet 
sich insbesondere den jahreszeitlichen Veränderun-
gen der Pflanzen- und Tierwelt sowie ihren möglichen 
Ursachen, wobei Abhängigkeiten vom jährlichen Wit-
terungsverlauf, vom Klima und sonstigen Standortfak-
toren sowie auch von menschlichen Einflüssen unter-
sucht werden (BAUMGARTNER, 1986). Die dafür er-
forderliche Regelmäßigkeit der Beobachtungen mit 
zum Teil normierten Programmen und die räumliche 
Dichte der Erhebungen machen die Phänologie zu 
einer wichtigen, gerade für die ökologische Umwelt-
beobachtung gut geeigneten Umweltwissenschaft. 
Sie umfaßt mehrere Arbeitsrichtungen. 

Die Pflanzenphänologie dokumentiert gut definier-
bare Wachstumsphasen von wildwachsenden und 
auch kultivierten Pflanzen und erstellt daraus einen 
jährlichen phänologischen Kalender; zudem erhebt 
sie die Daten für den Pollenwarndienst. Die Aerobio-
logie befaßt sich mit der Analyse und Zählung von 
Pilzsporen und Bakte rien in der Luft. Im Bereich Land-
wirtschaft und Gartenbau werden Entwicklungspha-
sen der Kulturpflanzen und Termine der Feldarbeit 
von der Agrarphänologie aufgenommen. Die Tierphä-
nologie stellt fest, wann Insekten und Vögel erschei-
nen, zu- oder abwandern, welche Flugwege eingehal-
ten werden oder wie die Entwicklung und Vermeh-
rung von Schadinsekten verläuft. Im Bereich der 
Standortkunde und Klimatologie werden aus phäno-
logischen Beobachtungen Karten aller Maßstäbe mit 
Linien gleicher Erscheinungszeit erstellt, wie Karten 
der Aufblühzeit der Apfelbäume oder der Weizenern-
tezeit. 

Eine besondere Einrichtung der Phänologie bildet das 
in der Öffentlichkeit bisher wenig beachtete Beobach-
tungsnetz der Arbeitsgemeinschaft der Internationa-
len Phänologischen Gärten (IPG), die seit etwa 30 Jah-
ren Beobachtungen durchführt. Ihr Ziel ist es, in mög-
lichst vielen europäischen Staaten phänologische 
Gärten einzurichten, um einen großräumigen Ver-
gleich von Witterungs- und Klimaeinflüssen auf das 
Wachstum von erbgleichen langlebigen Pflanzen auf 
klimatisch ungleichen Standorten zu ermöglichen 
(BAUMGARTNER, 1986; POLTE, 1986). Für die Beob-
achtung ist ein einheitliches Verfahren entwickelt 
worden, das die Homogenität der Beobachtung ge-
währleistet. In den Gärten Europas stehen etwa 
10 000 Pflanzen zur Beobachtung zur Verfügung. Die 
Ergebnisse werden an den Deutschen Wetterdienst in 
Offenbach geleitet, wo sie zur Veröffentlichung zu-
sammengestellt werden. Neben der Beobachtung der 
Wachstumsphasen sollen zukünftig auch phänometri-
sche Parameter, wie Stammdurchmesser, Baumhöhe 
usw., aufgenommen und anthropogene Einflüsse be-
achtet werden. Probleme bestehen im organisatori-
schen Bereich; es besteht zwar eine Netzverwaltung, 
die vom Deutschen Wetterdienst in Offenbach wahr-
genommen wird; eine übergreifende Organisation mit 
entsprechender Kompetenz fehlt aber noch. Das Netz 
der IPG war bis 1986 zwar auf 67 Gärten angewach-
sen, die Verteilung der Gärten und die Beobachtung 
sind jedoch inhomogen. Zum einen fehlen Gärten, 
besonders in West- und Südwesteuropa, zum anderen 
liegen aus einigen Gärten keine Beobachtungen vor, 
oder Gärten mußten mangels Betreuung und Finan-
zierung wieder aufgelöst werden (BAUMGARTNER, 
1986). 

2.4.3 Empfehlungen zur Beobachtung der Pflanzen-
und Tierwelt 

40. Da über die flächendeckende Verbreitung der 
Pflanzen- und Tierwelt, ihre Eigenschaften und Be-
lastbarkeit zwar zahlreiche, aber sehr inhomogene 
Daten vorliegen, muß hier neben den erforderlichen 
generellen Schutzmaßnahmen eine zusammenfüh-
rende und flächendeckende Inventur erfolgen, die im 
Rahmen einer Bund/Länder-Übereinkunft realisiert 
werden sollte, z. B. im Zusammenhang mit dem Pro-
jekt „Datenbank Ökologie" des Umweltbundesamtes 
und den Datenbanken der Bundesforschungsanstalt 
für Naturschutz und Landschaftsökologie. Zudem 
sollte sich daraus ein bewertungsfreies, auf Biota ab-
gestelltes, flächendeckendes, international abge-
stimmtes und sich einer genauen Terminologie bedie-
nendes Umweltbeobachtungssystem entwickeln. Der 
Rat befürwortet über diese Beobachtungen hinaus 
desweiteren die Erarbeitung von naturraumbezoge-
nen Roten Listen, die Erstellung einer Roten Liste der 
Pflanzengesellschaften für die Bundesrepublik 
Deutschland sowie die Auswertung der Roten Liste 
der in der Bundesrepublik Deutschland gefährdeten 
Farn- und Blütenpflanzen für den Arten- und Biotop-
schutz. Desweiteren sollten bei der Bundesfor-
schungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsöko-
logie aus den bereits digitalisierten Daten soweit wie 
möglich Auswertungen zur Situation der Biotischen 
Komponenten im „Umweltsystem Bundesrepublik 
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Deutschland" vorgenommen und als Statistiken und 
Karten dargestellt werden. Darüber hinaus empfiehlt 
der Rat, die phänologischen Beobachtungen verstärkt 
und systematisch für die ökologische Umweltbeob-
achtung zu nutzen und durch eine verbesserte über-
greifende Organisation abzustützen. Als Kernstück ist 
das Netz der phänologischen Gärten auszubauen, so-
weit nötig zu verbessern oder wiederherzustellen, 
auch weil es als Bezugsgrundlage vieler anderer phä-
nologischer Daten dienen kann. 

2.5 Beobachtung der Landschaft  

41. Ein großer Nachholbedarf liegt im Bereich der 
Erfassung und Beobachtung der Landnutzungen, der 
Biotope bzw. Ökotope sowie des Landschaftsbildes 
bzw. der landschaftlichen Vielfalt. Die schon vorhan-
denen großräumigen Kartierungen müssen verfeinert 
werden und flächendeckend erfolgen, um der Erfas-
sung und Darstellung von Natur und Landschaft im 
Zusammenwirken ihrer Erscheinungen und Nutzun-
gen, wie es das Bundesnaturschutzgesetz fordert, ge-
recht zu werden. Dies ist auch im Hinblick auf Raum-
ordnung, Landesplanung, Landschaftsplanung, Ein-
griffsregelung und Umweltverträglichkeitsprüfung 
erforderlich. Gerade für diese Zwecke müssen Infor-
mationen in hoher Genauigkeit verfügbar sein. 

2.5.1 Topographie, Bodennutzung, Landschafts- 
und Raumstruktur  

2.5.1.1 Ebene der Länder  

Erfassung der Topographie  

42. Die Beobachtung der Erdoberfläche wird von der  
amtlichen Topographie durch Vermessung und Be-
schreibung durchgeführt. Sie erfaßt die Gelände und  
Geländebedeckung und stellt die Ergebnisse in to-
pographischen Karten unterschiedlichen Maßstabs  
dar. Jedes Kartenwerk verkörpert so ein zweidimen-
sionales graphisches Modell der Erdoberfläche mit  
ihren Erscheinungsformen und ihrem Relief. Die Kar-
ten vermitteln differenzierende und umfassende to-
pographische Informationen, z. B. Höhenlinien, Ge-
wässer, Straßen, Stromleitungen, Nutzungen, Schutz-
gebiets- und Verwaltungsgrenzen, die je nach Maß-
stab unterschiedlich aggregiert sind (HARBECK,  
1989). Die Karten werden von verschiedensten An-
wendern mit raumbezogenen Aktivitäten als Informa-
tionsquelle genutzt (Abbildung 1).  

43. Neben diesen analogen Informationen zur Topo-
graphie sind seit Anfang der 80er Jahre an die Ver-
messungs- und Katasterverwaltungen der Bundeslän-
der verstärkt Forderungen herangetragen worden, to-
pographische Informationen auch in digitaler Form  
zur Verfügung zu stellen. Diese Forderung und der  
Fortschritt in der graphischen Datenverarbeitung ver-
anlaßte die Arbeitsgemeinschaft der Vermessungs-
verwaltungen der Länder (AdV) seit 1984, ein Kon-
zept zur „Entwicklung der amtlichen Karten für die  
Zukunft" aufzustellen, das den Namen ATKIS bekam.  
Kernelemente der in ATKIS gespeicherten Informatio-

nen sind Digitale Landschaftsmodelle (DLM), die sich  
auf die aktuellen E rgebnisse der topographischen  
Landesaufnahme stützen und als Primärmodelle des 
„Originals Landschaft" gelten, sowie Digitale karto-
graphische Modelle (DKM), die durch die kartogra-
phische Bearbeitung des Primärmodells als Sekundär-
modelle entstehen. Bei diesem Verfahren wird die 
„Landschaft" nach Objektarten grob und mit Hilfe 
von Attributen fein gegliedert. 

Die Objektarten, die Att ribute und die Modellierungs-
vorschrift sind in einem Objektartenkatalog festge-
legt. Die Regeln zur Ableitung des Sekundärmodells 
aus dem Primärmodell und zur Erzeugung von Karten 
sind in einem Signaturenkatalog festgelegt. Aus prak-
tischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten wird 
ATKIS folgende Digitale Landschaftsmodelle (DLM) 
umfassen: 

— DLM 25 mit dem Objektumfang wie die Topogra-
phische Karte 1 : 25 000 (TK 25) 

— DLM 200 mit dem Inhalt annähernd der Topogra

-

phischen Übersichtskarte i : 200 000 (TÜK 200) 

— DLM 1 000 mit dem Inhalt der Internationalen 
Weltkarte 1: 1 000 000 (IWK 1 000). 

Nach Vorschlag der AdV sollen die Landesvermes-
sungsverwaltungen mit dem Aufbau des DML 25 und 
das Institut für Angewandte Geodäsie (IfAG) mit dem 
Aufbau des DLM 200 beginnen; das DLM 1 000 ist 
bereits beim IfAG aufgebaut. Bei den Digitalen Kar-
tographischen Modellen sieht ATKIS zunächst den 
Aufbau der DKM 25, DKM 250 und DKM 1 000 vor; 
langfristig sollen daraus auch die DKM 50, DKM 100 
und DKM 500 abgeleitet werden. Es ist desweiteren 
geplant, daß Fachverwaltungen unter Beachtung von 
Zugriffsregelungen die ATKIS-Datenbank nutzen 
(vgl. Abbildung 2). Dritte können Informationen aus 
ATKIS als DLM-Daten, DKM-Daten und Plotdateien 
erhalten. Allerdings wird die Umstellung auf digitale 
topographische Karten schrittweise, im Laufe von 
Jahrzehnten und in Zeitversetzungen bei den Bundes-
ländern realisiert sein (BLAK, 1989; DEGGAU et al., 
1989; HARBECK, 1989). 

2.5.1.2 Ebene des Bundes  

44. Bezüglich der Topographie werden auf Bundes-
ebene vom Amt für Militärgeographie Konzepte für 
TOPIS, ein Topographisches Informationssystem, für 
die Bundeswehr entwickelt und umgesetzt. 

Beobachtung der Bodennutzung  

45. Nach STADLER (1989) ist die Bodennutzungser-
hebung die älteste Datenquelle zur Erfassung der 
Realnutzung aller Flächen und Liegenschaften. Sie 
reicht bis ins 19. Jahrhundert zurück und wurde auf 
der Grundlage der Primärkataster der Liegenschafts-
verwaltungen eingeführt. Die aus dem Liegenschafts-
kataster gewonnenen Ergebnisse sind für die Um-
weltbeobachtung bis heute jedoch unzureichend. So 
war in der Flächenerhebung von 1985 lediglich eine 
Unterscheidung von 12 Nutzungsarten möglich. Die 
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Abbildung 1 

Topographische Karten, Inhalte und Nutzer 

Erläuterung: 
DGK 5 	Deutsche Grundkarte 1:5 000 
TK 25 	Topographische Karte 1:25 000 
TK 50 	Topographische Karte 1:50 000 
TK 100 	Topographische Karte 1:100  000 
TOK 200 	Topographische Übersichtskarte 1:200 000 
ÜK  500 	Übersichtskarte 1:500 000 
IWK 1 000 Internationale Weltkarte 1:1 000 000 

Quelle: HARBECK, 1989 

Nachfrage an differenzierten Informationen zur Bo-
den- bzw. Landnutzung nimmt jedoch ständig zu. 
Ausgehend von diesen Überlegungen und im Sinne 
einer Weiterführung der Statistik insbesondere für die 
Zwecke des Umweltschutzes haben mehrere Bundes-
ministerien im Juli 1986 das Statistische Bundesamt 
beauftragt, ein Konzept für ein raumbezogenes „Sta-
tistisches Informationssystem zur Bodennutzung" 
(STABIS) auf mittlerem Maßstabsniveau unter Be-
rücksichtigung der neuen Möglichkeiten der Daten-
gewinnung und elektronischen Datenverarbeitung zu 
erarbeiten (RADERMACHER, 1987). Zielsetzung von 
STABIS ist 

— die Verbesserung der statistischen Informationen 
über die Landnutzung und vor allem die Erstellung 
einer bundesweit flächendeckenden Realnut-
zungskarte im Maßstab 1 : 25 000 sowie 

— der Aufbau eines raumbezogenen Informationssy-
stems in der amtlichen Statistik. 

46. Ein wesentlicher methodischer Baustein ist die 
„Systematik der Bodennutzungen" (DEGGAU und 
RADERMACHER, 1989), in der gegenüber bisher 
12 Nutzungsarten 80 zu differenzierende Arten der 
Bodenbedeckung und -nutzung ausgewiesen und die 
in folgende Nutzungsbereiche (Einsteller) und Nut-
zungsgruppen (Zweisteller) zusammengefaßt sind: 

1 Baulich geprägte Flächen einschließlich der Ver-
sorgungsflächen 

11 Wohnflächen 
12 Flächen mit gemischter baulicher Nutzung 
13 Flächen von Einzelanwesen 
14 Industrie- und Gewerbeflächen 
15 Flächen besonderer baulicher Prägung 
16 Versorgungsflächen 
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Abbildung 2 

Bundeseinrichtungen, bei denen Interesse an raumbezogenen digitalen Informationen 
angenommen werden kann 

Quelle: SCHMIDT-FALKENBERG, 1989, verändert 
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2 Aufschüttungs-, Abgrabungs- und Entsorgungs-
flächen 

21 Aufschüttungen 
22 Abgrabungen 
23 Abwasserentsorgungsflächen 
24 Abfallentsorgungsflächen 

3 Verkehrsflächen 
31 Straßen 
32 Parkplätze 
33 Bahngelände 
34 Luftverkehrsflächen 
35 Schiffsverkehrsflächen 
36 Seilbahn- und Skilifttrassen 
37 Verkehrsbegleitgrün 

4 Freizeit- und Erholungsflächen 
41 Sport-, Spiel- und Freizeitanlagen 
42 Grün- und Parkanlagen 
43 Kleingartenanlagen 
44 Campingplätze 
45 Friedhöfe 
46 sonstige Erholungsflächen (ohne besondere Anla-

gen) 

5 Landwirtschaftsflächen 
51 Ackerland 
52 Wiesen und Weiden 
53 Gartenbauflächen 
54 Obstbauflächen 
55 Weinbauflächen 
56 Anbauflächen sonstiger Sonderkulturen 

6 Waldflächen und Gehölze 
61 Laubwald 
62 Nadelwald 
63 Mischwald 
64 Aufforstungsflächen 
65 Gehölze 

7 Wasserflächen 
71 Flüsse und Bäche 
72 Kanäle, Vorfluter und Gräben 
73 Häfen 
74 Seen, Teiche und Altarme 

8 Feuchtgebiete, Trockenstandorte und Flächen 
ohne nennenswerte Vegetation 

81 Feuchtgebiete 
82 Heiden und sonstige Trockenstandorte 
83 Flächen ohne nennenswerte Vegetation 

9 Brachflächen 
91 Brachflächen in Wohn- und Mischgebieten 
92 Brachflächen in Indust rie- und Gewerbegebieten 
93 brachliegende Verkehrsflächen 
94 nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Flächen 
95 sonstige Brachflächen. 

47. Auf der Basis von Luftbildern im Maßstab 
i : 32 000, die vom Amt für Militärgeographie zur Ver-
fügung gestellt werden, und von topographischen 
Karten im Maßstab 1: 25 000 wird eine Vollerhebung 
der Flächennutzung für die Bundesrepublik Deutsch-
land vorgenommen. Vollerhebung bedeutet in diesem 
Fall, daß die Gesamtfläche in „homogene" Flächen 
einheitlicher Realnutzung von bestimmter Mindest-
größe aufgeteilt wird. Die kleinste zu erfassende Flä-
cheneinheit beträgt grundsätzlich 1 ha, was auf der 
TK 25 einer Fläche von 4 x 4 mm entspricht. STABIS 

soll sowohl die geographischen Verläufe der Grenzli-
nien aller Flächenstücke wie auch deren Nutzung ent-
halten. Es wird damit ein „lokaler Flächenbezug" her-
gestellt, mit dessen Hilfe die Auswertung von admini-
strativen oder eigentumsrechtlich abgegrenzten Ein-
heiten unabhängig ist. Die Aktualisierung dieser Da-
tei soll entsprechend der Befliegung im fünfjährigen 
Turnus erfolgen. Datenquellen sind neben Schwarz-
weißluftbildern auch analoge bzw. digitale Topogra-
phie-Informationen. Diese Basisdaten sollen durch 
weitere statistische Informationen ergänzt werden. 
Als erste Ausbaustufe von STABIS wird eine Realnut-
zungskarte auf der Basis der Luftbildauswertungen 
vorgesehen, die dem Datenbedarf auf mittlerem und 
höherem regionalen Niveau, also für Regionen, Län-
der und Bund, gerecht wird. Die von STABIS zur Ver-
fügung gestellten Basisinformationen sollen einerseits 
von der amtlichen Statistik, andererseits auch von an-
deren Institutionen herangezogen werden können. 
Entsprechend der förderativen Struktur der amtlichen 
Statistik wird auf Dauer eine dezentrale Führung von 
STABIS angestrebt. Bezüglich der digitalen Topogra-
phie-Informationen gibt es eine enge Kooperation mit 
dem Projekt ATKIS der Vermessungsverwaltungen 
der Länder (BLAK, 1989; RADERMACHER, 1987). Er-
ste Testergebnisse zu STABIS sind in DEGGAU et al. 
(1989) zusammengestellt. 

Daten zu Natur und Landschaft  

48. Als eine der ersten Bundesinstitutionen hatte die 
Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Land-
schaftsökologie (BFANL) unter Beteiligung des Lan-
desamtes für Umwelt Baden-Württemberg und der 
Landesanstalt für Ökologie Nordrhein-Westfalen ein 
geographisches Informationssystem zur Speicherung 
flächenbezogener Daten für Naturschutz und Land-
schaftspflege aufgebaut. Dieses Landschaftsinforma-
tionssystem (LANIS) enthält 

— koordinatenbezogene, nume rische und alphanu-
merische Daten 

— über die natürlichen Ressourcen, die Tier- und 
Pflanzenwelt und Flächennutzung 

— bezogen auf unterschiedliche Räume und Ebe-
nen, 

die in einer 

— Flächendatenbank (BDNL), 

— numerischen Datenbank und 

— Textdatenbank 

gespeichert sind. 

49. Im Gegensatz zu STABIS, das großmaßstäblich 
arbeitet (1 : 25 000), wird in LANIS kleinmaßstäblich 
gearbeitet. Basisaufnahmernaßstab ist 1: 200 000, es 
werden aber auch kleinere Maßstäbe verwendet. Die 
Bundesflächendatenbank für Naturschutz und Land-
schaftspflege (BDNL) enthält zur Zeit folgende Be-
stände: 
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Maßstab 1 : 200 000 

— Biotope von Bedeutung auf EG-Ebene (1982) 

— Landschaftsschutzgebiete 

— naturräumliche Gliederung 

— Naturschutzgebiete (teilweise) 

— Niederschläge 

— oberflächennahe Rohstoffe und Rohstoffsiche-
rungsgebiete (Niedersachsen) 

— stehende Gewässer 

— unzerschnittene großflächige Waldgebiete 

Maßstab 1: 500 000: 

— Tieffluggebiete 

Maßstab 1 : 1 000 000: 

— benachteiligte Gebiete 

— Bioklima 

— Böden 

— Bundes-, Landes- und Kreisgrenzen 

— Eisenbahnnetz 

— forstliche Wuchsgebiete 

— Freizeitfliegen 

— Freizeitgebiete 

— Gebiete mit oberflächennahen mineralischen Roh-
stoffen 

— großflächige Naturschutzgebiete 

— Grundwasserkarten 

— Herkunftsgebiete für forstliches Vermehrungsgut 

— Höhenlinien 

— Jahresdurchschnittstemperatur 

— land- und forstwirtschaftliche Nutzungen 

— Landschaftsbild-Einheiten 

— Naturparke 

— Niederschläge, Jahresmittel bis 1930 

— Niederschläge, Jahresmittel bis 1960 

— potentielle natürliche Vegetation 

— Schneedecke 

— Straßennetz 

— unzerschnittene verkehrsarme Räume (1988) 

— Vegetationszeit 

— Waldflächen (zwei Generalisierungen) 

— Waldfläche nach Waldformationen. 

Die numerische Datenbank enthält zum Beispiel 

— Statistiken über Arten und Populationen von 
Fauna und Flora, 

— Statistik der Flächennutzungserhebung, 

— landwirtschaftliche Statistik. 

— sozioökonomische Gemeinde- und Kreisstatistik, 

— Waldschadenserhebung, 

— Statistiken aus den gespeicherten Flächendaten, 

die auf zeitstabile Geomet rien, wie 

— Gemeinde- und Kreisgrenzen, 

— Wuchsgebiete, 

— Naturräume, 

bezogen sind. 

In der Textdatenbank sind folgende Daten gespei-
chert oder werden benötigt: 

— Artenlisten für Tiere und Pflanzen 

— Naturschutzgebietsbeschreibungen 

— Biotoptypenlisten mit Gebietsbeschreibungen 

— Fundortkataster für Fauna und Flora 

— Faktendokumentation aus Literatur- und Felder-
hebungen 

— Landschaftsplanverzeichnis. 

50. Aus diesen Daten werden Indikatoren oder Hilfs-
indikatoren gebildet, um im Bereich Naturschutz und 
Landschaftspflege großräumige Belastungs-, Zer-
schneidungs-, Versiegelungs- oder Verarmungspro-
bleme aufzuzeigen. 1984 wurden erstmals die von den 
Ländern ermittelten statistischen Daten zu den neuar-
tigen Waldschäden in LANIS gespeichert, flächenbe-
zogen umgesetzt und eine „Waldschadenskarte" für 
die Bundesrepublik Deutschland erstellt. Andere Um-
setzungen bzw. Auswertungen sind die „Bodentypen-
klassen" auf landesweitem Niveau, „Unzerschnittene 
großflächige Waldgebiete" sowie „Nicht durch Stra-
ßen zerschnittene Räume". Mit der Deutschen For-
schungsanstalt für Luft- und Raumfahrt wurde im 
Rahmen des Einsatzes von Fernerkundungsmethoden 
eine Übersichtskarte als Vorstufe zu einer Landnut-
zungskarte der Bundesrepublik Deutschland im Maß-
stab 1 : 200 000 erarbeitet und mit der Bodenkarte und 
der Karte der potentiellen Waldvegetation überlagert, 
um zu ökologisch-standortkundlichen Aussagen zu 
gelangen. 

Mit diesen Daten und Dateien soll ein naturschutzbe-
zogenes Auskunfts- und Monitoringsystem aufgebaut 
werden, das unter anderem neben qualitativen Ver-
gleichen auch eine quantitative Interpretation zum 
Zustand und zur voraussichtlichen Entwicklung von 
Natur und Landschaft ermöglicht (ARNOLD, 1988; 
BLAB et al., 1989; KOEPPEL, 1989). Die BFANL arbei-
tet darüber hinaus im LANDCOVER-Projekt des 
EG-CORINE-Programms mit (vgl. Kapitel 4). 

Raumbeobachtung 

51. Die Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 
und Raumordnung hat unter anderem die Aufgabe, 
„die gegenwärtigen und künftigen räumlichen Ent-
wicklungen in der Bundesrepublik Deutschland zu 
beobachten und darüber zu berichten" (GATZWEI- 
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LER, 1984), wobei hier die Bereiche Bestandsanalyse, 
Prognose und Erfolgskontrolle auf verschiedenen 
räumlichen Planungsebenen bearbeitet werden. Be-
obachtet wird indirekt durch Übernahme von Daten 
der amtlichen Statistik, die auf Kreisebene bzw. Ebe-
nen der Raumordnungsregionen bezogen sind. Es 
sind dies infrastrukturelle und soziographische Daten, 
die zum Beispiel in den Raumordnungsberichten und 
im Atlas zur Raumordnung unter anderem als thema-
tische Karten dargestellt werden. 

2.5.1.3 Ebene der Europäischen Gemeinschaft (EG) 

52. Für die Europäische Gemeinschaft wird zur Zeit 
die Aufstellung eines zusammenhängenden Inventars 
der Landnutzung durchgeführt (LANDCOVER-Pro-
jekt) und dabei mit der Bodenbedeckung des mediter-
ranen Raumes begonnen (KEG, 1988). Für 1990 wird 
die Hälfte der EG-Flächen bearbeitet sein. 

2.5.2 Biotope 

53. Unter dem Begriff „Biotope" werden gemäß frü-
heren Ausführungen des Rates (SRU, 1985, Tz. 80 ff., 
610 und 1987, Tz. 7, 339) in erster Linie die naturbe-
tonten Biotope als Lebensstätten wildlebender Pflan-
zen- und Tiergemeinschaften, insbesondere auch sel-
tener und gefährdeter Arten, verstanden. 

2.5.2.1 Ebene der Länder 

54. Seit 1973 führen die Bundesländer Biotopkartie-
rungen durch. Der Auswertungsstand ist jedoch un-
terschiedlich. Für Bayern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Hessen, Saarland und Berlin liegen erste 
Gesamtergebnisse vor; die übrigen Länder arbeiten 
noch an der Auswertung oder führen sogar noch Ge-
ländeerhebungen durch. Es treten zudem Unter-
schiede in den Kartierungsergebnissen auf, unter an-
derem durch abweichende Erhebungsmethoden und 
unterschiedliche Berücksichtigung der Wälder, die 
bisher noch in keinem Bundesland umfassend hin-
sichtlich ihres Naturschutzwertes untersucht wurden 
(UBA, 1989). Exemplarisch sei anhand zweier Bun-
desländer die Situation dargestellt. 

Für Rheinland-Pfalz stellen KOSCHWITZ et al. (1987) 
fest, daß die Dringlichkeit, Informationen als Ent-
scheidungsgrundlagen zu gewinnen, und der Aktua-
litätsschwund, der bei einer integrierten Aufnahme 
einzurechnen ist, zu einer raschen Durchführung 
zwingen. Als ineffektiv hat sich erwiesen, Kartierun-
gen mit verschiedener Zweckbestimmung, aber teil-
weise überlagerten Inhalten, zeitlich oder räumlich 
getrennt durchzuführen. Deshalb wird für Rheinland

-

Pfalz eine integrierte Aufnahme konzipiert, die 

— eine vegetationskundliche Standortkartierung 
1 : 10 000, 

— die bodenkundlichen Ergänzungen zur Standort-
kartierung 1 : 25 000, 

— die Biotopkartierung 1 : 25 000 und 

— eine Biotoptypen- und Nutzungskartierung 
1:25 000 

enthält. Prinzipiell kann eine Standortkartierung di-
rekt über Messungen des jeweiligen Standortfaktors 
mit Feld- und Labormethoden oder indirekt über die 
Ansprache von Zeigerorganismen und -organismen-
gruppen erfolgen. Die vegetationskundliche Stand-
ortkartierung bedient sich ökologischer Pflanzenar-
tengruppen und Pflanzengesellschaften der realen 
Vegetation. Die Biotoptypen- und Nutzungskartie-
rung erfaßt flächendeckend alle Bestände, die Biotop-
kartierung dagegen selektiv nur die als besonders 
bedeutsam eingestuften. 

In Bayern wurde 1974 bis 1976 die erste Kartierung 
schutzwürdiger Biotope in der Bundesrepublik 
Deutschland durchgeführt, und zwar im Maßstab 
1: 50 000 (HABER, 1983). In den folgenden Jahren 
wurden auch Kartierungen in größeren Maßstäben 
vorgenommen (sog. Kleinstrukturen, vgl. AUWECK, 
1979). Seit 1984 wird die Biotopkartierung auf der 
Basis der Flurkarten 1 : 5 000 verfeinert. Dieser große 
Maßstab wurde gewählt, weil bestimmte Feucht- und 
Trockenbiotope bevorzugt unter Schutz zu stellen 
sind und dafür die Eigentümer der Flächen festgestellt 
werden müssen. Die Biotopkartierung in Bayern 
—mit Ausnahme des Alpengebietes — erfolgt selek-
tiv; es werden nur die schutzwürdigen Biotope erfaßt 
und nach folgenden Gesichtspunkten bewertet: 

— Grad der Natürlichkeit 

— Seltenheit (Ersetzbarkeit) 

— Repräsentanz 

— Arten- und Strukturvielfalt 

— Sukzessionsstadium 

— Größe 

— historische Dokumentation. 

Für eine übersichtliche Darstellung der Biotope wer-
den die Eintragungen aus den Flurkarten 1: 5 000 auf 
die 625 Kartenblätter der topographischen Karte 
1 : 25 000 übertragen. Diese enthalten auch die Gren-
zen der naturräumlichen Haupteinheiten, der Land-
kreise und der Schutzgebiete und bilden die Grund-
lage der Biotopnumerierung. Auf die Kartierung ge-
schlossener Waldgebiete wurde verzichtet. Dies soll 
einer späteren Waldbiotopkartierung vorbehalten 
bleiben. Auch auf eine gleichzeitige Erfassung der 
Fauna, wie sie in manchen Bundesländern durchge-
führt wird, wurde aus Kosten- und zeitlichen Gründen 
verzichtet. Sie soll im Rahmen des Arten- und Biotop-
schutzprogramms berücksichtigt werden. Der Ab-
schluß des Gesamtprojektes ist zunächst für 1992 ge-
plant (EDER, 1989). 

Tabelle 1 zeigt den derzeitigen Stand der Biotopkar-
tierung in der Bundesrepublik Deutschland. 

2.5.2.2 Ebene des Bundes 

55. In der Bundesforschungsanstalt für Naturschutz 
und Landschaftsökologie (BFANL) wird eine Liste 
schutzwürdiger Biotope mit gesamtstaatlich repräsen- 
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Tabelle i 

Biotopkartierung der Länder 
Stand: Ap ril 1990 

Stand der Kartierung Maßstab Anzahl Hektar

-

fläche 
Landes

-

biotop

-

fläche 

Fort

-

schrei

-

bung 

Bemerkungen 
zur Methode 

SH 1. Kartierung laufend 1:25 000 ca. 12 000 ca. 70 000 	ca. 4,5 	ab 1991 
endet 1991 M. 1:5 000 

NS 1. Kartierung 1: 50 000 5 650 225 866 	4,8 	ab 1984 Methodische Verände- 
ca. 10 000 (aufgrund genauerer rungen seit der Fort - 

Biotoptypisierung) schreibung 

NRW 1. Kartierung endete 1:25 000 ca. 26 000 425 800 	12,5 	Stand 2/90 Kartierung von Biotop- 
1985 komplexen 

H 1. Kartierung abge- 1:25 000 11 977 126 341 	6 
schlossen 

RP 1. Kartierung endete 1:25 000 ca. 45 000 230 000 	12 	ab 1986 Für die 2. Kartierung 
2. Kartierung Gelände- 1:25 000 wurde die Methode ver- 
arbeit 1991 zu Ende ändert 

BW 1. Kartierung 1:25 000 ca. 45 000 ca. 250 000 	ca. 6-8 

B 1. Kartierung 1974-1976 1:25 000 37 257 446 358 	6,3 	ab 1985 im Für die 2. Kartierung 
2. Kartierung laufend, M. 1:5 000 wurde die Methode ver- 
Beginn 1985 als 2. Kar- ändert 

tierung 

S 1. Kartierung 1984 abge- 1:25 000 2 899 19 675 	7,6 	ab 1988 in 
schlossen Arbeit 

Anmerkungen: Durch die unterschiedlichen Methoden der Biotopkartierungen der Länder sind die Angaben über die Anzahl 
nicht direkt vergleichbar. 

Quelle: BFANL, pers. Mitt. 

tativer Bedeutung erstellt. Ziel dieser Arbeit ist es, auf 
der Basis der Biotopkartierungen der Bundesländer 
für alle besonders gefährdeten und schutzwürdigen 
Biotoptypen der Bundesrepublik Deutschland eine 
Zusammenstellung jener Bestände und Gebiete anzu-
fertigen, deren Erhaltung und Entwicklung von über-
regionalem, nationalem oder europäischem Interesse 
ist, und diese mit Unterstützung des Bundes auf Dauer 
zu sichern und zu entwickeln. Alle Bundesländer sind 
über dieses Vorhaben unterrichtet und um Mithilfe 
gebeten worden. Gebietsvorschläge liegen bisher aus 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, Berlin 
und dem Saarland vor. In diesem Zusammenhang 
werden im Rahmen des von der Europäischen 
Gemeinschaft (EG) durchgeführten CORINE-Pro-
gramms (vgl. Kapitel 4) in der BFANL die Biotope von 
vorrangiger Bedeutung für den Naturschutz in der EG 
zusammen mit den zuständigen Landesämtern ausge-
wählt und für die Fläche der Bundesrepublik Deutsch-
land zusammengestellt (BLAB et al., 1989). Zur Zeit 
sind etwa 750 Biotope mit einer Fläche von ca. 
960 000 ha erfaßt. 

2.5.2.3 Ebene der Europäischen Gemeinschaft (EG) 

56. Im Zusammenhang mit dem Informationssystem 
CORINE der EG wird die Aufstellung eines Inventars 
der Biotope, die für die Erhaltung der Natur in der 
Gemeinschaft von ausschlaggebender Bedeutung 

sind, erarbeitet. 5 000 Biotope sind bisher registriert 
worden. Mit den aufgestellten Kriterien müßten ins-
gesamt etwa 10 000 Biotope identifiziert und beschrie-
ben werden können. Durch dieses Projekt ist unter 
anderem auch in der Bundesrepublik Deutschland ein 
nationales EDV-Register der Biotope initiiert worden 
(Tz. 55). In Ergänzung zur Datenbank Biotope läuft 
auf der EG-Ebene zur Zeit die Aufstellung eines In-
ventars von Gebieten verschiedenen Schutzstatus 
(KEG, 1988). 

2.5.3 Naturwaldreservate 

57. Waldflächen sind zwar durch das Auftreten der 
neuartigen Waldschäden in ein dafür entwickeltes 
Beobachtungsprogramm eingebunden, bezüglich ih-
res Biotop- und Naturschutzwertes sowie hinsichtlich 
eines Ökosystemmonitorings wurden Waldflächen 
bisher jedoch kaum untersucht. Mit dem Konzept der 
Naturwaldreservate soll hier Abhilfe geschaffen wer-
den. In der Bundesrepublik Deutschland versteht man 
unter Naturwaldreservaten (Bannwälder, Naturwald-
zellen) ehemals forstlich bewirtschaftete Waldflächen 
mit annähernd natürlicher Baumartenzusammenset-
zung, die aus der Bewirtschaftung genommen wurden 
oder werden und die sich ungestört von direkter 
menschlicher Einflußnahme entwickeln sollen. Als 
Repräsentanten der naturnahen Vegetation sind sie 
Teil eines angestrebten Netzwerkes unterschiedlicher 
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Schutzkategorien mit spezifischen Aufgabenstellun-
gen. Sie dienen dem Schutz und der Wiederherstel-
lung natürlicher Waldlebensgemeinschaften sowie 
der Erforschung der Lebensvorgänge, der Verände-
rungen und der Beeinträchtigungen im Ökosystem 
Wald. Sie sollen zudem die Grundlage für den Aufbau 
eines passiven Monitoringsystems in Waldökosyste-
men des Bundesgebietes bilden. Eine große Bedeu-
tung kommt ihnen als Forschungsobjekt für den Na-
turschutz und die Forstwissenschaft wie auch bei der 
Ermittlung der großflächig wirksamen Grundbela-
stung durch Stoffeinträge als Referenzflächen im Ver-
gleich zu Nutzflächen zu. Naturwaldreservate sollen 
möglichst in allen großflächig und weit verbreiteten 
Waldtypen in naturraumtypischer Ausbildung sowie 
in repräsentativer Vertretung der einzelnen Wuchsge-
biete vorkommen. Inzwischen haben alle Flächen-
staaten im Bundesgebiet Naturwaldreservate ausge-
wiesen (BOHN und WOLF, 1989; WOLF, 1988). Es 
gibt zur Zeit 420 Reservate mit einer Gesamtfläche 
von 10 727 ha, das sind 0,015 % der Waldfläche des 
Bundesgebietes. Von den 370 nach der Flächengröße 
erfaßten Reservaten sind über die Hälfte kleiner als 
20 ha (siehe Tabelle 2). Nach BOHN und WOLF 
(1989) liegt dies nicht immer an dem Fehlen größerer 
naturnaher Waldbestände, sondern oft an der fehlen-
den Bereitschaft, größere oder bessere Bestände aus 
der Bewirtschaftung zu nehmen. 

Eine räumlich ausgewogene Verteilung auf die Wald-
wuchsgebiete wird durch den geringen Anteil natur-
naher Wälder in fast reinen Grünland- und Ackerbau-
landschaften sowie in Gebieten mit vorherrschenden 
Nadelforsten erschwert. Auch bezüglich ihres poten-
tiellen Flächenanteils sind die natürlichen Waldge-
sellschaften unterschiedlich repräsentiert (Abbil-
dung 3). Der Flächenanteil der Naturwaldreservate 
an der Waldfläche sollte sich aus dem Promille-
bereich herausbewegen. Diskutiert werden ein Anteil 
von 5 % der Waldfläche und eine Flächengröße von 
50 ha pro Reservat. Der Rat unterstützt diese Forde-
rungen. 

Mit der Ausweisung der Reservate muß auch ein Kon-
zept zur Beschreibung des Ist-Zustandes und für wie-
derholte Erhebungen zur Struktur und Dynamik na-
turnaher Wälder aufgestellt werden. Nach WOLF 
(1988) wurden solche Dauerbeobachtungen bisher 
kaum durchgeführt. Ansätze hierzu, Forschungsdefi-
zite und methodische Überlegungen wurden von 
BOHN und WOLF (1989), PFADENHAUER et al. 
(1986), SUKOPP und WEILER (1986) sowie WOLF 
(1988) zusammengestellt. In Schweden werden solche 
systematischen Beobachtungen zur Umweltüberwa-
chung seit 1978 durchgeführt (BRÅKENHIELM, 
1989). 

2.5.4 Empfehlungen zur Beobachtung der 
Landschaft  

58. Ideal wären Erhebungen auf Gemeindeebene im 
Maßstab 1 : 1 000 bis 1 : 5 000 in der Genauigkeit topo-
logischer Dimensionen (FINKE, 1986), für die die Ver-
messungsämter die Kartengrundlagen zur Verfügung 
stellen bzw. erarbeiten müssen. Besonders geeignet 
ist die Kombination von Orthophotos und Flurkarten, 

die als „Luftbildkarten" im Maßstab und Blattschnitt 
der amtlichen Flurkarten erstellt werden. In jedem 
Gemeindegebiet sollten deshalb unter Einbeziehung 
der Naturschutzbehörde das Naturpotential sowie die 
Nutzung flächendeckend kartiert und detailliert be-
schrieben werden, so daß solides Grundlagenmaterial 
für alle Planungen abrufbereit vorliegt. Zur Zeit ist 
dies jedoch nur für einzelne Gebiete realisierbar, denn 
ein aus kleinsten Einheiten (Flurstücken) aufgebautes 
flächendeckendes System, das theoretisch allen Da-
tenanforderungen gerecht werden könnte, wird zwar 
von den Vermessungsverwaltungen der Länder mit 
der Automatisierung der Liegenschaftskataster ange-
strebt, doch ist mit der Fertigstellung dieses Katasters 
— zumindest was die Liegenschaftskarten angeht —, 
erst in Jahrzehnten zu rechnen. Für die Bundesrepu-
blik Deutschland müßten etwa 1 Million Katasterkar-
ten im Maßstab 1: 1 000 bearbeitet werden (RADER-
MACHER, 1987; STOPPER, 1987) oder etwa 40 000 
Karten im Maßstab 1 : 5 000. Demgegenüber sind auf 
der Basis der TK 25 „nur" etwa 2 000 Karten zu bear-
beiten; besonders STABIS (s. Abschn. 2.5.1.2) eröffnet 
hier die Möglichkeit, relativ kurzfristig Landnut-
zungsbeobachtungen bzw. Beobachtungen des Zu-
standes von Natur und Landschaft zur Verfügung zu 
stellen, die Aussagen auf Bundes-, Landes- und Re-
gionalebene zulassen. Es ergeben sich daraus eine 
Vielzahl von Auswertungen, die in dieser Form bisher 
nicht möglich sind, wie Nutzungsverteilung, Versie-
gelung und Nutzungsmuster. Diese Unterlagen soll-
ten im Sinne von Luftbildplänen nach Bedarf mit Ver-
waltungsgrenzen, Höhenlinien und Schutzgebiets-
grenzen versehen werden, so daß auch hier spezifi-
sche Auswertungen und Bilanzierungen möglich sind. 
Zu befürworten ist die Zusammenarbeit zwischen den 
Projekten STABIS und ATKIS (s. Abschnitt 2.5.1.2) 
und mit dem Projekt CORINE- „LANDCOVER" der 
Europäischen Gemeinschaft (s. Kapitel 4.3). 

59. Zu bedauern ist nach wie vor die Heterogenität 
der Datenerhebung, vor allem im Bereich Naturschutz 
und Landschaftspflege auf Länderebene. Nicht nur 
die Methoden der Datenerhebung und der Kartierung 
sind sehr unterschiedlich, auch die Prioritätensetzung 
und der Einsatz der EDV differieren erheblich. Eine 
Vergleichmäßigung wie auch eine harmonisierte Zu-
sammenarbeit Länder-Bund-EG ist hier angebracht 
und eine verbesserte Ausstattung und Konzeption des 
Bereiches Naturschutz/Landschaftspflege/ökosyste-
mare Umweltbeobachtung auf Bundesebene erfor-
derlich. 

60. Damit die Naturwaldreservate ihren vielfältigen 
Aufgaben im Rahmen von Naturschutz, Waldbau und 
Umweltbeobachtung gerecht werden können, unter-
stützt der Rat den Vorschlag, neben der systemati-
schen Gebietsausweisung eine eingehende Bestands-
aufnahme und kontinuierliche Beobachtung nach ab-
gestimmten Methoden in den Naturwaldreservaten 
durchzuführen, die erhobenen Grunddaten landes- 
und bundesweit zentral auszuwerten und einen 
gleichwertigen Schutzstatus, das heißt langfristig eine 
gesetzliche Sicherung als Totalreservate, anzustreben 
sowie die entsprechenden Stellen und Mittel auf Lan-
des- und Bundesebene bereitzustellen. 
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Tabelle 2 

Anzahl und Flächenanteil der Naturwaldreservate in der Bundesrepublik Deutschland 

I Verteilung nach Größenklassen (ha) 	 I I I I Anteil 

NWR- NWR- Wald- der 

Ge- Ge- fläche NWR 
Bundesland ohne samt-  samt- gesamt an der 

<5 5-10 10-20 20-30 30-50 50-100 >100 Anga- zahl  fläche (1000 Wald- 
ben 1) (ha) ha) fläche 

(%o) 

Baden- 
Württemberg 	 6 3 19 6 5 5 5 — 49 1 766 1 306 1,35 

Bayern 	 2 13 40 34 21 21 3 1 135 4 382 2 378 1,84 

Hessen 2) 	 — — — 4 9 1 — — 14 538 836 0,64 

Niedersachsen 3) 	. . 2 9 22 12 7 11 3 — 66 2 155 984 2,19 

Nordrhein- 
Westfalen 	 3 12 31 8 1 2 — — 57 921 838 1,10 

Rheinland-Pfalz 	 13 15 6 3 2 1 — — 40 440 782 0,56 

Saarland 	 — 1 2 2 3 2 — — 10 305 85 3,59 

Schleswig-Holstein 49 49 220 140 1,57 

Bundesgebiet 	 26 53 120 69 48  43  11 50 420 10 727 7 349 1,46 

1) Informationen über Lage, Flächengröße usw. liegen nicht vor. 
2) Weitere Naturwaldreservate sind geplant (Stand 4/89). 
3) Umstrukturierung noch nicht abgeschlossen (Stand 3/89). 

Quelle: BOHN und WOLF, 1989 

Abbildung 3 

Flächenanteile der Naturwaldreservate an den natürlichen Waldtypen des Bundesgebietes 

Quelle: BOHN und WOLF, 1989 
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2.6 Beobachtung der Umweltchemikalien 

61. Für die Beobachtung der Wirkung von soge-
nannten Umweltchemikalien wurden bereits 1963 er-
ste Bio-Kataster (passives Biomonitoring) erarbeitet. 
Zeitlich anschließend folgten das expe rimentelle (ak-
tive) Biomonitoring mittels Flechten und Gräsern so-
wie das Ausbringen von standardisierten Kulturen. Im 
Rahmen dieser Gesamtentwicklung etablierte sich 
seit Ende der 70er Jahre die Ökotoxikologie (BUTLER, 
1978), die Untersuchungen über Wirkungen von Um-
weltchemikalien nicht nur für einzelne Umweltsekto-
ren bzw. auf einzelne Arten, sondern auch für Biozö-
nosen und Ökosysteme in Abhängigkeit ihrer Menge 
und Einwirkungsart durchführt, um gegebenenfalls 
Wirkungsschwellen zu ermitteln und Vorschläge für 
entsprechende Grenzwerte zu machen. 

Nach zwei Jahrzehnten intensiver Forschung sind 
über einige der beim aktiven und passiven Monitoring 
eingesetzten Bioindikatoren teilweise detaillierte 
Kenntnisse hinsichtlich ihres Reaktions- und Akku-
mulationsverhaltens vorhanden (ARNDT et al., 1987; 
SCHUBERT, 1985; VDI, 1987). Über die Wirkungen 
und das Abbauverhalten von Umweltchemikalien in 
Gewässern liegen verschiedene Beobachtungen vor 
(REICHERT und DE HAAR, 1982). Die verschiedenen 
Eintragspfade von Umweltchemikalien (Emission, 
Transmission, Immission, nasse und trockene Deposi-
tion) wurden intensiv untersucht (UBA, 1984; VDI, 
1984) und sind teilweise gut bekannt. Eine Ausnahme 
stellen hierbei jedoch die organischen Chemikalien 
dar, deren meßtechnische Erfassung auch heute noch 
sehr schwierig ist (SRU, 1983 und 1987). 

Es fehlen bislang jedoch integrierende Methoden, die 
zusammenfassende Aussagen auf Ökosystemebene 
zulassen. Für die Wälder kann festgestellt werden, 
daß im Rahmen der aktuellen Waldschadensfor-
schung zumindest der Schwermetallhaushalt sehr gut 
untersucht ist (FBW, 1986; MAYER, 1981). Auch die 
Umweltprobenbank hat dazu beigetragen, die an die 
Ökotoxikologie gestellten Anforderungen zu syste-
matisieren und Art und Umfang von Probenahmeor-
ten und -materialien festzulegen, die zur Beschrei-
bung und Bewertung des Umweltzustandes in der 
Bundesrepublik Deutschland herangezogen werden 
können (BMFT, 1988). 

2.6.1 Ebene Bund/Länder 

62. In den letzten Jahren wurden in den Bundeslän-
dern sektorale Meß- und Monitoringprogramme un-
terschiedlichen Entwicklungsstandes aufgebaut und 
Wirkungskataster erstellt, die den vorbeugenden 
Schutz der natürlichen Umwelt und der menschlichen 
Gesundheit vor Belastung durch chemische Stoffe un-
terstützen sollen. Parallel dazu hat der Bund die Vor-
aussetzungen für den Aufbau einer Umweltproben-
bank geschaffen. Die Umweltprobenbank dient durch 
Einlagerung, Charakterisierung und durch analyti-
sche Untersuchung von Umweltproben aus Böden, 
Gewässern und der Luft der laufenden, vor allem aber 
retrospektiven Beobachtung von Schadstoffkonzen-
trationen. Die Proben werden in für die Bundesrepu

-

blik Deutschland repräsentativen Gebieten entnom-
men (s. Abschnitt 3.5.2). Eine Besonderheit im Projekt 
Umweltprobenbank stellt die „Umweltprobenbank 
für Humanproben" dar (KEMPER et al., o. J.), in der 
die den Menschen direkt betreffenden Belastungen 
erfaßt und gespeichert werden. 

63. Das Chemikaliengesetz schreibt ein ökotoxiko-
logisches Testprogramm vor, das aus einer Reihe von 
Tests an Organismen aus den verschiedenen Trophie-
stufen terrestrischer und aquatischer Ökosysteme be-
steht. Unberücksichtigt bleiben dabei die in der Um-
welt möglichen Kombinationswirkungen mehrerer 
Substanzen, die Erfassung der Langzeitwirkungen in 
der Umwelt, insbesondere auch von Abbau- und Um-
wandlungsprodukten chemischer Stoffe, sowie der 
Einfluß der Konkurrenz auf die Reaktion von Organis-
men. Auch die vorgeschriebenen Untersuchungen zur 
Bioakkumulation lassen sich nur beschränkt auf an-
dere als die untersuchten Arten übertragen und be-
rücksichtigen die mögliche Anreicherung in Ökosy-
stemen nur in Ansätzen. So besteht in Fachkreisen 
weitgehend Einigkeit, daß das Testprogramm auf der 
Basis des Chemikaliengesetzes nicht ausreicht, mög-
liche nachteilige Wirkungen auf die Funktionsfähig-
keit von Ökosystemen mit hinreichender Sicherheit zu 
erkennen. Zudem erfaßt das Chemikaliengesetz die 
Vielzahl von Stoffen, die vor seiner Einführung erst-
mals auf den Markt gebracht wurden, gar nicht. Auch 
unterlagen neue Stoffe bis zur unlängst erfolgten No-
vellierung des Chemikaliengesetzes einem weniger 
breit gefächerten Testprogramm. Für Zwecke der 
Umweltbeobachtung ebenfalls nur beschränkt 
brauchbar sind die auf der Basis der Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln nach dem Pflanzenschutzge-
setz gewonnenen Aussagen, um die Wirkung solcher 
Mittel in der Umwelt zu erfassen. Dieser Umstand ver-
dient deshalb besondere Aufmerksamkeit, weil Pflan-
zenschutzmittel gerade dazu bestimmt sind, in die 
Umwelt entlassen zu werden. 

Diese Lücke kann nur durch einen von der Einführung 
neuer Stoffe und Pflanzenschutzmittel losgelösten 
Ansatz auf Ökosystemebene geschlossen werden. 
Voraussetzung dafür ist die Durchführung von Pro-
grammen auf Länderebene, die eine Beobachtung 
biologischer Systeme im Hinblick auf mögliche Ver-
änderungen und Wirkungen von Umweltchemikalien 
erlauben und die Ergebnisse der Umweltprobenbank 
auf eine in räumlicher und zeitlicher Hinsicht stati-
stisch aussagekräftige Basis stellen. Dies ist aber nur 
dann sinnvoll und möglich, wenn die Zusammenar-
beit durch einheitliche Konzeption und Methodik zu 
vergleichbaren Ergebnissen führt (vgl. BLAU, 1988). 

Um diesen Bereich abzuklären und auch die Zusam-
menführung verschiedener Einzelprogramme zu er-
möglichen, setzte sich der Bund/Länder-Arbeitskreis 
Umweltchemikalien (BLAU) mit der Arbeitsgruppe 
„Bioindikation von Umweltchemikalien" die Durch-
führung einer Erhebung der bei Bund und Ländern 
laufenden Aktivitäten auf dem Gebiet des Umweltmo-
nitoring chemischer Stoffe zum Ziel. Auf der Grund-
lage dieser Erhebung sollen dann Empfehlungen zur 
Gewährleistung der Vergleichbarkeit der Ergebnisse 
sowie der Vereinheitlichung und Ergänzung der Pro-
gramme erarbeitet werden. Unter „Umweltmonito- 
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ring chemischer Stoffe" versteht der Arbeitskreis 
(BLAU, 1988) die Überwachung physikalischer, che-
mischer und biologischer Aspekte von Umweltsyste-
men (menschliche Lebensgemeinschaften und Öko-
systeme) mit dem Ziel, Aussagen über normale Sy-
stemzustände bzw. über Veränderungen durch an-
thropogene Stoffeinträge in räumlicher und zeitlicher 
Differenzierung abzuleiten. Damit soll eine Informa-
tionsgrundlage geschaffen werden, die es ermög-
licht, 

— Belastungen früher als bisher zu erkennen, 

— Hinweise auf mögliche Wirkungszusammenhänge 
zu gewinnen, 

— auf dieser Grundlage geeignete Schutzmaßnah-
men zu ergreifen und 

— den Erfolg dieser Maßnahmen in den betroffenen 
Umweltsystemen zu kontrollieren, um auf diese 
Weise Gefahren für Mensch und Umwelt soweit 
wie möglich zu vermeiden. 

Eine entsprechende Umfrage wurde zunächst auf die 
folgenden drei Bereiche beschränkt: 

— ökosystemare Monitoringprogramme 

— Lebens- und Futtermittelmonitoringprogramme 

— Humanmonitoringprogramme. 

Ihre vorläufigen Ergebnisse ergaben für den Bereich 
ökosystemare Monitoringprogramme folgendes Re-
sultat: 

Insgesamt wurden 122 Fragebögen berücksichtigt 
und folgende Themenschwerpunkte festgestellt: 

— Immissions- und Depositionsmessungen, Stoffbi-
lanzen 

— radioökologische Untersuchungen 

— Messungen von Schadstoffen in Böden, Sedimen-
ten, Oberflächen-, Grund- und Trinkwasser und in 
diesem Zusammenhang in Organismen 

— wirkungskatasterartige Erhebungen, Bioindika-
toruntersuchungen, Wirkfeststellungen an Mate-
rialien 

— immissionsökologische Waldzustandserfassung 

— Erfassung von Umweltproben 

— Untersuchungen zu Struktur und Dynamik terre-
strischer und aquatischer Ökosysteme, Dauerbe-
obachtungsflächen 

— Untersuchungen zur Innenraumbelastung. 

Bei der Mehrzahl (86 %) der mitgeteilten Programme 
werden Schadstoffbelastungen erfaßt. 48 % verfolgen 
auch ökosystemare Fragestellungen, wie die Ermitt-
lung von Stoffflüssen, das Erstellen von Stoffbilanzen, 
die Erarbeitung von Grundlagen für die Festlegung 
von Belastungsgrenzwerten und die Untersuchung 
von Schadstoffwirkungen auf Umweltsysteme; nur 
ein Drittel aller Programme erfaßt auch ökologische 
Parameter, wie physikalisch-chemische Daten oder 
die Artenzusammensetzung des jeweiligen Ökosy-
stems. Vielfach (66 %) werden Daten gespeichert, ein 
Datenaustausch findet jedoch — auch in begrenztem 

Rahmen — nur relativ selten statt: mit Monito ring

-

programmen über Belastungsquellen bzw. -ursachen, 
z. B. Emissionskataster, in 25 %, mit Lebensmittel- so-
wie Humanmonitoringprogrammen in 11 % aller Fälle 
(BLAU, 1988). 

Ø. Neben diesen Programmen sind auch die folgen-
den beiden Programmgruppen zu erwähnen, die je-
doch nach Ansicht des Rates nicht Gegenstand der 
Umweltbeobachtung sind, sondern dem Gesundheits-
bereich vorbehalten bleiben sollen. 

Lebens- und Futtermittelmonitoringprogramme: 

Der geringe Rücklauf von nur 24 Fragebögen, ausge-
füllt von sechs Bundesländern und zwei Bundesbe-
hörden, belegt die zum Teil geringe Bereitschaft, ent-
sprechende Informationen bereitzustellen. Die mitge-
teilten Monitoringprogramme erfassen folgende Pro

-

benarten: 

— Lebensmittel pflanzlicher und tierischer Herkunft 

— Humanmilch 

— Trinkwasser 

— Futtermittel. 

Die Proben werden auf anorganische und organische 
Schadstoffe, aber auch auf Nitratgehalte in pflanzli-
chen Lebensmitteln und auf Radionuklide untersucht. 
Es werden sowohl der quellen- als auch der ver-
brauchsorientierte Ansatz verfolgt. Die Daten werden 
in vielen Fällen elektronisch gespeichert, ein Daten-
austausch, sei es zwischen quellen- und verbrauchs-
orientierten Programmen, zwischen Lebens- und Fut-
termittelmonitoringprogrammen oder auch mit ökosy-
stemaren und Humanmonitoringprogrammen findet 
dagegen kaum statt (BLAU, 1988). 

Humanmonitoringprogramme: 

Auch bei dieser Umfrage war die Bereitschaft zur Mit-
arbeit offensichtlich gering. Es liegen 20 ausgefüllte 
Fragebögen aus sechs Bundesländern, vom Umwelt-
bundesamt und der Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung vor. Folgende Themenschwer-
punkte lassen sich unterscheiden: 

— Vollzug des Bundesseuchengesetzes 

— plötzlicher Kindstod und Pseudo-Krupp 

— Raucherverhalten 

— Schwermetalle und andere Spurenelemente in Hu-
manproben 

— organische Schadstoffe in Humanproben 

— Umweltprobenbank. 

Die Daten werden relativ häufig gespeichert, ein Da-
tenaustausch, sei es mit verbraucherorientierten Le-
bensmittelmonitoringprogrammen oder mit ökosyste-
maren Monitoringprogrammen, erfolgt jedoch nur in 
wenigen Fällen (BLAU, 1988). 
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2.6.2 Informationssystem für Umweltchemikalien, 
Chemieanlagen und Störfälle INFUCHS 

65. INFUCHS ist Teil des Umweltplanungs- und 
-informationssystems UMPLIS des Umweltbundesam-
tes. Die im INFUCHS-Rahmensystem organisierten 
Stoffdatenbanken (Allgemeine Stoffdaten, Gefahr-
stoff-Schnellauskunft, Inhaltsstoffe von Wasch- und 
Reinigungsmitteln und Datenbank für wassergefähr-
dende Stoffe) geben Auskunft über die chemische 
Zusammensetzung, die Umweltverträglichkeit, die 
Wirkungen von Umweltchemikalien auf bzw. in be-
stimmten Medien, die produzierten Mengen, die Her-
steller sowie die Produkte, in denen die Stoffe enthal-
ten sind. INFUCHS soll folgende Aufgaben überneh-
men: 

— Dokumentation der Umweltgefährlichkeit von 
Stoffen 

— Hinweis zur Abwehr von Umweltgefahren bei 
Störfällen mit Chemikalien 

— Unterstützung beim Vollzug gesetzlicher Regelun-
gen 

— Hilfe bei der Koordination chemikalienbezogener 
Arbeiten im Umweltbereich 

— Dokumentation von Informations- und Regelungs-
lücken zu Chemikalien. 

2.6.3 Empfehlungen zur Beobachtung von 
Umweltchemikalien 

66. Der Rat unterstützt die Absicht des Bund/Län-
der-Arbeitskreises Umweltchemikalien, durch eine 
Detailerhebung die laufende Umfrage zu vervollstän-
digen und die Ergebnisse in einem Bericht zu veröf-
fentlichen, durch Speicherung an einem Großrechner 
allgemein zugänglich zu machen sowie auf dieser 
Grundlage Empfehlungen zur Vereinheitlichung, Zu-
sammenführung und Ergänzung der verschiedenen 
Monitoringprogramme zu entwickeln. 

67. Zur Beurteilung der Belastung sollten auch bei 
zukünftigen Monitoringmaßnahmen neben der Er-
mittlung der Haupteintragspfade (Bestimmung der 
trockenen, feuchten und nassen Deposition) auch An-
gaben über Schadstoffgehalte im Grundwasser und 
Boden ermittelt sowie eine Kombination aus aktivem 
und passivem Monito ring durchgeführt werden. Die 
Interpretation derartiger Untersuchungen ist augen-
blicklich nur in begrenztem Umfang möglich, da vor 
allem bei großen Indikatorarten, wie Reh oder Wild-
schwein, der Stichprobenumfang für umfassende Be-
wertungen bisher zu gering war und bei den meisten 
Indikatorarten die Reaktionsspezifität nicht genau ge-
nug bekannt ist. Hier bedarf es weiterer Standardisie-
rung (vgl. SCHMIDT-BLEEK et al., 1987). Gegebe-
nenfalls sollte die Indikatoreignung für aktives und 
passives Monitoring ubiquitär verbreiteter Kleinsäu-
ger (Ratte, Maus) und Vögel (Amsel, Taube) in Labor- 

und Freilanduntersuchungen weitergehend erforscht 
werden. 

Über die Belastung und Belastbarkeit naturnaher und 
halbnatürlicher Ökosysteme, z. B. Moore, Trockenra-
sen, Halbtrockenrasen, Heiden, Streuwiesen, durch 
Umweltchemikalien liegen kaum Erkenntnisse vor. 
Da diese Ökosysteme aber durch Nutzungsintensivie-
rung (Entwässerung, Dünger- und Herbizideinsatz) 
zunehmend in ihrem Bestand bedroht werden, sollten 
hier ökotoxikologische Fragestellungen bevorzugt 
untersucht werden. 

Bei ökosystemarer Betrachtungsweise müssen die 
Wirkungen chronischer Belastungen, das Akkumula-
tionsverhalten und mögliche Grenzwertüberschrei-
tungen von Umweltchemikalien im Boden, Wasser 
und in Nahrungsnetzen als wesentliche Bewertungs-
kriterien herangezogen werden. In diesen Bereichen 
der Ökotoxikologie ist der Einsatz von mathemati-
schen Bilanzierungsmodellen voranzutreiben. Außer-
dem sollte eine Datenbank aufgebaut werden, in der 
die bisherigen Ergebnisse ökotoxikologischer Frage-
stellungen systematisch abgespeichert und jedem auf 
diesem Gebiet wissenschaftlich Arbeitenden zugäng-
lich gemacht werden (ROHLEDER et al., 1986). Im 
Sinne einer ökotoxikologischen Untersuchung sollte 
analog zur Lebensmittelüberwachung eine perma-
nente Untersuchung von ausgewählten biotischen 
Objekten in vorzugebenden Lebensräumen erfol-
gen. 

Bei der Selektion von Schadstoff-Bioindikatoren sind 
folgende Anforderungen zu berücksichtigen: 

— weite geographische Verbreitung; sofern die Indi-
katorart nicht im gesamten Überwachungsraum 
vorkommt, sollten zusätzliche Indikatorarten mit 
etwa gleichen ökologischen Ansprüchen benutzt 
werden 

— Verfügbarkeit in ausreichender Zahl, um eine sta-
tistische Absicherung der Ergebnisse zu gewähr-
leisten 

— Kenntnis der physiologischen, autökologischen 
und synökologischen Charakteristika der Indika-
torart oder der zu bewertenden Pflanzengesell-
schaft 

— Kenntnis der Funktion im Ökosystem einschließ-
lich der Bedeutung im Nahrungsnetz 

— Eignung für eine langfristige Aufbewahrung in 
Umweltprobenbanken 

— Verwendung genetisch einheitlichen Materials bei 
im aktiven Monitoring eingesetzten Arten. 

Darüber hinaus sollten Biomonitoring, Ökotoxikolo-
gie und Ökosystemforschung inhaltlich und termino-
logisch aufeinander abgestimmt werden, da derzei-
tige Vorhaben und Programme erhebliche Über-
schneidungen und unsaubere Begriffsbildungen auf-
weisen. 
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3 Integrierende sektorübergreifende Umweltbeobachtung 

68. Wie bereits in Kapitel 1 erwähnt, genügen sekto-
rale Umweltbeobachtungen auch nach weiterem Aus-
bau, verbesserter Koordination und Abstimmung den 
Anforderungen an eine ganzheitliche Erfassung der 
Umwelt nicht. Wie der Rat im Umweltgutachten 1987 
(SRU, 1987, Abschnitt 1.1.1) ausführlich dargelegt hat, 
ist „Umwelt" ein komplexes System, das mit den bis-
her angewandten sektoralen Instrumenten allein nur 
unzulänglich beeinflußt und gestaltet werden kann; 
diese führen oft nur zur Verschiebung eines Umwelt-
problems von einem Umweltmedium in ein anderes. 
Umweltbeobachtung muß deshalb übergreifend kon-
zipiert werden, wie zum Beispiel auch schweizerische 
Vorstellungen zum Ausdruck bringen. Danach soll die 
integrierende Umweltbeobachtung unter anderem 

— den Zustand des Raumes bezüglich Atmo-, Hydro-, 
Pedo- und Anthroposphäre sowie Flora und Fauna, 
aber auch Anlagen, Bauten, Kulturgüter und 
-landschaften kontinuierlich und systematisch er-
heben, 

— eingetretene Schäden aufdecken und neue Schä-
den im Frühstadium erfassen, 

— das raumrelevante Wirkungsgefüge analysieren 
und interpretieren sowie Prognosen über den Ver-
lauf von Schädigungen aufstellen, 

— Forschungslücken aufdecken, entsprechende Pro-
jekte initiieren und zudem als Forum der interdis-
ziplinären Diskussion und Koordination dienen 
und 

— die Öffentlichkeit kontinuierlich und in geeigneter 
Form über die Beobachtungsergebnisse informie-
ren (SNG, 1987). 

69. Aus solchen Erfahrungen und Überlegungen 
heraus ergibt sich für eine vorsorgende Umweltpolitik 
die Notwendigkeit einer systematisch aufgebauten, 
langfristig betriebenen, umfassenden und integrie-
renden Umweltbeobachtung (ROSENKRANZ, 1987) 
mit dem Ziel, Umweltveränderungen — die sich oft 
zunächst nur vereinzelt und in unauffälliger Form zei-
gen — , rechtzeitig zu erkennen und — soweit mög-
lich — natürlich bedingte Veränderungen von sol-
chen zu trennen, die durch menschliche Einwirkun-
gen hervorgerufen werden. Die Bundesregierung be-
rücksichtigt dies bereits in ihren „Leitlinien Umwelt-
vorsorge" (BMU, 1986) mit dem Ziel des „Aufbaues 
eines Systems zur Beobachtung ökologischer Verän-
derungen. Zu diesem System gehören 

— die Zusammenführung von Informationen aus ver-
schiedenen Meßnetzen, Langzeituntersuchungen 
und umweltrelevanten Statistiken, 

— der Aufbau des Netzes repräsentativer Dauerbe-
obachtungsflächen für die Erfassung von Verände-
rungen der wichtigsten Ökosysteme mit dem Ziel, 
langfristig gesicherte Erkenntnisse über die Aus- 

wirkungen stofflicher und struktureller Belastun-
gen bundesweit zu gewinnen sowie 

— der weitere Ausbau der Umweltprobenbank für 
retrospektive Untersuchungen über anthropogene 
Stoffeinflüsse auf die Umwelt und für die Bereit-
stellung von Proben für Fragestellungen, die sich 
aufgrund möglicher Langzeitwirkungen ergeben 
können ". 

Dies erfordert einen Beobachtungsansatz, der 

— die Umwelt als System begreift, d. h. die abioti-
schen und biotischen Einflußgrößen sowie die Re-
aktionen des beobachteten Systems erfaßt, 

— dieses System durch repräsentative Standorte ab-
bildet, 

— an den Standorten sektorübergreifend beobachtet 
und 

— sich an bestehende Zeitreihen und Standorte an-
paßt. 

Dazu ist die Zusammenführung bzw. Koordinierung 
von sektoraler und systemarer Umweltbeobachtung 
notwendig. Mit dieser „Doppelstrategie" läßt sich 
ökosystemare Umweltbeobachtung sinnvoll mit spe-
ziellen Monitoring-Programmen, z. B. der Bereiche 
Luft, Wasser und Boden, kombinieren. Ohne diesel-
ben bei der Erfüllung ihrer speziellen Aufgaben zu 
beeinträchtigen, lassen sich Teilbeobachtungen mit-
einander verknüpfen sowie eine Gesamtbeurteilung 
der Umweltqualität und ihrer Veränderungen erstel-
len. Im Idealfall sind so die vorsorgenden und über-
wachenden Aufgaben der Verwaltung im Umwelt-
sektorbereich mit beobachtenden Untersuchungen 
über Ökosystemreaktionen, das heißt auch mit der 
Forschung, kombinierbar. 

Abbildung 4 zeigt das Grundschema einer solchen 
integrierenden Umweltbeobachtung; die Teilsysteme 
eines Umweltbeobachtungssystems veranschaulicht 
Abbildung 5. 

70. Integrierende Ansätze zur Umweltbeobachtung 
können aus einer Anzahl von Ökosystemforschungs-
vorhaben abgeleitet werden (vgl. auch KNAUER, 
1988; ROSENKRANZ, 1987), zum Beispiel 

— Sollingprojekt (ELLENBERG et al., 1986), 

— landschaftsökologische Modelluntersuchung In-
golstadt (BACHHUBER et al., 1983), 

— Aufbau der Umweltprobenbank (LEWIS, 1985 und 
1987), 

— Vorschläge von Hauptforschungsräumen bzw. 
ökologischen Umweltbeobachtungsgebieten für 
Umweltprobenbank und Ökosystemforschung 
(vgl. FRÄNZLE et al., 1987; LEWIS et al., 1989), 
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Abbildung 4 

Bereiche einer integrierenden Umweltbeobachtung 

Quelle: SRU 

Abbildung 5 

Teilsysteme eines Umweltbeobachtungssystems 

Quelle: BRAEDT, 1988, verändert 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/8123  

— Ökosystemforschungsprojekte 	Berchtesgaden, 
Wattenmeer, Ostholsteinische Seen, 

— ökologische Umweltbeobachtung Schleswig-Hol-
stein,  

— Konzeption der ökologischen Umweltbeobach-
tung des Rheins, 

— Dauerbeobachtung der Waldschäden, 

— Einrichtung eines Umweltinformations- und Pla-
nungssystems für das Land Berlin. 

Da die Entwicklung der integrierenden Umweltbeob-
achtung noch weitere Forschungsanstrengungen er-
fordert, hält der Rat ihre Verknüpfung mit der Ökosy-
stemforschung unter Beteiligung der Großforschungs-
einrichtungen für zweckmäßig. 

3.1 Konzept und Vorgehensweise  

71. Da die Umwelt heute als globales vernetztes Sy-
stem begriffen wird, muß die Übertragbarkeit und 
Aggregation von Umweltdaten bis hin zu globalen 
Datenbasen möglich sein. Aus dieser Forderung erge-
ben sich unterschiedliche Ebenen der Umweltbeob-
achtung, für die entsprechende methodische und in-
haltliche Anforderungen definiert und die über verti-
kale Schnittstellen nach einheitlicher Methodik durch 
induktive wie deduktive Vorgehensweise miteinan-
der verknüpft bzw. aggregiert und disaggregiert wer-
den. 

Nach Erfahrungen aus Ökosystemforschungsvorha-
ben, insbesondere aus dem im Rahmen des UNESCO-
Programms „Mensch und Biosphäre" (MAB) durchge-
führten Vorhaben „Der Einfluß des Menschen auf 
Hochgebirgs-Ökosysteme" im Nationalpark Berch-
tesgaden (Deutsches Nationalkomitee MAB, 1983), 
erscheint ein Ansatz mit fünf Beobachtungsebenen 
unterschiedlichen Maßstabs, verschiedener Daten-
quellen, Meß- und Erfassungsmethoden besonders 
geeignet (SPANDAU et al., 1989). Danach stellt die 
nationale Beobachtungsebene mit den hier auszuwei-
senden Umweltbeobachtungsgebieten die zweite 
Ebene unterhalb der ersten, übernationalen bis globa-
len Ebene dar. Innerhalb der nationalen (2.) Ebene 
werden in den Umweltbeobachtungsgebieten fragen-
bezogene, repräsentative Testgebiete als 3. Ebene 
ausgewählt. In diesen sind besondere Aufnahmeflä-
chen oder Transekte (4. Ebene) abzugrenzen, wo de-
taillierte Beobachtungen, Messungen und Probenah-
men erfolgen. Die Vorgehensweise baut auf vorhan-
dene Meßprogramme der untersten (5.) Ebene auf 
und integriert deren Meßdaten (vgl. Abbildung 6). 

Jedes Umweltbeobachtungsgebiet (2. Ebene) muß in 
größeren Zeitabständen mit Falschfarben-Infrarotluft-
bildern abgebildet werden. Durch photogrammetri-
sche Auswertungen werden topographische und 
Landnutzungsdaten für die ökologischen Umweltbe-
obachtungsgebiete einschließlich der Testgebiete er-
stellt und in einem Geographischen Informationssy-
stem (GIS) gespeichert. Damit ist die Übertragbarkeit 
der Daten aus den unteren Ebenen in das Gesamtge-
biet gewährleistet. Aus Satellitendaten können durch 
digitale Bildverarbeitungsmethoden Schnittstellen 

zur Beobachtungsdatenbasis erarbeitet werden. Dies  

gewährleistet auch die Übertragbarkeit der flächen-
bezogenen Daten in globale Programme, da diese  
ebenfalls mit GIS- und digitalen Fernerkundungsda-
ten arbeiten.  

72. Bei dieser Methodik können die Daten laufend  
aktualisiert werden. Flächen- und Qualitätsverände-
rungen von Ökosystemen bzw. Ökosystemkomplexen  
werden dokumentiert und für lange Beobachtungs-
zeiträume auswertbar. Durch die Erhebungen und  
Messungen in den Testgebieten werden aktuelle  
Meßwerte und kurzfristig gültige Daten zum Beispiel  
für die Früherkennung von ökologischen Risiken, Be-
lastungen und Schäden gewonnen und unmittelbar  
verarbeitet (vgl. auch LEWIS, 1985; ROSENKRANZ,  
1987; SCHMIDT-BLEEK et al., 1987). Von großer  
Wichtigkeit gerade beim Zusammenführen der Daten  
ist die ständige Überprüfung der Datenqualität, die  
gewährleistet sein muß. Damit in allen Umweltbeob-
achtungsgebieten eine vergleichbare Datenbasis auf-
gebaut und die Daten über alle Beobachtungsgebiete  
ausgewertet und verglichen werden können, ist eine  
zentrale Umweltbeobachtungs-Einrichtung zu schaf-
fen (vgl. Tz. 111), die eine einheitliche Methodik der  
Beobachtung für die verschiedenen Ebenen erarbei-
tet. Dies gilt besonders für die Festlegung der Testge-
biete (3. Ebene), die Ausweisung der Aufnahmeflä-
chen/Transekte (4. Ebene), für die inhaltlichen und  
methodischen, räumlichen und zeitlichen Vorgaben  
der Messungen und Probenahmen (5. Ebene) sowie  
die Erstellung eines Variablenkataloges mit genauen  
Erhebungsanweisungen und der Dokumentation der  
erhobenen Daten in einer allen beteiligten Wissen-
schaftlern zugänglichen Datenbank. Zur Unterstüt-
zung der zentralen Einrichtung sind geeignete Fach-
wissenschaftler hinzuzuziehen. Basierend auf Erfah-
rungen aus dem MAB-Projekt Berchtesgaden sollten  
unter anderem folgende Disziplinen vertreten sein:  
Bodenkunde, Chemie, Geologie, Geographie, Hydro-
logie, Klimatologie, Limnologie, Physik, Vegetations-
kunde, Zoologie und eventuell Soziologie. In Ergän-
zung zu den Messungen und Datenerhebungen soll-
ten Modelle und Simulationen konzipiert und reali-
siert werden. Es lassen sich so Datenlücken aufdecken  
und zusätzlich Erkenntnisse gewinnen, die oft nur  
durch aufwendige langjährige Meßkampagnen ge-
wonnen werden können. Daraus ergibt sich zudem  
eine Fülle von Möglichkeiten, detaillierte Aufschlüsse  
über Umweltprozesse zu erhalten, besonders bei dy-
namischer Betrachtungsweise von Naturvorgängen.  
Für die notwendige Modellformulierung (dynamische  
Modelle, statische Modelle) sollten zwei Wissen-
schaftler eingesetzt werden.  

73. Die methodisch-inhaltliche Vorgehensweise be-
sonders für die Datenerhebung auf der 3. bis 5. Ebene  
soll von der Wissenschaftlergruppe für alle Beobach-
tungsgebiete in den ersten drei bis fünf Projektjahren  
erarbeitet, in einem Handbuch dokumentiert und für  
ein Beobachtungsgebiet über alle Ebenen exempla-
risch mit folgenden Schwerpunkten räumlich und  
zeitlich koordiniert werden.  

Schwerpunkt 1:  

— fragenbezogene Ausweisung der Testgebiete in  
den ökologischen Umweltbeobachtungsgebieten  
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Abbildung 6 

Integrierende Umweltbeobachtung 
Ebenen des Ökosystemmonitoring 

Quelle: SCHALLER, 1988, verändert 
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— Erstellung geeigneter Variablenkataloge mit Erhe-
bungsanweisungen als Basis einer räumlich und 
zeitlich koordinierten Datenerhebung in den Test-
gebieten 

— Datenaufnahme und -sicherung sowie Feststel-
lung der Datenlücken 

— Beschreibung des Ist-Zustandes 

— Vorbereitung und Definition von Fallstudien; 

Schwerpunkt 2: 

— Festlegung und Ausweisung der Aufnahmeflä-
chen/Transekte in den Testgebieten 

— Entwicklung und Einsatz von Dauerbeobach-
tungsmethoden 

— Ableitung von Schlüsselindikatoren 

— Erarbeitung genau definierter Vorgaben für not-
wendige Messungen und Probenahmen sowie 
Grundlagenforschungsvorhaben in den Testgebie-
ten; 

Schwerpunkt 3: 

— Erarbeitung von Klassifizierungsmethoden 

—— von globalen Modellen sowie 

—— von Ausbreitungsmodellen und der 

—— Szenario-Formulierung der 1. und 2. Ebene. 

3.2 Umweltbeobachtungsgebiete 

74. Eine systematische Umweltbeobachtung erfor-
dert eine sorgfältige Auswahl von Beobachtungsräu-
men. Dabei sind folgende Aspekte besonders zu be-
achten: 

— Repräsentativität bezogen auf die physiogeogra-
phischen Eigenschaften (naturräumliche Gege-
benheiten) 

— Repräsentativität bezogen auf die Ökosysteme 
bzw. Ökosystemkomplexe 

— Vollständigkeit des jeweiligen Nutzungsgradien-
ten menschlicher Einwirkungen (Repräsentativität 
und Belastungsgrößen) 

— rechtliche und Schutzaspekte (rechtliche Siche-
rung von Dauerbeobachtungs- und Pufferflächen, 
langfristige Sicherung von größeren Beobach-
tungsgebieten, wie Nationalparke, Biosphären-
reservate, Naturschutzgebiete, Landschaftsschutz-
gebiete, schutzwürdige Biotope usw.) 

— praktische Aspekte (Nähe von Forschungseinrich-
tungen, Infrastrukturen, Meßstationen, Personal, 
EDV usw.). 

Bereits vor über zehn Jahren hatten ELLENBERG et 
al. (1978) Vorschläge für Untersuchungsräume unter-
breitet, die aber damals nicht verwirklicht wurden. Sie 
definierten zum Beispiel die regionale Repräsentanz 
in dem Sinne, daß die Biotop- und Biozönosestruktu-
ren eines Gebietes statistisch und funktionell mit dem 
weiten Umland seiner jeweiligen Großlandschaft ver-

gleichbar sind. Sie unterschieden naturnähere 
Räume, die 

— die Spannweite und interannuelle Variationsbreite 
der natürlichen Energie- und Stoffumsätze, 

— die Dichteverhältnisse der vorkommenden Orga-
nismenarten und 

— die regional differenzierte anthropogene Bela-
stung als Funktion von Emission, Transmission und 
Immission 

widerspiegeln sowie urban-industrielle Räume, die 
die unterschiedliche Belastungsproblematik von 
Großstädten und der Kernregion industrieller Bal-
lungsräume repräsentieren sollten. 

Insbesondere FRÄNZLE hat dies weiterverfolgt und 
für ein nationales Ökosystemforschungsprogramm so-
genannte Hauptforschungsräume formalstatistisch 
ausgewiesen (FRÄNZLE et al., 1987). Durch Orientie-
rung an den Prinzipien der regionalen Repräsentanz 
sollte eine „möglichst weitreichende Extrapolierbar-
keit der in den einzelnen, detailliert erforschten Area-
len gewonnenen Ergebnisse auf größere, auch außer-
halb der Forschungsräume gelegene Gebiete gewähr-
leistet werden. Gleichzeitig mußte der Forderung 
nach Erfassung möglichst vieler Ökotoptypen Rech-
nung getragen werden, um die Variabilität der ökosy-
stemaren Ausstattung der Bundesrepublik Deutsch-
land sowie die Belastungsgrade verschiedener Regio-
nen adäquat zu dokumentieren" (FRÄNZLE et al., 
1987). Parallel dazu und in Ergänzung hat LEWIS et al. 
(1989) neun, als ökologische Umweltbeobachtungs-
gebiete bezeichnete Untersuchungsräume ausgewie-
sen. LEWIS definierte Repräsentativität zum einen als 
regionale Repräsentativität, in dem Sinne, daß „auf-
grund der vorhandenen ökologisch interpretierbaren 
Kenntnisse zu erwarten ist, daß jeder Probenahme-
raum mit möglichst vielen statistischen und funktiona-
len Biotop- und Biozönosestrukturen mit dem weite-
ren Umland seiner jeweiligen Großlandschaft ver-
gleichbar ist" (vgl. ELLENBERG et al., 1978) und zum 
anderen nationale Repräsentativität, „als Querschnitt 
der Hauptökosysteme bzw. Ökosystemkomplexe der 
Bundesrepublik Deutschland, die in ihrer Gesamtheit 
durch räumliche Verteilung und gegenseitige Ergän-
zung funktioneller Systemstrukturen eine möglichst 
hohe Aussagefähigkeit bezüglich des Zustandes und 
der Entwicklung der Umwelt in der Bundesrepublik 
Deutschland besitzen" . Die Ergebnisse beider Ver-
fahren zeigen eine teilweise Übereinstimmung. Die 
Diskussion darüber ist aber noch nicht abgeschlos-
sen. 

75. Neben dieser Auswahl von Ökosystemkomple-
xen „normal" genutzter Räume müssen auch beson-
ders umweltempfindliche Räume für spezielle Beob-
achtungszwecke ausgewählt werden. Hierzu liegen 
folgende Vorschläge vor: 

— Hochgebirgsökosysteme: Berchtesgadener Alpen 

— Küstenökosysteme: Niedersächsisches und 
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer 

— urban-industrielle Ökosystemkomplexe: Aachen, 
Frankfurt, Ruhrgebiet und Saarbrücken. 
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Abbildung 7 

Festlegung von Meß- und Beobachtungspunkten im Nationalpark Berchtesgaden 

Quelle: SCHALLER, 1985 

Aus dem Bereich der Waldschadensforschung sollten 
zusätzlich das Fichtelgebirge und der Südschwarz-
wald, zu speziellen Fragen des Wasserhaushalts im 
Zusammenhang mit Bodenschutz, Grundwasserbela-
stung und Oberflächenabfluß der Raum Vechta/ 
-Südoldenburg, die Münchener Schotterebene und 
der Nationalpark Bayerischer Wald in die ökologische 
Umweltbeobachtung einbezogen werden. Allgemein 
sind Nationalparke und Biosphären-Reservate als re-
lativ wenig vom Menschen beeinflußte Gebiete für die 
Umweltbeobachtung neben normal oder intensiv ge-
nutzten Räumen besonders wichtig (vgl. BICK et al., 
1981; Deutsches Nationalkomitee MAB, 1984). Nur so 
kann das ganze Spektrum von Ökosystemtypen der 
mitteleuropäischen Kulturlandschaft bei der Beob-

achtung berücksichtigt werden (vgl. FRÄNZLE et al., 
1987; LEWIS, 1987). 

3.3 Testgebiete 

76. Die genaue Beobachtung, Messung und sonstige 
Datenerhebung im Gelände wird detailliert nur in den 
Testgebieten durchgeführt. Abbildung 7 zeigt sche-
matisch und exemplarisch die Auswahl von Testge-
bieten mit Transekten, Dauerbeobachtungsflächen, 
Meß- und Probenahmestellen im MAB-6-Untersu-
chungsgebiet Nationalpark Berchtesgaden. Die Test-
gebiete dienen der integrierten Beobachtung aller 
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Abbildung 8 Abbildung 

Schematische Darstellung der Fließrichtungen in einem Wassereinzugsgebiet 

Quelle: CEJKA, 1986 

Umweltfaktoren. Sie weisen einen für das ökologische 
Umweltbeobachtungsgebiet typischen Gradienten 
von Ökosystemtypen und nach Möglichkeit auch un-
terschiedliche Gradienten der menschlichen Beein-
flussung (intensiv bis kaum genutzt) auf. 

Zur Beobachtung spezieller funktionaler Zusammen-
hänge können innerhalb der Testgebiete ökologisch-
funktionale Raumeinheiten abgegrenzt werden, wie 
zum Beispiel Einzugsgebiete, die zur Quantifizierung 
bei Input- und Outputvariablen und der Stoff- und 
Energieflüsse dienen. Die Abgrenzung solcher funk-
tionalen Raumeinheiten ist abhängig von der jeweili-
gen Fragestellung und dem zu beobachtenden Phäno-
men. Wassereinzugsgebiete ermöglichen zum Bei-
spiel die Beobachtung von Erosionserscheinungen, 
Gewässergüte, Stofftransporten usw. (s. Abbildung 8). 
Für die Beobachtung der Waldschadensentwicklung 
sind dagegen Abgrenzungen des Verteilungsmusters 
der Waldökosysteme, der Höhenlage und Exposition 
sowie abiotischer und biotischer Faktoren erforderlich 
(vgl. LENZ und SCHALL, 1989; TOBIAS et al., 
1989). 

Innerhalb des ökologischen Umweltbeobachtungsge-
bietes muß eine Lokalisierung der Punkte für Probe-
nahmen und Messungen erfolgen. Dies bedeutet in 
der Regel die Festschreibung eines Netzes von Beob-

achtungsflächen bzw. -punkten, auf denen kontinu-
ierlich oder in periodischen Zeitabständen standard-
mäßige Wiederholungsuntersuchungen durchgeführt 
werden. Darüber hinaus dienen Beobachtungspunkte 
außerhalb der Testgebiete vor allem auch zur Über-
prüfung der Extrapolation der Daten aus den Testge-
bieten auf das gesamte Beobachtungsgebiet (Ebene 
des ökologischen Umweltbeobachtungsgebietes). Für 
die räumliche Festlegung des Dauerbeobachtungs-
netzes sind folgende Kriterien entscheidend: 

— Repräsentativität nach biotischen und abiotischen 
Kriterien sowie hinsichtlich des Nutzungsgradien-
ten für das Gesamtgebiet und das Testgebiet 

— optimale Lage in Bezug zu funktionalen Raumein-
heiten 

— Praktikabilität, wie Erreichbarkeit, Stromversor-
gung usw. 

— Sicherungsmöglichkeit (Grundbesitz, Grund-
dienstbarkeit usw.). 

77. Bei der repräsentativen Auswahl sind die stand-
örtlichen, topographischen und nutzungsbedingten 
Gegebenheiten des ökologischen Umweltbeobach-
tungsgebietes mit Unterstützung eines geographi-
schen Informationssystems zu erfassen und Vor- 
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Abbildung 9 

Schema einer Dauerbeobachtungsfläche 

Quelle: SCHALLER, 1988, verändert 

schlagsflächen zu ermitteln, die dann nach den Krite-
rien Praktikabilität, Sicherungsmöglichkeit und fach-
liche Eignung auch in Bezug zu funktionalen Raum-
einheiten endgültig ausgewählt und festgelegt wer-
den, wobei folgendes Grundmuster zu berücksichti-
gen ist: 

— räumliche Festlegung durch genaue Einmessung 
(x/y-Koordinaten und Sicherung durch Unterflur-
marken) 

— Einrichtung von Kernflächen und Pufferzonen 

— einheitliche Dokumentation (GIS, Fotodokumen-
tation usw.) 

— rechtliche Sicherung (Grunddienstbarkeit, Erwerb 
usw.). 

Zudem ist eine statistische Absicherung der Auswahl 
und Verteilung der Beobachtungsflächen notwendig, 
da dadurch die Qualität der Extrapolation der Erhe-
bungsdaten aus den Testgebieten in das Gesamtge-
biet überprüft werden kann. Eine individuelle, rein 
subjektive Flächenauswahl kann die Extrapolation 
und Übertragbarkeit der Daten in Frage stellen. 

Prinzipielle Überlegungen zum Konzept von Dauer-
beobachtungsflächen sind in PFADENHAUER et al. 

(1986) enthalten. Abbildung 9 zeigt einen möglichen 
Typus für eine vegetationskundliche Dauerbeobach-
tungsfläche mit einer Kernfläche von 100 m 2  und einer 
Pufferzone von etwa 1 100 m 2 . 

3.4 Gegenstände der integrierenden 
Umweltbeobachtung 

78. Jedes Umweltbeobachtungsgebiet ist als ein „re-
gionales ökologisch-ökonomisches System" aufzufas-
sen, dessen allgemeine Struktur durch das Schema 
von MESSERLI und MESSERLI (1979) veranschau-
licht wird (vgl. Abbildung 10). Das „regionale ökolo-
gisch-ökonomisches System" untergliedert sich in 
drei Teilsysteme „natürliches System" , „Landnut-
zung" und „sozio-ökonomisches System". Umweltbe-
obachtungen beschränkten sich im Zusammenhang 
mit der ökologischen Forschung bisher vorwiegend 
auf den linken Teil des Schemas, das heißt das „na-
türliche System". Mit dem gewachsenen Verständnis 
der Wechselwirkungen und besonders der Rückkopp-
lungseffekte menschlicher Aktivitäten auf Ökosy-
steme wurden zunächst die „Landnutzung" und in 
jüngster Zeit auch das „sozio-ökonomische System" 
in die Betrachtungen mit einbezogen. 
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Abbildung 10) 

Schema eines regionalen ökologisch-ökonomischen Systems 

Quelle: MESSERLI und MESSERLI, 1979, verändert 

3.4.1 Natürliches System 

79. Detaillierte Vorschläge der zu beobachtenden 
Meßgrößen des abiotischen und biotischen Bereichs 
sind in ECE (1987) und UNEP (1987) enthalten. 

3.4.1.1 Abiotische Grundlagen 

80. Die abiotischen (unbelebten) Gegebenheiten 
bzw. Bestandteile müssen durch Langzeitmessungen 
umweltrelevanter Variablen in den vorgenannten 
Testgebieten und Dauerbeobachtungsflächen erfaßt 
und belegt werden. Dazu ist es zunächst notwendig, 
die abiotischen Grundlagendaten über Geologie, 
Geomorphologie und Böden als relativ stabile Varia-
blen in einem geographischen Informationssystem 
abzuspeichern. Die Beobachtung der in der Zeit stär-
ker variierenden abiotischen Faktoren, wie Lokal-
klima, Grund- und Oberflächengewässer, muß so-
dann die Messung der wichtigsten Input- und Output-
variablen integ rieren. 

Luft und Niederschlag 

81. Hier geht es vor allem um die Bestimmung der 
Inputvariablen (Mengen und Konzentration von Stof-
fen) sowie der nassen und trockenen Deposition von 
Stoffen auf den beobachteten Flächen. Diese Beob-
achtungen müssen durchgeführt werden, um die zeit-
liche und räumliche Variabilität des Stoffinputs im 
Untersuchungsgebiet zu bestimmen (vgl. ECE, 
1987). 

Boden und Grundwasser 

82. Es sind zeitliche Änderungen bestimmter Varia-
blen in ausgewählten Bodenhorizonten sowie der Bo-
denwasserhaushalt und die Grundwasserneubildung 
in kleinen Einzugsgebieten oder anderen hydrolo-
gisch gut definierten Bezugsräumen innerhalb eines 
Testgebietes zu erfassen. Gleichzeitig müssen bioche-
mische und geochemische Veränderungen der wich-
tigsten Nährstoffe und Metalle bestimmt werden 
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(ECE, 1987). In Hochgebirgsökosystemen und inten-
siv genutzten Agrarökosystemen ist die Beobachtung 
der Bodenerosion, Bodenverdichtung oder sonstiger 
Bodendegradation, im Umfeld urban-industrieller 
Ökosystemkomplexe die Beobachtung der Bodenver-
siegelung und Bodenkontamination wichtig (vgl. 
BACHMANN, 1985; BT-Drucksache 10/2977). 

Oberflächenwasser 

83. Die Dauerbeobachtung der Oberflächengewäs-
ser liefert die Basis für die ökologische Bilanzierung 
im Einzugsgebiet und für die Ermittlung von Lang-
zeitänderungen der Wasserqualität und -quantität, 
verursacht durch anthropogene Nutzungsänderun-
gen in den beobachteten Ökosystemen. 

3.4.1.2 Biotische Grundlagen 

Flora 

84. Bei den biotischen Grundlagen ist die Beobach-
tung der Pflanzendecke ausschlaggebend. Sie muß 
quantitativ und qualitativ mit geeigneten Standard-
methoden aufgenommen werden. Auf Dauerbe-
obachtungsflächen sind Bestandsaufnahmen in Ab-
ständen von zwei bis drei Jahren zu wiederholen. Zur 
Feststellung des Deckungsgrades bzw. der „Artmäch-
tigkeit" der Bodenvegetation sollten technische Hilfs-
mittel zur Eichung der Schätzwerte herangezogen 
werden, um subjektive Kartierungseinschätzungen zu 
minimieren. 

Neben der Beobachtung von Pflanzengesellschaften 
und deren Veränderungen unter menschlichem Ein-
fluß spielt auch für spezielle Fragen, wie bei den 
Waldschäden, die Beobachtung von Einzelindividuen 
eine erhebliche Rolle. Standardisierte Methoden zur 
Schadenskartierung einzelner Baumarten durch ter-
restrische Erhebungen und Luftbildauswertungen 
sind bereits praxisreif entwickelt und wurden im 
Berchtesgadener Projekt und in anderen Projekten 
mit Erfolg eingesetzt (PUFF, 1987; SCHWARZEN-
BACH et al., 1986; TRÄNKNER, 1986). 

Da Pflanzen generell, einzelne Arten sogar besondere 
Rezeptoren für Luftschadstoffe, Aerosole, Stäube sind 
und auch diagnostisch relevante Mengen aufnehmen 
und speichern (vgl. LEWIS, 1987), eignen sie sich für 
Probenahmen und Probensicherung (Umweltproben-
bank). 

Fauna 

85. Die Fauna ist in ihrer Artenzusammensetzung 
und Verbreitung vielfach an Pflanzenbestände ge-
bunden, wobei Grad und Intensität der Bindung an 
einen oder mehrere Pflanzenbestände artspezifisch 
unterschieden werden können. Über die Verwendung 
bestimmter Tierarten bzw. -artengruppen für Zwecke 
der Dauerbeobachtung ist sehr eingehend diskutiert 
worden (vgl. LEWIS, 1987). Für die Dauerbeobach-
tung kommen demnach aus fachlichen Gesichtspunk 

ten und praktischen Erwägungen nur Tiere und Tier-
gruppen in Betracht, die folgende Kriterien erfüllen: 

— Repräsentativität für die Nahrungsketten 

— Repräsentativität bezogen auf die Einteilung in 
Herbivore, Carnivore, Omnivore und Detritivore 

— Schlüsselarten und Integratoren (Indikatorfunk-
tion) 

— hohe Verfügbarkeit für Probenahmen (keine selte-
nen und bedrohten Arten) 

— leicht bestimmbare Arten und Artengruppen 

— Arten mit weiter zeitlicher und räumlicher Verbrei-
tung 

— Arten mit möglichst hoher Lebensraum-(Ökosy-
stem-)Bindung 

— möglichst eindeutige genetische Bedingungen 
(Ökotypen). 

Es sollte auf der Grundlage der vorliegenden Arbeiten 
eine Auswahl der zu beobachtenden Arten in den 
ökologischen Umweltbeobachtungsgebieten festge-
legt werden (zu Auswahlkriterien vgl. auch LEWIS, 
1987; MÜLLER und WAGNER, 1984). 

3.4.2 Landnutzungssystem 

86. Beim Landnutzungssystem unterscheidet der Rat 
(SRU, 1985) naturbetonte und anthropogene Ökosy-
steme. In dieser Einteilung ist der menschliche Nut-
zungs- bzw. Kulturgradient enthalten, der den Zu-
stand des natürlichen Systems bestimmt (vgl. Abbil-
dung 10, Mitte). Im MAB-6-Projekt Berchtesgaden 
wurden beispielsweise in den Testgebieten insgesamt 
224 Landnutzungen identifiziert, die in unterschiedli-
cher räumlicher Verteilung und Durchmischung vor-
kommen. Diese Landnutzungen müssen nach qualita-
tiven und quantitativen Veränderungen, die durch 
unmittelbaren oder mittelbaren menschlichen Einfluß 
entstehen, beobachtet werden. 

Die Identifikation von Ökosystemtypen muß in allen 
ökologischen Umweltbeobachtungsgebieten vorge-
nommen und der Typenschlüssel auf der Grundlage 
der Einteilung von HABER (1986) vom Hochgebirge 
bis zum Wattenmeer abgestimmt und festgelegt wer-
den. Nur auf diese Weise ist es möglich, übertragbare 
Daten für das gesamte Gebiet der Bundesrepublik zu 
erheben. Die Größenordnung der homogen abgrenz-
baren Typen aus Falschfarbeninfrarot-Luftbildern im 
Maßstab 1 : 10 000 wird für die ganze Bundesrepublik 
bei ca. 500 liegen. Diese Definitionsarbeit ist eine un-
abdingbare Voraussetzung für das weitere Vorgehen, 
da nur dadurch eine Harmonisierung der Datenbasen 
im biotischen Bereich ermöglicht wird. 
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3.5 Empfehlungen zur ökosystemaren 
Umweltbeobachtung 

3.5.1 Umweltbeobachtungsgebiete 

87. Der Aufbau einer ökologischen, auf Ökosyste-
men basierenden Umweltbeobachtung ist schritt-
weise zu betreiben. Aus pragmatischen Gründen 
empfiehlt der Rat, mit denjenigen Gebieten zu begin-
nen, bei denen auf Ökosystemforschung aufgebaut 
bzw. Umweltbeobachtung mit Ökosystemforschung 
verbunden werden kann. Das sind der Solling west-
lich Göttingen (ELLENBERG et al., 1986), die Natio-
nalparke Berchtesgaden, Schleswig-Holsteinisches 
Wattenmeer, Niedersächsisches Wattenmeer und 
Bayerischer Wald sowie die mittelostholsteinische 
Seenkette bei Bornhöved. Weitere Gebiete sollten un-
ter Berücksichtigung des Verfahrens von KAULE 
(1986) und in Zusammenarbeit mit der Bundesfor-
schungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsöko-
logie ermittelt werden. Ähnliches gilt für den Bereich 
der Ballungsgebiete; im Gespräch sind Aachen, 
Frankfurt, Ruhrgebiet und Saarbrücken. 

3.5.2 Probenahmegebiete für die 
Umweltprobenbank 

88. Bezüglich der Probenahmegebiete für die Um-
weltprobenbank befürwortet der Rat die in einer Ex-
pertensitzung vom 21. November 1989 im Umwelt-
bundesamt festgelegten Gebiete (alphabetisch geord-
net) : 

— bayerisches Teritärhügelland südlich Ingolstadt 

— I  mittelostholsteinische Seenkette (Bornhöved) 

— I  Nationalpark Bayerischer Wald 

— * Nationalpark Berchtesgaden 

— Niederrhein (für das System Rhein) 

— Pfälzer Wald 

— *Saarland  (Verdichtungsraum) 

— Schwäbische Alb 

— Solling 

— *Wattenmeer (Schleswig-Holstein und Nieder-
sachsen) 

— *westlicher Bodensee. 

Die mit einem Stern versehenen Gebiete sind bereits 
Probenahmegebiete. 

Diese sollten durch Probenahmegebiete in Ballungs-
räumen ergänzt werden. Geeignete Ballungsgebiete 
für die Umweltprobenbank sind bereits von ELLEN-
BERG et al. (1978) vorgeschlagen worden; eine ab-
schließende Diskussion steht noch aus. 

3.5.3 Durchführung der Umweltbeobachtung 

89. Wie bereits erwähnt, bestehen weltweite, konti-
nentale und regionale Bemühungen für die Einrich-
tung von Umweltbeobachtungsnetzen, wobei die Dis-
kussion um Meßgrößen, Meßnetze, Bioindikatoren 
usw. noch nicht abgeschlossen ist und sogar noch ver-
stärkt werden muß. Aus dem MAB-Projekt Berchtes-
gaden lassen sich inzwischen einige Erfahrungen und 
Erkenntnisse für Zwecke der Umweltbeobachtung 
verwenden. Die folgenden Maßnahmen und Empfeh-
lungen beziehen sich auf diese Erfahrungen. 

— In den vorgeschlagenen ökologischen Umweltbe-
obachtungsgebieten müssen die Testgebiete und 
Dauerbeobachtungsflächen mit Bezug auf ihre all-
gemeine oder spezielle Fragestellung festgelegt, 
genau abgegrenzt und mit Aufgaben belegt wer-
den. 

— Geeignete staatliche Institutionen müssen mit der 
administrativ-technischen Abwicklung der Lang-
zeitaufgaben in diesen Gebieten betraut bzw. da-
für ins Leben gerufen werden. 

— Bisher vorliegende Meß- und Beobachtungsergeb-
nisse müssen für diese Gebiete zusammengefaßt 
und ausgewertet werden. 

— Auf die ökologischen Umweltbeobachtungsge-
biete sollte auch die Langzeit-Ökosystemfor-
schung konzentriert werden. 

— Die Beobachtungsgegenstände sind auszuwählen 
und festzulegen: 

a) Definition eines bundeseinheitlichen Ökosy-
stemschlüssels 

b) Festlegung der Meßparameter für die abioti-
schen Ressourcenbereiche 

c) Festlegung der Meß- und Beobachtungspara-
meter für die biotischen Ressourcenbereiche 
(Flora und Fauna). 

— Als Bezugsgrundlage für die erhobenen Daten ist 
für die ökologischen Umweltbeobachtungsgebiete 
und die Bundesrepublik Deutschland ein geogra-
phisches Informationssystem nach folgenden Un-
terlagen aufzubauen: 

a) flächendeckende Datensammlung für das Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland im Maß-
stab 1 : 200 000 

— Landsat TM-Daten 

— Realnutzungsdaten 

— Bodenkarten 

— Geologische Karten 

— Klimakarten 

— Gewässernetz, Wassereinzugsgebiete 

— Straßennetz 

— Verwaltungsgrenzen 

— Topographische Karten, davon abgeleitet 
Exposition und Hangneigung 

— Höhenlinien 
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b) flächendeckende Datensammlung für die öko-
logischen Umweltbeobachtungsgebiete 

— Befliegung CIR (Falschfarbeninfrarot) und 
S/W (Schwarzweiß) 

— Erstellung von Orthophotos im Maßstab 
1 : 10 000 

— Höhenlinien 

— Standortkarten (Bodenkarten, Geologische 
Karten) 

c) Erarbeitung eines Typenschlüssels der Realnut-
zungen für die Kartierung im Maßstab 1 : 10 000 
und für alle ökologischen Umweltbeobach-
tungsgebiete (ca. 150 Kriterien pro Forschungs-
raum) 

d) Erarbeitung des Gesamtschlüssels der Realnut-
zungs-Ökosystemtypen aus den Einzelschlüs-
seln der ökologischen Umweltbeobachtungsge-
biete 

e) flächendeckende Kartierung der Realnutzung 
aus den Befliegungsdaten (CIR) in allen ökolo-
gischen Umweltbeobachtungsgebieten (M = 
1 : 10 000) 

f) flächendeckende Klassifizierung der Hauptnut-
zungsklassen für die gesamte Bundesrepublik 
Deutschland aus Landsat TM-Daten (ca. 7 Kri-
terien) 

g) Digitalisierung aller Basisdaten im Maßstab 
1 : 200 000 für die gesamte Bundesrepublik 
Deutschland und im Maßstab 1: 10 000 für die 
ökologischen 	Umweltbeobachtungsgebiete 
(Maßstab 1: 200 000: etwa 44 Karten mit je 8 
einzelthematischen Karten; Maßstab 1 : 10 000: 
30 Karten pro Hauptforschungsraum mit je 3 
einzelthematischen Karten) 

h) Zuordnung aller fachlichen Informationen zu 
den thematischen Karten 

i) statistische Analyse über die Gesamtdaten je-
des Umweltbeobachtungsgebietes zur Festle-
gung von Stichprobennetzen, Transekten und 
Testgebieten in Zusammenarbeit mit Fachwis-
senschaftlern 

j) Übergabe der Daten und Geometrien an die 
Koordinationsstellen der ökologischen Umwelt-
beobachtungsgebiete 

k) Aggregation der Daten aus den ökologischen 
Umweltbeobachtungsgebieten und Übergabe 
der Daten an die übergeordneten Monito ring-
stellen bzw. Aufbereitung zu einem Umweltda-
tenbericht. 

90. Die einzusetzenden geographischen Informa-
tionssysteme sollten über folgende Möglichkeiten 
verfügen: 

— Erfassen der Geomet rien (Punkte, Linien, Flä-
chen) 

— Erfassen der Sachdaten 

— getrennte Haltung von Geometrien und Sachda-
ten 

— Möglichkeit der Überlagerung und Aufrasterung 
der Geometrien 

— Fortschreibung der Daten 

— Verknüpfung der Daten mit Modellen für Simula-
tionen, Bilanzen usw. 

— komfortable Bedienung 

— einheitliche Schnittstellen für den problemlosen 
Datenaustausch. 

3.5.4 Ausbau des Biomonitorings 

91. Einen Schwerpunkt der integ rierenden Umwelt-
beobachtung bildet das alle Umweltbereiche durch-
dringende Biomonitoring (vgl. SRU, 1983, Abschnitt 
3.5.2 und 1987, Abschnitt 3.1.3.2). Seine besondere 
Aufgabe ist es, die schleichenden, manchmal kaum 
auffallenden Wirkungen von Chemikalien oder Flä-
chennutzungen auf Lebewesen, Lebensgemeinschaf-
ten, Ökosysteme und die Biosphäre rechtzeitig nach-
zuweisen. Insbesondere auf Grund von Erfahrungen, 
die im Raum Saarland—Lothringen—Luxemburg mit 
Biomonitoringsystemen gemacht wurden, empfiehlt 
der Rat das folgende, fünf Grundelemente enthal-
tende Biomonitoringkonzept. 

Aussagen über die Richtung der Veränderungen bei 
Pflanzen- und Tierarten können nur gemacht werden, 
wenn ihr Vorkommen und ihre Vitalität in einem Ar-
tenkataster — als 1. Grundelement eines Biomonito-
ringsystems — kontinuierlich erfaßt werden. Naturge-
mäß kann dabei allein schon aus arbeitstechnischen 
Gründen nicht jede Pflanzen- und Tierart beobachtet 
werden. Aber Arten, deren ökologische Nischen be-
kannt sind, deren Populationsdynamik Aufschluß 
über die ökologischen Folgewirkungen veränderter 
Flächennutzung gibt und die „Stellvertreter" für Ar-
tenkomplexe, Biozönosen und Arealtypen sind, müs-
sen hier eine vorrangige Rolle spielen. Qualität, Zahl 
und Verteilung der beobachtenden Spezialisten müs-
sen garantieren, daß die aus Arealregressionen oder 
-expansionen abgeleiteten Gefährdungsstufen (Stich-
wort: „Rote-Liste-Arten") nicht zum Ausdruck pessi-
mistischer oder optimistischer Prognoseunschärfe 
oder umweltpolitischer Willkürakte werden. Artenka-
taster als Teil eines Biomonitoringsystems belegen die 
differenzierte genetische Grundausstattung eines Ge-
bietes. 

Das 2. Grundelement muß die flächendeckende Er-
fassung von Lebensgemeinschaften (Biozönosen) auf 
der Basis vorhandener Flächennutzungen sowie der 
realen und potentiellen Vegetation im Sinne des pas-
siven Biomonitorings als Vegetationskataster sein. 
Gerade die Unterschiede zwischen der potentiellen 
natürlichen und der durch den Menschen entstande-
nen Vegetation liefern oftmals entscheidende Hin-
weise auf mögliche Schadensursachen, können die 
Wirkung stofflicher Einflüsse besser bewerten lassen, 
erlauben Rückschlüsse auf reale und potentielle Im-
missionssenken oder vergessene Nutzungspoten-
tiale. 
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Das 3. flächendeckend einsetzbare Grundelement 
sind experimentelle Wirkungskataster; ihre funktio-
nale Bedeutung, zum Beispiel im Rahmen von Luft-
reinhalteplänen, ist hinlänglich beschrieben. In neu-
erer Zeit sind gute Erfolge bei praxisnaher Anwen-
dung dieses Instrumentes erzielt worden. Zu beachten 
ist, daß sie nach zwei Katego rien aufgebaut werden 
müssen, zum einen nach Wirkungsindikatoren, die 
nur auf Wirkungen von Umweltveränderungen rea-
gieren (Wirkungskataster), zum anderen nach Akku-
mulationsindikatoren, die Chemikalien anreichern 
(Akkumulations- bzw. Trendkataster). Artenspektren 
für diese Kataster sind für verschiedene Ökosysteme 
beschrieben worden und einsatzreif. Außerdem sind 
die Akkumulationsindikatoren auch geeignete Arten 
für die Umweltprobenbank. 

Das 4. Grundelement eines Biomonitoringsystems ist 
das Nahrungsnetz-Monitoring, das heißt die Überwa-
chung von Chemikalien in Nahrungsnetzen. Freile-
bende Tier- und Pflanzenarten können bei hinläng-
lich bekanntem biochemischem und physiologischem 
Verhalten für die flächendeckende Überwachung von 
persistenten Chemikalien oder Chemikalienwirkun-
gen, zum Beispiel Enzymmusterveränderungen, ein-
gesetzt werden. Da Nahrungsnetze eine biotische 
Grundstruktur von Ökosystemen sind, liefert das Nah-
rungsnetz -Monitoring  wesentliche Informationen 
auch über Risiken durch Nahrungsketten, die direkt 
zum Menschen führen. 

Das 5. Grundelement sind Ökosystem-Daueruntersu-
chungsflächen. In ihnen wird nicht nur die naturräum-
liche Differenzierung Deutschlands bzw. — beim 
staatenübergreifenden Ansatz — Europas deutlich, 
durch sie wird auch sichtbar, daß Aussagen, die für die 
sommergrünen Laubwälder Mitteleuropas gültig 
sind, keine Bedeutung besitzen müssen für die medi-
terranen Hartlaubgehölze oder die Hochgebirgsmat-
ten der Alpen. Ökosystem-Daueruntersuchungsflä-
chen setzen kontinuierliche Beobachtung und For-
schung voraus. Wenn beides gleichermaßen garan-
tiert wird, kann Biomonitoring vorhandene technische 
Überwachungssysteme sehr gut ergänzen, ist diesen 
zum Teil sogar überlegen, da es dem derzeit Nichter-
faßbaren und Nichtplanbaren die gleiche Bedeutung 
zumißt wie dem jetzt schon Erfaßbaren und Planba-
ren. Ein solches Instrument ist daher für die Umwelt-
beobachtung unentbehrlich. 

92. Dieses Biomonitoringsystem sollte nach einem 
ökosystemar ausgerichteten Beobachtungsansatz, 
medienübergreifend und der Hierarchie von Biosyste-
men folgend aufgebaut sein und neben flächendek-
kenden Datensätzen auch Kausalanalysen aus reprä-
sentativ ausgewählten Beobachtungsräumen bein-
halten, um Harmonisierung der Datenbasen bemüht 
sein und übertragbare geographische Informationssy-
steme für die Dokumentation und Fortschreibung ver-
wenden. Das System muß sowohl für naturbetonte als 
auch für anthropogene Ökosysteme einsetzbar sein. 
Dazu sind repräsentative Ökosysteme festzulegen 
und die flächendeckend zu überwachenden Arten, 
Lebensgemeinschaften sowie Reaktions- und Wir-
kungstypen auszuwählen. 

3.6 Umweltbeobachtung und 
Satellitenfernerkundung 

93. Umweltbeobachtung nutzt bisher hauptsächlich 
die Mittel und Methoden der Naherkundung, zum 
Beispiel Luft- und Klimameßstationen, Boden- und 
Vegetationsaufnahmen oder Nutzungserhebungen. 
Zunehmend werden jedoch auch Mittel der Ferner-
kundung eingesetzt, zum Beispiel Flugzeuge mit di-
versen Kamerasystemen für Luftbildaufnahmen oder 
Satelliten mit speziellen Sensoren, wie etwa Multi-
spektral-Scanner mit Bildaufzeichnungsgeräten für 
Messungen der Erdoberfläche. Die Vorteile der Beob-
achtung der Erde aus einem Orbit liegen nach STEIN-
BORN (1989) gegenüber konventionellen Techniken 
einschließlich des Luftbildes 

— im größeren Gesichtsfeld, 

— in der Unabhängigkeit vom Erschließungsgrad 
und von der Befliegbarkeit des Geländes, 

— in der Kontinuität und Aktualität der Daten mit der 
Möglichkeit der Darstellung dynamischer Phäno-
mene, 

— in der exakten Reproduzierbarkeit der Ortskoordi-
naten, 

— in der weltweiten Kompatibilität der Meßmetho-
den und nicht zuletzt 

— in der Tatsache, daß es praktisch keine politischen 
Zugangsbeschränkungen gibt. 

Der Hauptnachteil ist bisher das geringe Auflösungs-
vermögen, so daß sich Anwendungen zwar für glo-
bale, weniger jedoch für regionale oder gar lokale 
Untersuchungen eignen. 

Die Entwicklung der Fernerkundungssatelliten be-
gann Anfang der 1970er Jahre mit den Landsat-Satel-
liten 1 bis 3 durch die USA. Zur Zeit stehen Landsat 4 
(seit 1982) und Landsat 5 (seit 1984) sowie der franzö-
sische SPOT-Satellit (seit 1986) international zur Ver-
fügung. Deutsche Aktivitäten liegen hauptsächlich in 
der Beteiligung an der Europäischen Raumfahrtbe-
hörde ESA (European Space Agency) mit der Ent-
wicklung des ersten europäischen Fernerkundungs-
satelliten ERS-1, der 1990 in Bet rieb geht (AIBLIN-
GER, 1989; STRAUCH, 1988). 

Umweltbeobachtung durch Satelliten ist ein Teilbe-
reich der Satellitenfernerkundung, wie ein Spektrum 
möglicher Anwendung der Satellitenfernerkundung 
veranschaulicht (Abbildung 11), wobei die Über-
nahme von Aufgaben der Umweltbeobachtung durch 
die Fernerkundung noch in den Kinderschuhen 
steckt. Die von der Fernerkundung geweckten Nut-
zererwartungen konnten bisher, trotz der jetzt schon 
mehr als 20 Jahre dauernden Entwicklungsarbeit, 
nicht erfüllt werden. Es bedarf (nicht nur bezüglich 
der Umweltbeobachtung) zum einen der Koordinie-
rung folgender Bereiche (STEINBORN, 1989): 

— internationale und nationale Satellitenmissionen 
und -programme 
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Abbildung 11 

Spektrum möglicher Anwendungen der Satellitenfernerkundung 

Quelle: STEINBORN, 1989 
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— Entwicklung von Sensoren 

— beteiligte Disziplinen 

— betroffene Ressorts 

— Nutzergruppen und -institutionen 

— Daten- und Servicezentren 

— Raumfahrtorganisationen 

— Raumfahrtfirmen. 

Zum anderen bedarf es integ rierter Ansätze, da die 
Fernerkundungsprogramme aus wissenschaftli-
cher Tradition heraus ebenfalls sektoral nach 
Beobachtungsgegenständen, wie Atmosphäre, 
Ozeane, Land und Erdkörper, gegliedert sind und 
sich auch Raumfahrtagenturen und Sachverständi-
gengremien entsprechend sektoral konstituieren, 
integrierte Umweltbeobachtung aber übergrei-
fende Aussagen, zum Beispiel zu Luft, Wasser und 
Boden, zum Gegenstand hat. 

4 Umweltinformationssysteme und -datenbanken 

94. Sektorale und integrierende Umweltbeobach-
tungen erzeugen laufend große Mengen von Informa-
tionen und Daten, die zur Verarbeitung und Auswer-
tung übersichtlich geordnet, gespeichert und abrufbar 
gehalten sowie auch mit neu hinzukommenden Infor-
mationen verknüpft werden müssen. Die jüngste Ent-
wicklung der elektronischen Datenverarbeitung stellt 
dazu sehr leistungsfähige Informationssysteme zur 
Verfügung. Mehr und mehr werden auch Beobach-
tungs- und Informationssysteme verknüpft oder von 
vornherein als Einheit eingerichtet. Von geographi-
schen Informationssystemen war schon mehrfach die 
Rede, ebenso von Informationssystemen für Teilberei-
che, wie LANIS bei der Bundesforschungsanstalt für 
Naturschutz und Landschaftsökologie (vgl. Tz. 48 ff.), 
UMPLIS beim Umweltbundesamt (vgl. Abschnitt 
4.2.1), dem im Aufbau befindlichen STABIS beim Sta-
tistischen Bundesamt (vgl. Tz. 45 ff.). Ansätze zu ei-
nem sektorübergreifenden Informationssystem beste-
hen beim Umweltbundesamt in der Datenbank Öko-
logie (vgl. Tz. 100). 

4.1 Umweltinformationssysteme der 
Bundesländer 

95. Für die Länderebene beschränkt sich der Rat auf 
die Erwähnung eines besonders umfassenden Um-
weltinformationssystems, das in Bayern als Konzept 
unter der Bezeichnung „Umweltkontrollsystem" vor-
gestellt wurde (BRAEDT, 1988). Seine Komponenten 
(vgl. Abbildung 12) sind bisher nur zum Teil funk-
tionsfähig, werden aber Zug um Zug realisiert. Die 
wesentlichen Schritte zu einem integrierten System 
sind die Weiterentwicklung und Fertigstellung der 
noch nicht voll funktionsfähigen Systemkomponen-
ten, die Vernetzung der Teilsysteme sowie ihre Inte-
gration über aggregierte Daten in Systeme höherer 
Ebene und kleineren Maßstabs (BRAEDT, 1988). In 
Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen wer-
den inzwischen ebenfalls Umweltinformationssy-
steme aufgebaut. 

4.2 Umweltinformationssysteme des Bundes 

96. Nach KOEPPEL (1990) werden auf der Ebene der 
Länder integrierte Umweltinformationssysteme ange-
strebt, während auf Bundesebene eher das Gegenteil 
festzustellen ist. Hier werden fachbezogene, unterein-
ander nicht abgestimmte und nicht vernetzte Systeme 
aufgebaut. 

4.2.1 Umweltplanungs- und -informationssystem 
UMPLIS 

97. UMPLIS (vgl. hierzu auch NIETFELD, 1989) 
wurde aufgrund eines Beschlusses der Bundesregie-
rung von 1971 eingerichtet, das Datenverarbeitungs-
konzept im Zeitraum von 1971 bis 1975 von einer 
„Studiengruppe für Systemforschung" erarbeitet und 
das Umweltbundesamt gemäß dem Einrichtungs-
gesetz von 1974 mit dem Aufbau und Bet rieb von 
UMPLIS beauftragt. Unterstützt wird das Amt dabei 
von dem Bund/Länder-Arbeitskreis „Umweltinforma-
tionssysteme". Es bestehen folgende Datenbanken 
bzw. sind geplant (UBA, 1987 b) : 

AWIDAT 	Abfallwirtschaftsdatenbank 

BIBLIODAT 	Bibliotheksdatenbank 

ELIS 	Datenbank Environmental Law In

-

formation System bei der IUCN 

EMUKAT 	Emissionsursachenkataster 

ENEX 	Datenbank Umweltrechtsinforma

-

tionssysteme der EG bei der 
IUCN 

ENVIRONLINE Literaturdatenbank 

FESTAB 	EDV-gestützte Begleitung von 
Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben im Bereich der Projekt-
trägerschaft „Feste Abfallstoffe" 
des Bundesministeriums für For-
schung und Technologie 
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Abbildung 12 

Komponenten eines umfassenden Umweltkontrollsystems in Bayern 
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GRAFU 	 Umweltforschungsdatenbank/Metho-
denbank Umwelt für Faktendaten 

HYDABA 	umweltrelevante gewässerkundliche 
Datenbank 

INFUCHS 	Informationssystem für Umweltchemi-
kalien, Chemieanlagen und Störfälle 
mit 

— INFUCHS/Chemikaliengesetz 

— INFUCHS/RISCA Risiken in Che-
mieanlagen 

— INFUCHS/Schnellauskunft 

— INFUCHS/WRMG Wasch- und 
Reinigungsmittel und 

— DABAWAS Datenbank für gewäs-
sergefährdende Stoffe 

	 Datenbank Pflanzen- 
schutzgesetz 

LIMBA 	Luftimmissionsdatenbank 

MINTECH 	Datenbank Emissionsminderungs-
technik 

MONUFAKT Informationssystem für Umweltschä-
den an Denkmälern 

MUDAB 	Datenbank zum biologischen, chemi-
schen und physikalischen Monitoring 
der Hohen See 

POLLUTION Literaturdatenbank 

SMOG 	Frühwarnsystem für Fälle des fern-
transportierten Smogs 

SYSIPHUS 	Systematische Informationen über 
Produktionsanlagen und Herstel-
lungsverfahren mit umweltrelevanten 
Schadstoffemissionen 

UPB 	Umweltprobenbank 

UFO-Plan 	EDV-gestützte 	Vorhabensplanung 
und -begleitung 

UFORDAT 	Umweltforschungsdatenbank 

ULIDAT 	Umweltliteraturdatenbank 

Datenbank zur Speicherung von Bela-
stungsdaten aus Waldschadensgebie-
ten 

Datenbank Ökologie. 

98. Unter UMPLIS ist allerdings nicht, wie der Name 
vermuten läßt, ein integ rierendes Umweltinforma-
tionssystem zu verstehen, sondern es handelt sich hier 
um eine Sammlung unterschiedlichster separat arbei-
tender Datenbanken. Diese gliedern sich in die bei-
den Hauptgruppen Dokumentationsdatenbanken 
und Faktendatenbanken. Die Dokumentationsdaten-
banken bzw. Literatur-, Text- oder bibliographische 
Datenbanken wurden zuerst aufgebaut. Sie enthalten 
Literaturdaten, wie Autorennamen, Titel der Veröf-
fentlichungen oder Schlagworte sowie Verweise auf 
die Originalliteratur. Mit dem Aufbau der Faktenda-
tenbanken wurde gegen Ende der siebziger Jahre 

begonnen; sie unterscheiden sich von den Dokumen-
tationsdatenbanken dadurch, daß sie nicht biblio-
graphische Informationen, sondern überprüfbare 
Sachverhalte oder Fakten enthalten. Die Fakten kön-
nen unterteilt werden in rein nume rische Fakten, die 
als Zahl, Tabelle oder Graphik abgespeichert werden, 
und in alphanumerische Fakten, wie beispielsweise 
eine chemische Struktur, eine Reaktionsgleichung, 
eine mathematische Gleichung oder die verbale Be-
schreibung einer chemischen Reaktion. Darüber hin-
aus kann eine Faktendatenbank aber auch biblio-
graphische Informationen enthalten, zum Beispiel 
welcher Autor die angegebene Eigenschaft gemessen 
hat und wo ergänzende Literatur zu finden ist. Die 
Grenzen zwischen diesen Datenbanken sind fließend 
(vgl. BARTH, 1988). Der Aufbau der Faktendatenban-
ken erfolgte vor dem Hintergrund der sektoralen Be-
trachtung der Problembereiche Luft, Wasser, Boden 
und Abfall nach speziellen Zielsetzungen mit unter-
schiedlichen Datenstrukturen sowie Dokumentations-
regeln. Die Faktendatenbanken sind untergliedert in 
medienbezogene, stoffbezogene und problembezo-
gene Datenbanken. 

Medienbezogene Datenbanken sind zum Beispiel 

— EMUKAT Emissionsursachenkataster, 

— LIMBA 	Luftimmissionsdatenbank, 

— SMOG 	Smog-Frühwarnsystem, 

— HYDABA umweltrelevante gewässerkundliche 
Datenbank. 

Diese Datenbanken wurden im Kapitel 2 bereits kurz 
erläutert. Daneben existiert noch 

— MUDAB Datenbank zum biologischen, chemi-
schen und physikalischen Monito ring 
der Hohen See, 

in der Daten von Stoffkonzentrationen aller Komparti-
mente des marinen Ökosystems (Wasser, Sediment 
und Biota) gespeichert sind. MUDAB enthält insofern 
schon einen medienübergreifenden Ansatz. Aller-
dings werden im Rahmen der Meßprogramme Wir-
kungszusammenhänge nicht untersucht bzw. beob-
achtet. Daraus ergibt sich die Zuordnung zu den me-
dienbezogenen Datenbanken. 

Die stoffbezogenen Datenbanken enthalten Grundda-
ten, Identifizierungsmerkmale und Angaben umwelt-
relevanter Eigenschaften von Umweltchemikalien. 
Sie sind in dem „Informationssystem für Umweltche-
mikalien, Chemieanlagen und Störfälle" INFUCHS 
zusammengefaßt. INFUCHS besteht aus den drei 
Teilsystemen: 

— INFUCHS/Schnellauskunft 

— INFUCHS/WRMG Wasch- und Reinigungsmittel 

— DABAWAS 	Datenbank für gewässerge

-

fährdende Stoffe. 

Zu den problembezogenen Datenbanken zählen: 

— MONUFAKT Informationssystem für Umwelt-
schäden an Denkmälern 

— SYSIPHUS Systematische Informationen über 
Produktionsanlagen und Herstel- 
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lungsverfahren mit umweltrelevan-
ten Schadstoffemissionen 

— AWIDAT 	Abfallwirtschaftsdatenbank. 

99. Die Luftimmissionsdatenbank LIMBA, das Emis-
sionsursachenkataster EMUKAT sowie das „Früh-
warnsystem für Fälle des ferntransportierten Smogs" 
SMOG enthalten eine Fülle von Informationen, die 
einen Überblick über die zeitliche Entwicklung von 
Luftschadstoffkonzentrationen ermöglichen. Eine Be-
obachtung des Zusammenhanges zwischen Emission 
und Immission ist allerdings nicht möglich, da LIMBA 
und EMUKAT noch nicht miteinander verknüpft sind. 
Zu SMOG kann festgestellt werden, daß hier Daten 
unterschiedlicher Meßnetze kontinuierlich in einer 
Zentralstelle zusammenlaufen und dort ausgewertet 
werden und die Ergebnisse an die Beteiligten zurück-
fließen. SMOG beinhaltet allerdings keine Strategie 
zur Luftgüteverbesserung, sondern ist ein Instrument 
der Gefahrenabwehr. 

Angaben über die Stoffgehalte der großen Fließge-
wässer werden in der Hydrologischen Datenbank HY-
DABA II gespeichert und ermöglichen einen Über-
blick über die Entwicklung bestimmter Stoffkonzen-
trationen. Da eine Kontrolle der Stoffeinträge jedoch 
nicht erfolgt und auch keine Informationen über im 
Wasser und in den Sedimenten vorhandene Lebens-
gemeinschaften sowie über die Art des Gewässeraus-
baues und zu Biotests vorliegen, sind die Informatio-
nen in HYDABA II nicht geeignet, ein Bild von der 
Gesamtbelastung der Fließgewässer zu vermitteln; es 
können auch keine Bilanzierungen vorgenommen 
werden. 

Im Rahmen verschiedener internationaler und natio-
naler Untersuchungsprogramme werden Stoffgehalte 
der Hohen See ermittelt und die gewonnenen Daten 
in der Meeresumweltdatenbank MUDAB gespei-
chert. Die Ermittlungen sind zwar medienübergrei-
fend, es werden Stoffkonzentrationen im Wasser, in 
den Sedimenten und in den Meereslebewesen ermit-
telt, aber Wirkungszusammenhänge werden nicht un-
tersucht, so daß letztlich wieder nur Stofflisten entste-
hen, die zudem aus lediglich vierteljährlichen bzw. 
jährlichen Datenerhebungen resultieren. Schnittstel-
len zwischen HYDABA II und MUDAB gibt es auf-
grund des medialen Ansatzes genausowenig wie zu 
anderen medial ausgerichteten Datenbanken. Die 
Überlegung, aquatische Systeme durch repräsenta-
tive Untersuchungspunkte abzubilden, wird in den 
Konzepten von HYDABA II und MUDAB nicht be-
rücksichtigt. Die Meßstellen für HYDABA II werden 
von den untersuchenden Institutionen nach unter-
schiedlichen Kriterien (Nähe zum Institut, Zugäng-
lichkeit usw.) und für MUDAB bei jeder Fahrt neu in 
Abhängigkeit von den Gegebenheiten vor Ort kurzfri-
stig bestimmt. 

100. Neben diesen sektoralen Datenbanken befin-
det sich die Datenbank Ökologie mit ihren verschie-
denen Bausteinen, insbesondere der Umweltproben-
bank, im Aufbau. Das im Umweltbundesamt Anfang 
der achtziger Jahre erarbeitete Gesamtkonzept für 
diese Datenbank sieht einen flächendeckenden, sek-
torübergreifenden und wirkungsbezogenen, metho-
disch abgestimmten Beobachtungsansatz vor. „Flä-

chendeckend" bezieht sich dabei auf eine Auswahl 
repräsentativer, umweltempfindlicher und besonders 
belasteter Räume. Die Informationen (Daten, Meßrei-
hen, Untersuchungsergebnisse) für die Datenbank 
Ökologie sollen durch die bestehenden Meßnetze des 
Bundes und der Länder (Reinluftmeßnetz des UBA, 
Ländermeßnetze usw.) durch Fernerkundung und 
durch Demonstrationsvorhaben erhoben sowie aus 
vorhandenen Datenbanken anderer Bundesbehörden 
(Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau; Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten; Bundesministerium für 
Verkehr), aus den UMPLIS-Datenbanken und aus der 
amtlichen Statistik zusammengefügt werden. 

Mit den Ländern wurde 1981 ein Grunddatenkatalog 
ausgehandelt, der Angaben über Art, Umfang und 
Aufbereitung der von den Ländern zu liefernden Da-
ten enthält. Das Umweltbundesamt hat 1982 einen 
Entwurf mit Angabe der für die Realisierung des 
Grunddatenkataloges erforderlichen Merkmale vor-
gelegt. Durch die Datenbank Ökologie sollen diese 
Informationen ausgewertet, überprüft, gespeichert 
und fortgeschrieben sowie durch die Methodenbank 
Umwelt graphisch dargestellt werden (vgl. UBA, 
1987 b). 

Die Realisierung dieses umfassenden Systems ge-
schieht Schritt für Schritt. Sowohl die konzeptionelle 
Weiterentwicklung als auch die Datenerhebung erfol-
gen im Rahmen von Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben. Die einzelnen Vorhaben können gewisser-
maßen als Bausteine, die Teile der Datenbank ausfül-
len, betrachtet werden. Die Arbeiten zur konzeptio-
nellen Weiterentwicklung der Datenbank Ökologie 
zielen zum einen darauf ab, die Faktoren, die den Res-
sourcenhaushalt bestimmen, zu identifizieren, in ih-
ren Größenordnungen sowie Zusammenhängen ab-
zuschätzen und abzubilden, zum anderen sollen die 
mit den menschlichen Nutzungen verbundenen Bela-
stungen des Naturhaushaltes in ihrem Ausmaß, ihrer 
Intensität und der von ihnen ausgehenden Wirkung 
erfaßt und abgebildet werden. 

Darüber hinaus soll „die Datenbank den für den Um-
weltschutz zuständigen Minister in die Lage verset-
zen, zu besonders bedeutsamen, die Grundsätze der 
Umweltpolitik insgesamt berührenden Vorhaben auf 
wissenschaftlicher Grundlage Stellung zu nehmen. 
Dazu ist es erforderlich, flächendeckend umweltbezo-
gene Informationen zur Verfügung zu haben, die für 
aktuelle Fälle (Planungen) Aussagen darüber ermög-
lichen, welche Bereiche der Bundesrepublik aus öko-
logischer Sicht als besonders empfindlich einzustufen 
sind und welche ökologischen Folgen von diesen Pro-
jekten ausgehen werden (ökologische Folgenbewer-
tung) " (UBA, 1987a). Die Datenbank Ökologie soll 
aber nicht nur eine verbesserte Informationsbasis 
sein, sondern auch die Funktionen eines Früherken-
nung,- und Warnsystems übernehmen, eine Erfolgs-
kontrolle bestimmter Umweltschutzmaßnahmen und 
Beweissicherungsverfahren ermöglichen. Den natio-
nalen und internationalen Berichterstattungspflichten 
sollte durch sie zuverlässiger, umfassender und 
schneller nachgekommen werden. Mit der Datenbank 
Ökologie wird ein sektorübergreifendes Informations-
system aufgebaut, das den Empfehlungen des Rates 
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entspricht, zur Zeit aber nur mit geringer Priorität be-
triehen wird. Zudem ist eine fachlich-inhaltliche Ab-
stimmung mit LANIS (s. Abschnitt 2.5.1.2) und dem 
Bodeninformationssystem BIS (s. Abschnitt 2.3.1.1) 
erforderlich. In diesem Zusammenhang kann die mo-
derne Kommunikationstechnik zur Vernetzung von 
verteilten Datenbanken hilfreich sein. 

4.3 Umweltinformationssysteme der 
Europäischen Gemeinschaft 

101. 1985 wurde von der Europäischen Gemein-
schaft beschlossen, ein koordiniertes Informationssy-
stem über den Zustand der Umwelt und der natürli-
chen Ressourcen (CORINE) in der Gemeinschaft auf-
zubauen (Abbildung 13). Es hat zum Ziel, den Ge-
meinschaftsstaaten Umweltdaten für ihre umweltpoli-
tischen Entscheidungen zur Verfügung zu stellen, 
und zwar in Form eines konsistenten, umfassenden 
und wirkungsvollen Rahmens für die Erhebung, Spei-
cherung, Analyse, Darstellung und Auswertung die-
ser Daten. Es sollen nicht nur vorhandene Daten zu-
sammengestellt, sondern auch die Erhebung neuer 
Daten durch die Mitgliedsländer gefördert und An-
stöße für methodische Arbeiten gegeben werden. Um 
die Leitlinien für die gemeinschaftliche Umweltpolitik 
festlegen, ihre Auswirkungen bewerten und vor allem 
auch den Umweltschutz in andere Gemeinschaftspo-
litiken integrieren zu können, ist es unerläßlich, die 

einzelnen Elemente der Umweltpolitik besser zu ken-
nen: Verteilung und Zustand der natürlichen Lebens-
räume, Flora und Fauna, Wasser- und Bodenqualität 
sowie Vorräte dieser Ressourcen und deren Nutzung, 
Schadstoffeintrag, natürliche Risiken, die im Rahmen 
der Raumplanung zu berücksichtigen sind (KEG, 
1987). 

Überdies ist es eine wesentliche Aufgabe des Pro-
gramms CORINE, die äußerst zahlreichen Initiativen 
sinnvoll zusammenzuführen, die sich seit einigen Jah-
ren auf allen Ebenen bilden (international, gemein-
schaftsweit, national, regional) und sich mit dem Zu-
stand und der Entwicklung der Umwelt beschäftigen. 
Vor allem soll dadurch erreicht werden, daß Doppel-
arbeit vermieden wird und daß diese zahlreichen 
Initiativen kohärente Ergebnisse auf Gemeinschafts-
ebene erzielen. Die Datenbasis, an der verschiedene 
europäische Institutionen beteiligt sind, wird in Form 
eines Geographischen Informationssystems aufge-
baut (vgl. WIGGINS et al., 1987). Für folgende p riori

-täre Vorhaben wurden Datenbanken im Informations-
system CORINE angelegt (KEG, 1988): Biotope, Emis-
sionen in der Luft. Landdecke, Bodenerosionsrisiko, 
wichtige Bodenressourcen, Wasserressourcen, Kü-
stenerosion, Erdbebenrisiko, ma rine Umwelt, Grund-
lagendaten, wie Topographie und Verwaltungsgren-
zen (Abbildung 13). 

Vorrangige Anwendungsbereiche der ersten vier 
Jahre von CORINE sind (KEG, 1988): 

Abbildung 13 

Vorläufiges EG-Informationssystem CORINE 
Stand Ende 1987 

Quelle: KEG, 1988, verändert 
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— ein Inventar der Biotope von vorrangiger Bedeu-
tung für den Naturschutz in der Gemeinschaft 

— Kohärenz der Informationen über saure Nieder-
schläge, insbesondere Erstellung eines Emissions-
katasters 

— Bewertung der natürlichen Ressourcen im Mittel-
meerraum der Gemeinschaft, insbesondere in den 
von den Strukturfonds der Gemeinschaft ausge-
wählten Regionen 

— Arbeiten zur Verfügbarkeit und Vergleichbarkeit 
der Daten. 

102. Nach der halben Laufzeit (Ende 1987) konnten 
folgende Ergebnisse erzielt werden (KEG, 1988): 

— Die zusammengetragenen Informationen können 
bereits jetzt für Aktivitäten der Kommissions-
dienststellen (Inventar der Biotope, Landnutzung), 
für Forschungsgruppen (Böden) und für Länder 
und Regionen (z. B. Landnutzung Portugal) opera-
tional eingesetzt werden. Das Interesse seitens der 
Benutzer bei der Kommission an den Informatio-
nen ist groß. Darüber hinaus besteht eine erhebli-
che Nachfrage nach der Verbreitung dieser Infor-
mationen in synthetischer (Bericht über die Lage 
der Umwelt) oder in allgemeinverständlicher Form 
(Broschüren). 

— Die Kommission hat mit verschiedenen internatio-
nalen Organisationen besondere Arbeitsvereinb a-
rungen getroffen, um zu gewährleisten, daß die 
jeweiligen Programme kohärent sind und sich ge-
genseitig ergänzen (insbesondere mit dem Euro-
parat und der Internationalen Naturschutz-Union 
(IUCN) hinsichtlich des Inventars der Biotope und 
mit der OECD hinsichtlich des Emissionskata-
sters). 

— Das Programm CORINE bot einigen Ländern die 
Gelegenheit, sowohl zwischen den betreffenden 
Ministerien als auch auf nationaler und regionaler 
Ebene hinsichtlich der Informationen über den Zu-
stand der Umwelt eine Koordinierung herzustellen 
oder zu verstärken. 

— Auch bei der Kommission selbst wurde die Koordi-
nierung verbessert, insbesondere durch die Erpro-
bung eines gemeinsamen EDV-Systems für die 
verschiedenen Dienststellen zur Verwaltung der 
geographischen Daten sowie durch das Anlaufen 
eines Programms für Umweltstatistiken, das 
CORINE sinnvoll ergänzt. 

Inzwischen existieren bei CORINE für alle 12 Mit-
gliedstaaten umfassende Dateien, zum Beispiel: 

— Biotope von vorrangiger Bedeutung für den Natur-
schutz in der Gemeinschaft 

— alle Schutzgebiete des Naturschutzes der Mit-
gliedsländer 

— die schon erwähnte EG-weite Bodenkarte 

— ein topographischer Datensatz. 

Die positive Entwicklung von CORINE hat 1988 zu 
einer zweijährigen Verlängerung bis Ende 1990 ge- 
führt. Durch die Rechtsverordnung vom 7. Mai 1990 

wurde die Einrichtung einer Europäischen Umwelt-
agentur und der Aufbau eines Europäischen Umwelt

-

informations- und Umweltbeobachtungssystems be-
schlossen. Erste Aufgabe der Umweltagentur wird die 
Fortführung von CORINE sein. 

4.4 Weitere internationale 
Umweltbeobachtungssysteme 

103. Auf globaler Basis existieren zwei Umweltbe-
obachtungssysteme, GEMS und GRID. Das „Global 
Environmental Monitoring System" GEMS wurde mit 
der Gründung der UNEP, der Umweltorganisation der 
Vereinten Nationen, als Dach sektoraler und lokaler 
Netzwerke installiert mit dem Ziel, Umweltgefahren 
und Risiken zu vermeiden, zu kontrollieren bzw. zu 
beseitigen, um die natürlichen Lebensgrundlagen für 
die Menschheit zu schützen und zu erhalten. Dies 
bedeutet die Sammlung von globalen, regionalen und 
nationalen Umweltdaten sowie ihre Aufbereitung für 
Entscheidungsträger und Planer im Umweltschutz. 
Die operativen Aufgaben umfassen Umweltbeobach-
tung, Datenmanagement und Umweltbewertung. 
Dieses erste Beobachtungssystem, das seit seiner Ein-
führung 1974 standardmäßig Umweltdaten sammelt, 
wurde zum internationalen Koordinierungssystem der 
Umweltbeobachtungsbemühungen. Aus der Erkennt-
nis heraus, daß eine einheitliche Datenbasis für Um-
weltfragen erstellt werden muß, und zum Zweck des 
Datenmanagements hat GEMS 1985 die Datenbasis 
GRID (Global Resource Information Database) ge-
schaffen. GRID erfaßt weltweit Ressourcendaten und 
deren Veränderungen und verfolgt die vier Haupt-
ziele: 

— Entwicklung einer geographischen Datenbasis für 
die Bereitstellung globaler Umweltinformationen 

— Einrichtung eines formalen Netzwerkes mit welt-
weiter Organisation für die notwendige Datener-
hebung 

— Hilfestellung für Entwicklungsländer bei der Ba-
sisdatenerhebung für Ressourcen- und Landnut-
zungsprobleme 

— Beratung für Entwicklungsländer in der Anwen-
dung von geographischen Informationssystemen 
mit dem Ziel, eigene nationale Datenbasen aufzu-
bauen. 

Die Maßstabsebene beträgt 1: 5 Mio. bis 1 : 1 Mio. Da-
tenquellen sind Satellitenbilddaten, Luftbilddaten, 
Geländeerhebungen, nationale und internationale 
flächenbezogene Nutzungsdaten. GRID erhebt keine 
Rohdaten, sondern übernimmt sie von nationalen und 
internationalen Behörden. Die Datensammlung um-
faßt die Bereiche erneuerbare Ressourcen, Landnut-
zung, Atmosphäre (Klimaänderung, saure Deposi-
tion), weiträumige, grenzüberschreitende Luftverun-
reinigungen, Meere und Küstenzonen, Oberflächen-
gewässer, Bodendegradation, menschliche Gesund-
heit und Artenverlust. Regionale Zentren existieren in 
Genf und Nairobi, in Bangkok ist eines im Aufbau, 
und in Westasien und Lateinamerika sind weitere ge-
plant. Zusätzlich ist ein Netzwerk von GRID-kompa-
tiblen nationalen Zentren geplant, in Norwegen ist 
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eines bereit s  im  Aufbau.  GRID arbeitet mit allen Orga-
nisationen der Vereinten Nationen, die sektorale Um-
weltbeobachtung betreiben, zusammen. Zur Realisie-
rung des GRID-Programms wurden in den UNEP-
Hauptquartieren in Genf und Nairobi Geographische 
Informationssysteme für die laufende globale Um-
weltbeobachtung installiert (vgl. BLAK, 1989; 
SIMONETT, 1988; UNEP, 1987). 

104. Die Economic Commission for Europe (ECE) hat 
auf Initiative der Skandinavier das Programm „Inte-
grated Monitoring" ins Leben gerufen. Danach ist vor-
gesehen, daß die Mitgliedsländer entsprechend ihrer 
Landesfläche zwei bis drei Meßstationen einrichten 
bzw. vorhandene auswählen und dort nach abge-
stimmten Verfahren neben meteorologischen Meß-
größen und Luftgüteparametern auch bodenkundli-
che, gewässerkundliche und vegetationskundliche 
Parameter erheben. 

105. Eine „zufällige" Zusammenstellung von weite-
ren internationalen Umweltbeobachtungsaktivitäten 
zeigt die folgende Übersicht: 

BAPMoN 	Background Air Pollution Monitoring 
Network, WMO 

EMAP 	Cooperative Programme for the „Mo

-
nitoring and Evaluation of the Long-
range Transmissions of Air Pollu-
tants" in Europe, ECE, Genf 

EMEP 	European Monitoring Environmental 
Programme, ECE, Genf 

ENREP 	Environmental Research Projects, 
EG 

EUROTRAC European Experiment on Transport 
and Transformation of Environmen-
tally Relevant Trace Components in 
the Troposphere over Europe, EG 

GEWEX 	Globales Energie- und Wasserkreis-
lauf-Experiment 

GOOS 	Global Ozone Observing System, 
WMO 

IGBP 	Internationales Geosphären-Biosphä

-

ren-Programm, ICSU 

INFOTERRA International System of Environmen-
tal Information (UNEP), UN 

IRPTC 	International Register of Potentially 
Toxic Chemicals (UNEP), UN 

ISLSCP 	Internationales Satelliten-Landober

-

flächen-Klimatologie-Projekt, Berlin. 

4.5 Empfehlungen zu 
Umweltinformationssystemen 

106. Zu UMPLIS muß festgestellt werden, daß, abge-
sehen von der Datenbank Ökologie und der sie ein-
schließenden Umweltprobenbank, die Anforderun-
gen des Rates nach Verbesserungen in der Umwelt-
beobachtung durch Verfeinerung und Vergleichmä-
ßigung der Beobachtungstechnik, zentrale Auswer-
tungen und Fortschreibungen (SRU, 1987, Tz. 182) 

zunächst nicht erfüllt sind. Es sei jedoch daran erin-
nert, daß das Umweltplanungs- und -informationssy-
stem 1974 vor einem völlig anderen Problemverständ-
nis konzipiert wurde. Die Entwicklung war damals, 
weder was die EDV-Seite noch was die inhaltliche 
Seite anbelangt, also die Forderung nach sektorüber-
greifender Umweltbeobachtung, vorausschauend ab-
zuschätzen. Ferner resultiert die jetzige Situation aus 
innerbetrieblichen Hemmnissen und der Tatsache, 
daß die Notwendigkeit einer länderübergreifenden 
Umweltbeobachtung auf Bundesebene von den Län-
dern angezweifelt wird. Sie verweisen auf die grund-
gesetzlich vorgegebene Aufgabenverteilung im fö-
deralen System, wonach die Länder für die Informa-
tionserhebung zuständig sind. Aus diesem Sachver-
halt und unter Hinweis auf den Datenschutz und die 
mit der Datenlieferung verbundene Mehrarbeit leiten 
sie das Recht ab, ihre Daten gegenüber dem Bund 
bzw. dem Umweltbundesamt zurückzuhalten. Wird 
UMPLIS danach beurteilt, inwieweit die Datenban-
ken einen Teilbeitrag zu einem sektorübergreifenden 
Umweltbeobachtungssystem liefern, so kann festge-
stellt werden, daß im Rahmen vom UMPLIS wichtige 
Vorarbeiten geleistet und entsprechende Vorausset-
zungen für ein sektorübergreifendes Informationssy-
stem geschaffen wurden, wobei allerdings die Harmo-
nisierung der Datenbasen und Kompatibilität der Teil-
systeme konsequent weiterzuführen ist. 

107. Erfolgreiches Beobachten ist nur durch Harmo-
nisierung der Datenbasen zu gewährleisten. Dieser 
Grundsatz gilt für ein nationales Beobachtungspro-
gramm ebenso wie für den internationalen Vergleich 
von Umweltmeßdaten. Auf dem UNEP-Expertentref-
fen „Improvement and Harmonization of Environ-
mental Measurement" (UNEP-HEM) 1987 in Mün-
chen (UNEP, 1987) wurde festgehalten, daß die Akti-
vitäten von GEMS im Bereich der Standardisierung 
von Umweltdaten eng mit anderen internationalen 
Körperschaften, wie International Council of Scientific 
Unions (ICSU), International Atomic Energy Agency 
(IAEA), International Organization for Standardiza-
tion (ISO), Man and the Biosphere (MAB), World 
Health Organization (WHO) und World Meteorologi-
cal Organization (WMO), abgestimmt werden sollen. 
Das HEM-Projekt ist inzwischen mit deutscher 
Grundfinanzierung angelaufen; allerdings ist die Har-
monisierung der Datengrundlage nur eine der ver-
schiedenen HEM-Aufgaben. 

Die erwähnte Abstimmung soll vor allem auf die Infor-
mationen bezogen sein, die 

— relevant sind für Umweltbeobachtungen in regio-
naler und globaler Hinsicht, 

— medienübergreifend und interdisziplinär auf Um-
weltveränderungen achten, 

— gewonnen werden, um Langzeitbeobachtungen 
und Langzeitdatensätze aufzubauen, um Verglei-
che zwischen verschiedenen Regionen zu ermögli-
chen, 

— zwecks Abschätzung zukünftiger wissenschaftli-
cher und umweltpolitischer Erfordernisse aufge-
baut werden, 
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— den Behörden erlauben, zwischen verschiedenen 
Arten und Möglichkeiten der Datenverwendung 
bei den Endabnehmern zu entscheiden, 

— auf die Kompatibilität und Vergleichbarkeit auf 
verschiedenen Ebenen ausgerichtet sind, von der 
einfachen Beobachtung bis zur präzisen Mes-
sung. 

Im MAB-6-Projekt Berchtesgaden wurde die Harmo-
nisierung der Datenbasis über die verschiedenen 
Fachbereiche durch den Einsatz des Geographischen 
Informationssystems und eines verbindlichen Daten-
kataloges erreicht, indem sämtliche Projektdaten auf 
die Ökosystemtypen bezogen wurden. Für die erfor-
derliche Harmonisierung ist eine solche Vorgehens-

weise auch für alle Umweltbeobachtungsgebiete not-
wendig. 

108. Die Forderung des Rates (SRU, 1987) nach Ver-
besserungen in der Umweltbeobachtung gilt weiter-
hin. Ein integriertes Bundesumweltinformationssy-
stem mit dezentralen, vernetzten Datenbanken ist als 
Optimum anzusehen. In dieses System können nach 
Abstimmung zwischen den Behörden, vertikal (Kom-
mune-Land-Bund-EG) wie ho rizontal (Fachbereiche), 
kommunale und regionale Systeme dem Bedarf ent-
sprechend eingebunden bzw. bestimmte Daten abruf-
bar sein. Bestehende bzw. geplante Informationssy-
steme bzw. Datenbanken der Ebenen Länder, Bund, 
EG zeigt Abbildung 14. 

5 Zur Institutionalisierung der Umweltbeobachtung 

109. Sowohl die Koordination und Abstimmung der 
sektoralen Umweltbeobachtung als auch der Ausbau 
einer integrierenden Umweltbeobachtung erfordern 
die Einrichtung einer ständigen Institution, die sich 
ausschließlich mit diesen Aufgaben beschäftigt. Sie 
muß Verfahren entwickeln, mit deren Hilfe sich die 
Daten systematisch sammeln, speichern und flexibel 
ordnen lassen, um sie für jede Umweltinformation ab-
rufen und auswerten zu können, wie es im Bereich der 
Volkswirtschaft längst üblich ist. 

110. Konzepte zur Institutionalisierung der Umwelt-
beobachtung existieren in der Bundesrepublik 
Deutschland bisher nur in Ansätzen. Andere Länder 
sind hier weiter vorangeschritten. Das vorbildliche 
Umweltbeobachtungs- und Informationssystem in Ja-
pan (WEIDNER, 1987 und 1990) wurde bereits er-
wähnt, allerdings deckt es noch nicht die gesamte 
Umwelt ab. In den Nachbarländern Österreich und 
Schweiz wird eine systematische Umweltbeobach-
tung aufgebaut und teilweise schon praktiziert. Da 
über die österreichischen Einrichtungen bisher wenig 
publiziert wurde, geht der Rat auf die Überlegungen 
der Schweiz ein, wo sich bisher folgende Institutionen 
mit Umweltforschung und Umweltbeobachtung be-
fassen: 

— Kommission MAB-Schweiz 

— Wissenschaftliche Nationalparkkommission 

— Schweizerische Kommission für Klima- und Atmo-
sphärenforschung (CCA) 

— Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für Umwelt-
forschung (SAGUF) mit dem 

— Rat für praxisorientierte ökologische Forschung. 

Für den Aufbau und die Betreuung der integrierten 
Umweltbeobachtung reicht dies aber nicht aus, denn 
nach der Schweizerischen Naturforschenden Gesell-
schaft (SNG, 1987) hat die SAGUF einen breit gefä-
cherten Auftrag, „weshalb sie die sehr spezifische 
Aufgabe der Umweltbeobachtung nicht mit der nöti-
gen Intensität und Permanenz wahrnehmen kann und 
dies auch nicht wünscht". Der Rat für praxisorientierte 

ökologische Forschung soll praxisnahe Projekte aus 
dem ganzen Spektrum der Umweltforschung durch-
setzen, sich aber nicht mit Dauerprogrammen mit aus-
geprägter Langzeitperspektive auseinandersetzen. In 
der Schweizerischen Naturforschenden Gesellschaft 
wurde deshalb eine Arbeitsgruppe zur Umweltbeob-
achtung ins Leben gerufen, die ein „Programm für 
eine integrierte ökologische Umweltbeobachtung" 
erarbeitet hat. Zur Realisierung dieses Programmes 
schlägt sie vor, innerhalb der SNG eine permanente 
Schweizerische Kommission für Umweltbeobachtung 
(SKUB) einzurichten, die aus Vertretern der Wissen-
schaft, der Bundesverwaltung und der Kantone beste-
hen soll. Die Kommission hat den Auftrag, 

— mit wissenschaftlicher und logistischer Unterstüt-
zung durch eine Forschungsstelle für Umweltbe-
obachtung eine Präzisierung des Umweltbeobach-
tungsprogrammes (im Sinne der Erarbeitung von 
Kriterien für die Prioritätensetzung) vorzuneh-
men, 

— wissenschaftliche und forschungspolitische An-
strengungen zu unterstützen bzw. zu initiieren, die 
Beiträge zur langfristigen Beobachtung von Um-
weltqualitätsveränderungen zum Gegenstand ha-
ben, 

— Bestrebungen zu initiieren, zu fördern bzw. selbst 
zu unternehmen, die auf eine integrierte Umwelt-
berichterstattung abzielen. 

Zudem befaßt sich die Kommission mit den Plänen 
verwandter Kommissionen, sie formuliert die Aufga-
ben der sie unterstützenden Forschungsstelle im Hin-
blick auf eine systematische Modellierung der Beob-
achtungen in den Testgebieten und sie prüft in Zu-
sammenarbeit mit den beteiligten Bundesämtern die 
Konzeption eines periodischen Umweltqualitätsbe-
richtes auf nationaler Ebene, wobei sie der Vernet-
zung der vorhandenen Datenreihen besondere Auf-
merksamkeit schenkt (SNG, 1987). 

111. Die Aufgaben der Schweizerischen Kommis

-

sion für Umweltbeobachtung (SKUB) werden in der 
Bundesrepublik Deutschland, soweit sie definiert 
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Abbildung 14 
Bestehende oder geplante Informationssysteme/Datenbanken zu Umweltobjekten 

Quelle: SRU; die Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit 
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sind, vom Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit, vom Umweltbundes-
amt, von der Bundesforschungsanstalt für Natur-
schutz und Landschaftsökologie und teilweise auch 
vom Rat von Sachverständigen für Umweltfragen be-
handelt. Zugehörige Forschungsvorhaben werden 
überwiegend vom Bundesministerium für Forschung 
und Technologie finanziert. Für den Aufbau einer in-
stitutionalisierten Umweltbeobachtung, den der Rat 
für dringend erforderlich hält, erscheint es zweckmä-
ßig, in der Bundesrepublik Deutschland unverzüglich 
eine permanente Einrichtung zu schaffen, deren Auf-
gaben bereits in den Kapiteln 2 und 3 (insbesondere 
Tz. 72) ausführlich erläutert sind. Dafür hält der Rat 
zunächst 20 Planstellen für erforderlich, die vom Bund 
und von den Ländern getragen werden sollten. Die 
neu zu schaffende Einrichtung sollte ein durchgängi-
ges integrierendes Umweltbeobachtungs- und Daten-
auswertungskonzept unter Einbeziehung der Satelli-
tenfernerkundung für die Ebene des Bundes erarbei-
ten, koordinieren und betreuen. Es muß die Beobach-
tungsaktivitäten der Länder und des Bundes ein-
schließlich der Bundeswehr umfassen und für ent-
sprechende Abstimmungen und Verknüpfungen sor-
gen. Zugleich sollte die Einrichtung die Verbindung 
zur Ebene der Europäischen Gemeinschaft herstellen 
und die nationalen Aufgaben der Europäischen Um-
weltagentur bezüglich der Umweltbeobachtung koor-
dinieren. In die Koordination sollten auch das in Mün-
chen bei der Gesellschaft für Strahlen- und Umwelt-
forschung eingerichtete UNEP-Büro für „Harmoniza-
tion of Environmental Measurement (HEM) " sowie 
die Aktivitäten der Europäischen Raumfahrtagentur 
einbezogen werden, soweit sie die Umweltbeobach-
tung betreffen. Teile einer neu zu schaffenden Ein-
richtung für Umweltbeobachtung sind mit den bereits 
erwähnten Systemen Bodeninformationssystem (BIS), 
Datenbank Ökologie, LANIS, STABIS usw. zumindest 
im Ansatz schon vorhanden. Sie sollten zunächst koor-
diniert und harmonisiert, sodann weiter ausgebaut 
werden. Für den notwendigen Datentransfer sollten 
alle Möglichkeiten der modernen Kommunikations-
technik genutzt werden. Außerdem sollte geprüft 
werden, inwieweit das Potential der Bundeswehr, 
speziell im Bereich der Fernerkundung, über die be-
reits bestehenden Aktivitäten (z. B. Unterstützung 
von STABIS) hinaus für die Zwecke der Umweltbeob-
achtung genutzt werden kann. 

112. Die rechtlichen Probleme der Schaffung einer 
Institutionalisierung erscheinen überwindbar. Die 
ökologische Umweltbeobachtung und die Verwer-
tung der hieraus gewonnenen Daten in Regie des 
Bundes dürften durch die ungeschriebene Verwal-
tungskompetenz des Bundes im Bereich der Ministe-
rialverwaltung gedeckt sein, soweit dies zur Erfüllung 
von Bundesaufgaben erforderlich ist, die wegen ihres 
eindeutigen gesamtstaatlichen Charakters nicht den 
Ländern überlassen werden müssen, selbst wenn die 
Länder an sich für die Ausführung der Bundesgesetze 
zuständig sind (vgl. BVerfGE 21, S. 205 und S. 246f.; 
BVerfGE 22, S. 180 und S. 216f.). Gesichtspunkte, un-
ter denen ökologische Umweltbeobachtung durch 
den Bund gerechtfertigt erscheint, sind etwa die Erfül-
lung internationaler und gemeinschaftsrechtlicher 
Verpflichtungen, grenzüberschreitende Umweltbela-

stungen, Erfolgskontrolle der Bundesgesetze, Um-
weltberichterstattung, insbesondere gegenüber dem 
Parlament, politische Planung und Vorbereitung 
neuer Bundesgesetze. Dementsprechend sind im Ge-
setz über Umweltstatistiken, in den Gesetzen über die 
Errichtung des Umweltbundesamtes und des Bundes-
gesundheitsamtes sowie im Pflanzenschutzgesetz und 
Strahlenschutzvorsorgegesetz einzelne Aufgaben der 
Umweltbeobachtung dem Bund zugewiesen. Auch 
die Wahrnehmung einzelner Bundeskompetenzen 
aufgrund des Bundesnaturschutzgesetzes vermag in 
beschränktem Umfang eine Beobachtung bestimmter 
Teilbereiche der Umwelt durch den Bund zu rechtfer-
tigen. 

113. Problematisch — und Gegenstand von Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen Bund und Län-
dern — ist allerdings die Frage, in welchem Umfang 
Umweltbeobachtung durch den Bund oder Auswer-
tung von durch die Länder gewonnenen Daten durch 
den Bund zur Erfüllung von Bundesaufgaben wirklich 
erforderlich ist. Die Entscheidung ist schwierig, weil 
ökologische Umweltbeobachtung sich schwer von Da-
tenerhebung für konkrete Vollzugsaufgaben abgren-
zen läßt und einen besonderen Bezug zur regionalen 
Umweltqualität besitzt, für die die Länder zuständig 
sind. Im Bereich der Rahmenkompetenzen (Natur-
schutz und Landschaftspflege, Wasserhaushalt) dürfte 
darüber hinaus ein unmittelbares Tätigwerden des 
Bundes ein zwingendes Bedürfnis voraussetzen (vgl. 
BVerfGE 22, S. 180 und S. 217), so daß sich der Bund 
hier regelmäßig auf eine Koordinierung der. Länder 
beschränken muß. Auch soweit die ökologische Um-
weltbeobachtung zu den Aufgaben des Bundes ge-
hört, ist durchaus zweifelhaft, ob die Länder ohne wei-
teres verpflichtet sind, die von ihnen gewonnenen 
Daten an den Bund weiterzugeben. Die Verpflichtung 
zur Amtshilfe (Artikel 35 GG, § 4 VwVfG) erfaßt nach 
allgemeiner Meinung nicht das regelmäßige Zusam-
menwirken von Bund und Ländern beim Austausch 
von Daten. 

Aus diesen Gründen erscheint es nach gegenwärti-
gem Recht unabweisbar, für die ökologische Umwelt-
beobachtung einem Modell vertraglicher Kooperation 
zwischen Bund und Ländern zu folgen. Nach Auffas-
sung des Rates könnte in einer Verwaltungsvereinba-
rung neben der Institutionalisierung einer permanen-
ten Einrichtung zur ökologischen Umweltbeobach-
tung die Kooperation zwischen Bund und Ländern 
etwa nach dem Muster des Strahlenschutzvorsorge-
gesetzes geregelt werden. 

114. Auch die datenschutzrechtlichen Schranken für 
die Erhebung und Verwertung von personen- oder 
unternehmensbezogenen Daten sind nicht so erheb-
lich, daß hieran die Intensivierung und Institutionali-
sierung der ökologischen Umweltbeobachtung schei-
tern müßte. Vielfach werden im Rahmen der ökologi-
schen Umweltbeobachtung Daten gewonnen, die 
keine Angaben über persönliche oder sachliche Ver-
hältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natür-
lichen oder juristischen Person enthalten und die des-
halb weder personenbezogene Daten sind noch den 
verfassungsrechtlichen Schutz der Unternehmens-
sphäre, insbesondere den Schutz von Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnissen, berühren. Soweit es sich al- 
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lerdings um identifizierende Daten handelt, bedarf 
die Datenerhebung einer gesetzlichen Ermächtigung 
(BVerfGE 65, S. 1 und 43 ff.; BVerfGE 67, S. 100 und 
S. 142f.; BVerfG, NJW 1988, S. 3009). Ökologische 
Umweltbeobachtung ist dann nur im Rahmen beste-
hender sektoraler Gesetze möglich, die zu einer Da-
tenerhebung einschließlich damit zusammenhängen-
der Eingriffe in die Sphäre des Betroffenen, wie Dul-
dung von Messungen oder Betreten von Grundstük-
ken sowie Verlangen von Auskünften, ermächtigen. 
Es ist offensichtlich, daß die gesetzlichen Regelungen 
insoweit lückenhaft sind, so daß bei der ökologischen 
Umweltbeobachtung vielfach auf Vereinbarungen 
mit dem Betroffenen zurückgegriffen werden müßte 
(vgl. ABEL-LORENZ und BRANDT, 1990). 

115. Für die Weitergabe ökologischer Daten durch 
die Länder zur Verwertung an den Bund weist der Rat 
darauf hin, daß identifizierende Daten vielfach nicht 
benötigt werden, weil die Aufgaben des Bundes meist 
auch erfüllt werden können, wenn die Länder die von 
ihnen aufgrund bestehender Gesetze erhobenen 
identifizierenden Daten aggregieren oder anonymi-
sieren. Eine Weitergabe personenbezogener Daten an 
den Bund setzt freilich auch bei Abschluß einer Ver-
waltungsvereinbarung voraus, daß dies nach Daten-
schutzgesetzen der Länder zulässig ist. Insbesondere 
die gesetzlichen Regelungen der Länder Bremen, 
Hessen und Nordrhein-Westfalen, die eine strenge 
Zweckbindung vorsehen (vgl. ABEL-LORENZ und 
BRANDT, 1990), schränken die Weitergabe solcher 
Daten stark ein. 

Der Rat ist jedoch der Auffassung, daß die gesetzli-
chen Voraussetzungen dafür geschaffen werden soll-
ten, daß in besonderen Fällen die im Rahmen der 
Überwachung erhobenen Daten auch in identifizie-
render Form für Zwecke weitergehender ökologischer 
Umweltbeobachtung ausgewertet werden können. 
Dies sollte insbesondere dann der Fall sein, wenn in 
emittentenfernen Gebieten Veränderungen festzu-
stellen sind, die weiträumige Schadstofftransporte als 
Ursache vermuten lassen und wenn die Klärung sol-

cher Ursache-Wirkungs-Beziehungen nur in Kenntnis 
detaillierter Verursachungsstrukturen erfolgen kann. 
Beispiele hierfür sind die neuartigen Waldschäden, 
ungeklärte Verunreinigungen von Fließgewässern 
und die Belastung der Küstenmeere. Auch die wissen-
schaftliche Methodenentwicklung bei der Klärung 
von Ursache-Wirkungs-Beziehungen, zum Beispiel 
mit Hilfe von Simulationsrechnungen zum Schadstoff-
transport und zur Schadstoffexposition, ist wesentlich 
auf erhobene Daten angewiesen. Aufbereitete, aggre-
gierte Daten sind oft nicht geeignet, die Anforderun-
gen an die spezifischen wissenschaftlichen Anwen-
dungsbedingungen sicherzustellen. Jede Aggrega-
tion ist mit Informationsverlusten verbunden, die wis-
senschaftliche Auswertungen stark behindern, wenn 
nicht gar ganz unmöglich machen können. Der je-
weils notwendige Aggregationsgrad läßt sich nur aus 
dem spezifischen Anwendungszweck bestimmen und 
stimmt häufig nicht mit den Anforderungen eines 
standardisierten Datenmanagements überein. Der Rat 
sieht in der Weitergabe nicht aggregierter, identifizie-
render Daten für Zwecke der ökologischen Umwelt-
beobachtung keine zusätzlichen Eingriffe in die 
Sphäre des Betroffenen. Die Auswertung dient der 
Kontrolle des Zustandes der Umwelt im Einwirkungs-
bereich der Anlage, wenngleich als Teil einer Ge-
samtbetrachtung. 

Auf lange Sicht empfiehlt der Rat allerdings, gesetzli-
che Grundlagen für die Durchführung der ökologi-
schen Umweltbeobachtung zu schaffen, die die ge-
genwärtig bestehende Rechtsunsicherheit beseitigen 
und Lücken in den behördlichen Befugnissen schlie-
ßen. 

116. Der Rat empfiehlt eine schrittweise Ausdeh-
nung der vorgeschlagenen Aktivitäten auf das Gebiet 
der ehemaligen DDR. Darüber hinaus sollte im Hin-
blick auf die politische Entwicklung im östlichen Mit-
teleuropa und in Osteuropa auch mit diesen Staaten 
eine enge Zusammenarbeit in der Umweltbeobach-
tung und -entwicklung eingerichtet werden. 
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Erlaß über die Einrichtung eines Rates von Sachverständigen für Umweltfragen 
bei dem Bundesminister des Innern 

Vom 28. Dezember 1971 
(GMBl. 1972, Nr. 3, Seite 27) 

§1 

Zur periodischen Begutachtung der Umweltsituation 
und der Umweltbedingungen in der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Erleichterung der Urteilsbildung 
bei allen umweltpolitisch verantwortlichen Instanzen 
sowie in der Öffentlichkeit wird im Einvernehmen mit 
den im Kabinettausschuß für Umweltfragen vertrete-
nen Bundesministern ein Rat von Sachverständigen 
für Umweltfragen gebildet. 

§2 

(1) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
soll die jeweilige Situation der Umwelt und deren Ent-
wicklungstendenzen darstellen sowie Fehlentwick-
lungen und Möglichkeiten zu deren Vermeidung oder 
zu deren Beseitigung aufzeigen. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann im Einver-
nehmen mit den im Kabinettausschuß für Umweltfra-
gen vertretenen Bundesministern Gutachten zu be-
stimmten Themen erbitten. 

§3 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen ist 
nur an den durch diesen Erlaß begründeten Auftrag 
gebunden und in seiner Tätigkeit unabhängig. 

§4 

(1) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
besteht aus 12 Mitgliedern. 

(2) Die Mitglieder sollen die Hauptgebiete des Um-
weltschutzes repräsentieren. 

(3) Die Mitglieder des Rates von Sachverständigen für 
Umweltfragen dürfen weder der Regierung oder einer 
gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder eines 
Landes noch dem öffentlichen Dienst des Bundes, 
eines Landes oder einer sonstigen juristischen Person 
des öffentlichen Rechts, es sei denn als Hochschulleh-
rer oder als Mitarbeiter eines wissenschaftlichen Insti-
tuts angehören. Sie dürfen ferner nicht Repräsentant 
eines Wirtschaftsverb andes oder einer Organisation 
der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer sein oder zu die-
sen in einem ständigen Dienst- oder Geschäftsbesor-
gungsverhältnis stehen; sie dürfen auch nicht wäh-
rend des letzten Jahres vor der Berufung zum Mitglied 

des Rates von Sachverständigen für Umweltfragen 
eine derartige Stellung innegehabt haben. 

§5 

Die Mitglieder des Rates werden vom Bundesminister 
des Innern im Einvernehmen mit den im Kabinettaus-
schuß für Umweltfragen vertretenen Bundesministern 
für die Dauer von drei Jahren berufen. Die Mitglied-
schaft ist auf die Person bezogen. Wiederberufung ist 
höchstens zweimal möglich. Die Mitglieder können 
jederzeit schriftlich dem Bundesminister des Innern 
gegenüber ihr Ausscheiden aus dem Rat erklären. 

§6 

(1) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
wählt in geheimer Wahl aus seiner Mitte für die Dauer 
von drei Jahren einen Vorsitzenden und einen stell-
vertretenden Vorsitzenden mit der Mehrheit der Mit-
glieder. Einmalige Wiederwahl ist möglich. 

(2) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
gibt sich eine Geschäftsordnung. Sie bedarf der Ge-
nehmigung des Bundesministers des Innern im Ein-
vernehmen mit den im Kabinettausschuß für Umwelt-
fragen vertretenen Bundesministern. 

§7 

(1) Der Vorsitzende beruft schriftlich den Rat zu Sit-
zungen ein; er teilt dabei die Tagesordnung mit. Den 
Wünschen der im Kabinettausschuß für Umweltfra-
gen vertretenen Bundesminister auf Beratung be-
stimmter Themen ist Rechnung zu tragen. 

(2) Auf Wunsch des Bundesministers des Innern hat 
der Vorsitzende den Rat einzuberufen. 

(3) Die Beratungen sind nicht öffentlich. 

§8 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern 
zu einzelnen Beratungsthemen andere Sachverstän-
dige hinzuziehen. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/8123 

§9 

Die im Kabinettausschuß für Umweltfragen vertrete-
nen Bundesminister sind von den Sitzungen des Rates 
und den Tagesordnungen zu unterrichten; sie und 
ihre Beauftragten können jederzeit an den Sitzungen 
des Rates teilnehmen. Auf Verlangen ist ihnen das 
Wort zu erteilen. 

§10 

(1) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
legt die Ergebnisse seiner Beratungen in schriftlichen 
Berichten nieder, die er über den Bundesminister des 
Innern den im Kabinettausschuß für Umweltfragen 
vertretenen Bundesministern zuleitet. 

(2) Wird eine einheitliche Auffassung nicht erzielt, so 
sollen in dem schriftlichen Bericht die unterschied-
lichen Meinungen dargelegt werden. 

(3) Die schriftlichen Berichte werden grundsätzlich 
veröffentlicht. Den Zeitpunkt der Veröffentlichung 
bestimmt der Bundesminister des Innern. 

§ 11 

Die Mitglieder des Rates und die von ihm nach § 8 
hinzugezogenen Sachverständigen sind verpflichtet, 
über die Beratungen und über den Inhalt der dem Rat 
gegebenen Informationen, soweit diese ihrer Natur 
und Bedeutung nach geheimzuhalten, sind, Ver-
schwiegenheit zu bewahren. 

§12 

Die Mitglieder des Rates von Sachverständigen für 
Umweltfragen erhalten pauschale Entschädigungen 
sowie Ersatz ihrer Reisekosten. Diese werden vom 
Bundesminister des Innern im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen festge-
setzt. 

§13 

Das Statistische Bundesamt nimmt die Aufgaben 
einer Geschäftsstelle des Rates von Sachverständigen 
für Umweltfragen wahr. 

Bonn, den 28. Dezember 1971 

Der Bundesminister des Innern 

Genscher 
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